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GLEICHSTELLUNG – ZUR UMSETZUNG (RECHTLICHER) INTERVENTIONS- UND STEUERUNGSMASSNAHMEN

Die Verwirklichung der Gleichberechtigung 
der Geschlechter gehört zu den gesetzlichen 
Aufgaben der Hochschulen. Dementspre-

chend sind die Hochschulen des Landes NRW durch 
§ 3 Abs. 4 Hochschulgesetz (HG) bzw. inhaltsgleich in 
§ 3 Abs. 2 Kunsthochschulgesetz (KunstHG) dazu auf-
gefordert, diesen gesetzlichen Gleichstellungsauftrag 
umzusetzen und zu verwirklichen. Im Wortlaut des 
Gesetzes, der auf dem grundgesetzlich verankerten 
Staatsziel der Gleichberechtigung der Geschlechter 
aufbaut, heißt es in Paragraf 3 zu den Aufgaben der 
Hochschulen:

„Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe­
rechtigung von Frauen und Männern in der Hochschule 
und wirken auf die Beseitigung der für Frauen bestehen­
den Nachteile hin. Bei allen Vorschlägen und Entschei­
dungen sind die geschlechtsspezifischen Auswirkungen 
zu beachten (Gender Mainstreaming). Die Hochschulen 
tragen der Vielfalt ihrer Mitglieder (Diversity Manage­
ment) sowie den berechtigten Interessen ihres Perso­
nals an guten Beschäftigungsbedingungen angemessen 
Rechnung.“ (§ 3 Abs. 4 HG NRW)

Wie die Hochschulen diesen umfassenden Gleich
stellungsauftrag in die Praxis umsetzen, ist Gegen-
stand von Teil B des Gender-Reports 2019. Weitere 
gleichstellungsrechtliche Vorgaben – etwa aus dem 
Landesgleichstellungsgesetz (LGG) sowie dem All-
gemeinen Gleichstellungsgesetz (AGG) – werden 
ebenfalls in die Analyse einbezogen. Neben der Fort-
schreibung der Implementierung bereits bekannter 
gleichstellungspolitischer Instrumente und Maß-
nahmen (vgl. Kortendiek et al. 2013, 2016) liegt ein 
besonderer Schwerpunkt auf der Umsetzung von 
(Präventions-)Maßnahmen gegen sexualisierte Dis-
kriminierung und Gewalt sowie den Regelungen des 
im Jahr 2017 in Kraft getretenen Entgelttransparenz-
gesetzes (EntgTranspG).

Datengrundlage und Methode: Hochschul
befragung zu Gleichstellung

Für die sich anschließenden Analysen wurde die 
folgende Datengrundlage und Methodik genutzt: 
Die 37 Hochschulen in Trägerschaft des Landes NRW 
wurden von der Projektleitung des Gender-Reports 
postalisch kontaktiert und um die Beantwortung ei-
nes Fragebogens über die Umsetzung der gesetzlichen 
Gleichstellungsvorgaben gebeten. Die „Befragung der 

Universitäten und Fachhochschulen zum Stand der 
Umsetzung der gesetzlichen Gleichstellungsvorga-
ben und der Gleichstellungspraxis“ richtete sich an 
die Hochschulen, auf die das HG Anwendung findet, 
während sich die „Befragung der Kunsthochschulen 
zum Stand der Umsetzung der gesetzlichen Gleich
stellungsvorgaben und der Gleichstellungspraxis“ an 
die Hochschulen wendet, die unter das Kunsthoch-
schulgesetz (KunstHG) fallen (Stichtag für beide Befra-
gungen: 31.08.2018).1 Neben dem Fragebogen konnten 
Materialien, Informationen oder Verkündungsblätter 
über Steuerungs- und Gleichstellungsmaßnahmen 
der Hochschulen mitgeschickt werden und fließen 
ebenfalls in die anschließende Auswertung ein. 

Während sich alle Universitäten und Fachhochschu-
len an der Befragung beteiligt haben, liegen von den 
sieben Kunsthochschulen sechs Rückmeldungen vor.2 
Die Hochschulbefragungen ermöglichen einen syste-
matischen Blick auf die Umsetzungen der gesetzlich 
verankerten gleichstellungspolitischen Regelungen 
an den Hochschulen. Indem nach den Erfolgen und 
Herausforderungen ihrer Gleichstellungspraxis ge-
fragt wurde, kann in die Analyse auch die Perspektive 
der Hochschulen selbst einbezogen werden.

Zusätzlich zu diesen Befragungen wurden die Hoch-
schulen gebeten, ihre Gleichstellungsprojekte und 
-maßnahmen sowie ihre Kinderbetreuungs- und  
Familienserviceangebote in die Datenbanken „Gleich-
stellungsprojekte an Hochschulen in NRW“ und 
„Kinderbetreuungsangebote an Hochschulen in NRW“ 
einzupflegen. 

Weitere Bausteine der Datenerhebung stellen eine ei-
gene Recherche der Hochschulleitungsgremien sowie 
die Recherche und Inhaltsanalyse der von den Hoch-
schulen erlassenen Richtlinien gegen sexualisierte 
Belästigung und Gewalt sowie für partnerschaftliches 
Verhalten dar. Schließlich wurden im Rahmen des 
Landesprogramms für geschlechtergerechte Hoch-
schulen neu berufene Professor_innen um ihre Ein-
schätzung des Programms gebeten.

Auf dieser Grundlage erfolgten inhaltsanalytische 
sowie – im Falle der Fortschreibung der Daten zu den 

1 Am 11.07.2019 wurde das Hochschulgesetz verändert, die Änderungen 
sind seit dem 01.10.2019 in Kraft. Soweit nicht anders vermerkt, bezieht 
sich die folgende Analyse auf die vorherige Fassung des Gesetzes.
2 Die Kunstakademie Düsseldorf hat sich trotz mehrmaliger Nachfragen 
nicht zu einer Teilnahme an der Hochschulbefragung bereit erklärt.
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1	 VEREINBARKEIT VON FAMILIE UND WISSENSCHAFT, BERUF UND STUDIUM

Frauenanteilen an den Hochschulleitungen – statisti-
sche Auswertungen, um die Gleichstellungspraxis an 
den Hochschulen zu erfassen und die so gewonnenen 
Erkenntnisse für die zukünftige Weiterentwicklung 
der gesetzlichen Gleichstellungsvorgaben in Wissen-
schaft und Forschung nutzen zu können. 

Thematische Auswertung und Aufbau 

Die themenorientierten Kapitel setzen die folgenden 
Schwerpunkte:

1.	 Vereinbarkeit von Familie mit Wissenschaft, Beruf 
und Studium (§ 3 HG/§ 3 KunstHG) 

2.	 Fortschreibung der Entwicklung der Frauen- und 
Männeranteile in der Hochschulleitung und der 

geschlechtergerechten Gremienbesetzung (§ 11b 
HG/§ 12a KunstHG) 

3.	 Gleichstellungssteuerung und -governance (§ 24 
HG/§ 22 KunstHG) sowie die Fortschreibung der 
Gleichstellungspläne (§ 5a LGG NRW) und die von 
den Hochschulen ergriffenen Maßnahmen 

4.	 Sexualisierte Belästigung und Gewalt an Hoch-
schulen sowie ergriffene Maßnahmen dagegen 

5.	 Entwicklung von Gleichstellungsquoten (§ 37a HG) 
und Gleichstellungszielen (§ 30a KunstHG) bei 
der Berufung von Professorinnen 

6.	 Fortschreibung der Professuren mit Gender-(Teil-)
Denomination sowie Zentren und Studiengänge 

7.	 Gendergerechte Finanzierungsmodelle (§ 24  
Abs. 5 HG) 

8.	 Gleichstellung und Entgelttransparenz 

1	 VEREINBARKEIT VON FAMILIE UND WISSENSCHAFT, BERUF UND 
STUDIUM

Die Verknüpfung von Gleichstellungsarbeit und För-
derung von Vereinbarkeit ergibt sich durch die Ver-
ortung der Thematik im Landesgleichstellungsgesetz 
(§ 1 Abs. 1 LGG). Neben der Verankerung im LGG 
NRW ist die Förderung der „Vereinbarkeit von Studi-
um, Beruf und Erziehung“ (§ 3 Abs. 5 HG; § 3 Abs. 4 
KunstHG) sowohl im Hochschul- als auch im Kunst-
hochschulgesetz als Aufgabe der Hochschulen fest-
geschrieben. Damit wird bereits dort die rechtliche 
Grundlage dafür geschaffen, dass familiengerechte 
Maßnahmen an den Hochschulen implementiert 
werden. Dieser gesetzlichen Vorgabe, Vereinbarkeit 
von Familien- und Fürsorgeaufgaben mit Wissen-
schaft, Beruf und Studium zu verbessern, verpflich-
ten die Hochschulen sich, indem sie es als eines 
ihrer Ziele festsetzen. Darüber hinaus übernehmen 
nach wie vor insbesondere Frauen Fürsorgearbeiten 
bzw. wird ihnen diese Übernahme zugeschrieben 
(Blome et al. 2013: 245; Nikolai-Fröhlich 2017: 93). 
Entsprechend bestehen im Kontext der Gleichstel-
lungsarbeit zahlreiche Maßnahmen und Angebote, 
die eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und Studium fördern. Insofern fördern Maßnahmen 
zur Herstellung von Familiengerechtigkeit an Hoch-
schulen insbesondere die Studien- und Berufsper
spektiven von Frauen (Söhner 2017: 111). 

Die folgende Analyse und Darstellung der Angebote 
der nordrhein-westfälischen Hochschulen zur Ge-
staltung einer familiengerechten Hochschule geht 
auf die Studie „Kinderbetreuungsangebote an nord-
rhein-westfälischen Hochschulen – eine Bestands-
aufnahme“ (Becker et al. 2004) zurück. Um die Ver-
gleichbarkeit weiterhin aufrechtzuerhalten, werden 
im Folgenden zusätzlich zu den 37 Hochschulen des 
Landes NRW auch Angebote von anderen Hochschu-
len in NRW berücksichtigt, sofern sie in der Daten-
bank Kinderbetreuung an Hochschulen in NRW auf-
geführt sind. Zudem zeigen Kooperationen zwischen 
den Hochschulen, dass die Gewährleistung von Kin-
derbetreuung hochschulübergreifend organisiert 
wird. Anhand der vier Themenblöcke Steuerung 
von Vereinbarkeit, Familienservicebüros, Kinderbe-
treuung und familiengerechte Wissenschafts- und 
Campuskultur werden der aktuelle Stand sowie die 
Entwicklung der Förderung von Vereinbarkeit an 
den Hochschulen in NRW dargestellt und disku-
tiert. Zur Ermittlung der Daten wird sich für das ge-
samte Kapitel auf die Datenbank Kinderbetreuung 
an Hochschulen in NRW (www.kinderbetreuung- 
hochschulen.nrw.de) bezogen. Darüber hinaus wer-
den vereinzelt die Angaben aus der Hochschulbefra-
gung herangezogen.
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1.1	 STEUERUNG VON VEREINBARKEIT

Die Verantwortung für eine familiengerechte Hoch-
schule obliegt den Hochschulleitungen. So wird bspw. 
von der Universität Bonn in der Hochschulbefra-
gung die Verantwortung für eine bessere Vereinbar-
keit auf der zentralen Leitungsebene der Hochschule 
verortet und der Thematik so ein großer Stellenwert 
zugesprochen: „Die Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Wissenschaft, Beruf, Studium und Familie ist ein 
Kernanliegen der Universitätsleitung und somit ein 
Querschnittsthema in allen Planungsprozessen.“ Dass 
die Frage von Vereinbarkeit die verschiedenen Sta-
tusgruppen der Hochschule gleichermaßen betrifft, 
macht die FernUniversität Hagen in ihrer Rückmel-
dung deutlich, wenn sie ihr Ziel formuliert, „Beschäf-
tigte und Studierende mit Familienaufgaben durch 
bestehende und weitere Angebote zu unterstützen 
und zu entlasten“. Entsprechend stellen die Hoch-
schulen vielfältige Angebote zur Verfügung, die sich 
teilweise an spezifische Gruppen richten, oft aber für 
alle Hochschulangehörigen zugänglich sind. Im Zen
trum stehen dabei unterschiedlich gestaltete Ange-
bote zur Kinderbetreuung und eine familiengerechte 
Gestaltung des Arbeits- bzw. Studienplatzes sowie der 
Campusstruktur. Darüber hinaus bieten Familien-
servicebüros oder vergleichbare Einrichtungen Be
ratungsleistungen an.

Im Verlauf der letzten Jahre hat sich das Angebot 
an vielen Hochschulen über die Ermöglichung oder 
Vermittlung von Kinderbetreuung hinaus weiterent
wickelt. Das lässt sich u. a. in der Umbenennung 
zentraler Beratungseinrichtungen ablesen. So ist erst 
kürzlich an der Universität Duisburg-Essen „das Eltern-
service- in Familienservicebüro (FSB) umbenannt 
worden, um dem erweiterten Familienverständnis 
[…] Rechnung zu tragen. Familie wird hier als ge-
genseitige, langfristige und soziale Verantwortung 
verstanden.“ Damit wird – wie auch die Hochschule 
für Gesundheit Bochum betont – vom „traditionellen 
Begriff der Familie“, der ausschließlich auf die Kon
stellation Mutter, Vater und Kind(er) fokussiert, Ab-
stand genommen. Sehr deutlich formuliert dies auch 
die Universität Münster in ihrer Rückmeldung:

„Das Verständnis von Familiengerechtigkeit orientiert 
sich weniger an formalen Strukturen, sondern soll allen 
aktuellen Formen von Familie gerecht werden. Familien­
gerechtigkeit an der WWU unterstützt Beschäftigte und 
Studierende, die im Alltag familiäre Aufgaben in Erzie­

hung, Fürsorge und Pflege übernehmen. Entsprechende 
Maßnahmen richten sich an alle Geschlechter.“

Hier wird mit der Orientierung an dem Begriff der 
Familiengerechtigkeit die Vielfalt von Familie als we-
sentliches Element in die Politiken zur Vereinbarkeit 
an Hochschulen aufgenommen. Mit dieser Ausrich-
tung ist zudem ein Perspektivwechsel verbunden, der 
Familienbelange nicht länger an den Erfordernissen 
des Arbeits- oder Studienplatzes ausrichtet, sondern 
das Verhältnis umkehrt (Blome et al. 2013: 244). Da-
rüber hinaus wird mit den Aufgaben der Pflege ein 
Aspekt aufgegriffen, der sich zunehmend in Angebo-
ten der Hochschulen niederschlägt. Die Übernahme 
von Beratungsleistungen hinsichtlich der Pflege von 
Angehörigen durch die Familienservicebüros wird 
mittlerweile an vielen Hochschulen als ein Aufgaben-
bereich wahrgenommen und es wurden außerdem 
weitergehende Maßnahmen entwickelt, wie bspw. die 
„PflegelotsInnen“ an der Fachhochschule Münster, die 
im spontanen Bedarfsfall zur Seite stehen. 

Datenbank Kinderbetreuung an nordrhein-west
fälischen Hochschulen 
Die Datenbank „Kinderbetreuung an Hochschulen in 
NRW“ enthält insgesamt 243 Angebote an den Hoch-
schulen, die auf eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, Wissenschaft und Studium abzielen. Im 
Vergleich zu den Daten des Gender-Reports 2016 er-
gibt dies einen Zuwachs von etwa 50 Angeboten (vgl. 
Kortendiek et al. 2016: 241), was als weiterer Hin-
weis gewertet werden kann, dass die Hochschulen 
das Themenfeld „Familie“ als relevant für die Hoch-
schulorganisation erachten. In der Datenbank werden 
überwiegend Angebote erfasst, die sich explizit mit 
Betreuungsmöglichkeiten von Kindern befassen. Sie 
werden den Kategorien Kindertageseinrichtungen/
Kindertagespflege, Eltern-Kind-Räume, Ferienbetreu-
ung und Kinderkurzzeitbetreuung und Familienser
vicebüros zugeordnet.

Eine Betrachtung der einzelnen Kategorien nach An-
zahl der Hochschulen (Tab. B 1.1) zeigt auch hier, dass 
mehr Hochschulen entsprechende Angebote bereit-
stellen. Die meisten Hochschulen bieten Plätze in Kin-
dertageseinrichtungen und der Kindertagespflege an. 
Die deutlichsten Zunahmen zeichnen sich im Bereich 
der Ferien- bzw. der Kinderkurzzeitbetreuung ab, in 
denen eine direkte und flexible Betreuung der Kinder 
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stattfindet. Jeweils sechs Hochschulen haben im Zeit-
raum von März 2016 bis Oktober 2018 entsprechende 
Angebote neu eingerichtet. Lediglich die Anzahl der 
Hochschulen mit Familienservicebüros hat sich seit 
2016 nicht erhöht.

Auf eine besondere Situation ist bei den kleineren 
Hochschulen mit niedrigen Student_innen- und Be-
schäftigtenzahlen hinzuweisen. Hier sind nach den 
Aussagen der Hochschulen in den Rückmeldungen 

die Bedarfe so gering, dass eine selbstorganisierte Kin-
derbetreuung oder eine eigene Beratungseinrichtung 
zu Vereinbarkeitsthemen als nicht verhältnismäßig 
eingestuft wird. Zudem stehen in der Regel auch we-
niger personelle und finanzielle Ressourcen zur Verfü-
gung. Diese Hochschulen geben an, stattdessen stärker 
auf einer individuellen und informellen Ebene Unter-
stützung zu leisten. Häufig wird dabei mit Bedarfsab-
fragen gearbeitet (Kunstakademie Münster, Robert 
Schumann Hochschule Düsseldorf).

1.2	 FAMILIENSERVICEBÜROS – AUSSTATTUNG UND ANGEBOTE

Für viele Hochschulen stellt die Einrichtung eines Fa-
milienservicebüros3 eine zentrale Maßnahme dar, um 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Studium 
zu befördern. 26 Hochschulen können eine solche 
Einrichtung vorweisen. 14 Universitäten und 11 Fach-
hochschulen verfügen über ein Familienservicebüro. 
Die Folkwang Universität der Künste hat als einzige 
Kunsthochschule ebenfalls diese Form der Institutio-
nalisierung gewählt. Andere Hochschulen haben sich 
entschieden, externe Beratungsanbieter zu engagieren. 
Eine solche Zusammenarbeit ermöglicht es insbeson-
dere kleineren Hochschulen, ihren Hochschulmitglie-
dern Beratung zu Kinderbetreuung oder Pflege von 
Angehörigen zur Verfügung zu stellen. So beschreibt 
die Hochschule Hamm-Lippstadt ihre Situation: 

„Die Schaffung eines Familienservicebüros […] ist von 
einer vergleichsweise kleinen Hochschule wie der HSHL, 
die zudem an zwei ca. 45 km voneinander entfernt 
liegenden Standorten besteht, kaum aus eigener Kraft 
zu leisten. Aus diesem Grund hat sich die Hochschule 
Hamm-Lippstadt entschieden, eine externe Agentur mit 
diesem Aufgabenbereich zu betrauen.“ 

3 Der Einfachheit halber wird im Weiteren der Begriff „Familienservice-
büro“ verwendet, darunter fallen auch ähnliche Einrichtungen wie 
Familienbüros, Familienservices oder Dual Career & Family Support.

Auf diese Weise wird eine für die Hochschulange-
hörigen kostenlose externe Beratung ermöglicht, die 
u. a. die Vermittlung von Kinderbetreuungsplätzen 
oder das Angebot von Ferienbetreuungsprogrammen 
umfasst. Einen anderen Weg geht die Hochschule für 
Musik Detmold, die ebenfalls kein eigenes Familien-
servicebüro betreibt. Statt eines kommerziellen Ser-
vicedienstleisters kooperiert die Hochschule mit dem 
Familienservice der ebenfalls in Detmold angesie-
delten Technischen Hochschule Ostwestfalen-Lippe. 
Auch die Kunsthochschule für Medien Köln berichtet, 
dass bei der geringen Anzahl der zu betreuenden Kin-
der an der Hochschule eine dauerhafte Servicestelle 
nicht zielführend sei. Vielmehr wird, ähnlich wie an 
der Kunstakademie Münster, gezielt auf individuelle 
Bedarfe und Problemlagen reagiert, indem fallspezifi-
sche Lösungswege verfolgt würden.

1.2.1	 Verankerung, Institutionalisierung und 
Ressourcen

Zwei Drittel der Hochschulen in NRW haben ein Fa-
milienservicebüro als zentralen Anlaufpunkt für das 
Thema Vereinbarkeit von Familie und Studium und 
Beruf eingerichtet. Diese unterscheiden sich jedoch 

Tab. B 1.1: Anzahl der Hochschulen mit Angeboten zur Kinderbetreuung und Familienservicebüros 2016 und 2018

Angebot
Anzahl der Hochschulen 

2016
Anzahl der Hochschulen 

2018

Kindertageseinrichtungen/Kindertagespflege 31 35

Eltern-Kind-Räume 24 27

Familienservicebüros 26 26

Ferienbetreuung 19 25

Kinderkurzzeitbetreuung 15 21

Quelle: eigene Berechnungen, Datenbank Kinderbetreuungsangebote an nordrhein-westfälischen Hochschulen (Stand 31.10.2018).
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maßgeblich hinsichtlich ihrer Ausstattung und der 
Verortung innerhalb der Hochschulstruktur.

Laut der Angaben aus der Hochschulbefragung wur-
den die Familienservicebüros entweder im jeweili-
gen Personaldezernat oder an den zentralen Gleich
stellungsbüros angesiedelt. Jedoch bestehen auch 
innerhalb der beiden Formen der Verankerung große 
Unterschiede. So bilden die Familienservicebüros an 
einigen Hochschulen (bspw. Universitäten Bochum 
und Bonn) eigene Stabstellen, während sie anders-
wo eine Abteilung innerhalb eines Dezernats sind. 
An manchen Hochschulen – wie der Fachhochschule  
Aachen – sind Aufgaben der Familienservicebüros 
im Gleichstellungsbüro integriert und andere – wie 
die Universität Siegen – siedeln sie als separate Insti
tution am Gleichstellungsbüro an. Eine Sonderposi
tion nimmt in der Frage der Verortung die Universität 
Duisburg-Essen ein: Das Familienservicebüro, bislang 
mit der universitätseigenen Kindertagesstätte bei der 
Gleichstellungsbeauftragten verortet, hat sich zu einer 
gemeinsamen Betriebseinheit entwickelt.

Die Finanzierung der Familienservicebüros unter-
scheidet sich je nach Hochschule, setzt sich aber nach 
den Rückmeldungen aus der Hochschulbefragung 
aus insgesamt vier Komponenten zusammen, von 
denen je Hochschule mindestens eine genutzt wird: 
(1) Mittel aus dem zentralen Haushalt der jeweiligen 
Hochschule, (2) Qualitätsverbesserungsmittel des 
Landes NRW, (3) Mittel aus dem Landesprogramm 
für geschlechtergerechte Hochschulen und (4) Mittel 
aus dem Professorinnenprogramm II des Bundes. Mit 
Ausnahme von vier Hochschulen (FernUniversität 
Hagen, Fachhochschule Dortmund, Fachhochschule  
Südwestfalen, Hochschule Ruhr West) werden die 
Mittel für das Familienservicebüro mindestens antei-
lig durch den zentralen Haushalt bereitgestellt.

Die personellen Ressourcen der Familienservicebüros 
weisen eine große Bandbreite auf, sodass sich ent-
sprechend auch die Reichweite der Angebote je nach 
Hochschule unterscheidet. Während Hochschulen mit 
vielen Beschäftigten, wie die RWTH Aachen, die Uni-
versität Duisburg-Essen und die Universität zu Köln, 
angeben, Stellen im Umfang von mehr als drei Voll-
zeitäquivalenten finanzieren zu können, verfügen die 
meisten Fachhochschulen über maximal eine Vollzeit-
stelle. Doch nicht nur die Anzahl der Stellen, sondern 
auch deren Dauerhaftigkeit ist relevant. So waren im 
Frühjahr 2017 laut einer Befragung des Hochschulnetz-

werks Familie NRW 50 % der Stellen in den Familien
servicebüros befristet (Koppenhöfer 2017: 76). Hier 
ist allerdings nach den Angaben aus der Hochschul-
befragung ein positiver Trend zu beobachten: 16 der 
26 Hochschulen mit Familienservicebüros haben ihre 
Stellen in diesem Bereich verstetigt und zwei weitere 
Hochschulen befinden sich im Prozess der Entfris-
tung. Gleichzeitig geben drei Hochschulen an, keine  
Verstetigung der Familienservicebüros sowie der dort 
verankerten Maßnahmen anzustreben, was im Falle 
der Hochschulen Ruhr West und Rhein-Waal mit der 
Finanzierung durch die befristeten Mittel, u. a. des 
Landesprogramms, begründet wird. Eine kontinuier
liche Arbeit wird so erheblich erschwert, denn die auf 
Dauerhaftigkeit angelegte Aufgabe der Vereinbarkeit 
von Familie und Studium und Beruf erfordert auch 
die personelle Verstetigung. 

1.2.2	 Beratungsangebote und Serviceleistungen

Die Kernkomponenten, die die Familienservicebüros 
ihren Hochschulangehörigen zur Verfügung stellen, 
sind Beratungsangebote und Serviceleistungen. So 
beschreibt die Technische Hochschule Köln ihr Fami-
lienservicebüro als „zentrale Anlauf- und Beratungs-
stelle für alle familiären Belange für Beschäftigte und 
Studierende [und] übernimmt […] eine Art Lotsen-
funktion an der Hochschule“.

Beratung, Information und Weiterbildung
Vonseiten der Hochschulen wird der Kommunika
tion über Maßnahmen und gesetzliche Rahmenbe-
dingungen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und Studium fördern, eine hohe Bedeutung zuge-
messen. Denn oft mangele es Hochschulangehörigen 
an Wissen, bspw. hinsichtlich der Möglichkeiten zur 
Kinderbetreuung während Dienstreisen oder der Ar-
beitsbefreiung aufgrund von Pflegeverantwortung 
(vgl. Koppenhöfer 2017: 77). So formuliert die Hoch-
schule für Gesundheit Bochum: „Ein wichtiges An-
liegen ist der Ausbau des Informationsmanagements 
an der hsg über familienorientierte Angebote und 
Maßnahmen.“

Dabei fungieren die Familienservicebüros als Infor-
mations- und Beratungsstellen zu Fragen rund um die 
Thematik von Vereinbarkeit. Hier wird deutlich, dass 
an vielen Hochschulen der weit gefasste Familienbe-
griff – zumindest in Bezug auf den Aspekt der Pflege 
– angewendet wird. In den Antworten der 37 Hoch-
schulen wird immer wieder betont, dass neben der 
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Kinderbetreuung auch die Pflege von Angehörigen im 
Fokus der Beratungsangebote stehe. Vereinzelt wird 
zudem eine spezifische Pflegeberatung angeboten; die 
Universität Bonn bietet bspw. einen breiten Service 
individueller Unterstützung für Studierende und Be-
schäftigte in Form von Peercoaching, Versenden eines 
Newsletters bis hin zur Beratung bei Antragsverfahren 
für Pflegeeinstufungen an.

Informationsmaterialien, die über verschiedene Medien  
bereitgestellt werden, ergänzen das persönliche Bera-
tungsangebot. Weit verbreitet – insbesondere unter 
den Universitäten des Landes NRW – sind Internetpor-
tale, in denen die vereinbarkeitsfördernden Maßnah-
men an den jeweiligen Hochschulen vorgestellt und 
oft umfangreiche weitere Informationen zu Themen 
der familiengerechten Hochschule zur Verfügung ge-
stellt werden. Diese Portale bieten den Vorteil, auch 
außerhalb der Hochschule für die Hochschulange-
hörigen zugänglich zu sein. Zumeist an Studierende 
richten sich Flyer wie die „Studienregelungen für Stu-
dierende mit Kindern oder Betreuungs- und Pflege-
verpflichtungen“ (Universität Duisburg-Essen) oder 
die Broschüre „Studieren mit Kind“ (Fachhochschule 
Bielefeld, Hochschule Rhein-Waal). Die Universität 
Paderborn gibt darüber hinaus den Newsletter „Fami
liengerechte Uni Paderborn“ heraus, um über ihre 
Angebote zu informieren und ihre Mitglieder zu sen-
sibilisieren. Sie bietet zudem eine „kollegiale Beratung 
für Mütter und Väter an der Universität“ an.

Diverse Angebote zur Weiterbildung, die sich an ver-
schiedene Gruppen der Hochschulen richten, kommen 
zu den reinen Beratungsleistungen hinzu. Die Hoch-
schule Düsseldorf richtet sich vornehmlich an Studie-
rende mit Kind und bietet spezifische Workshops zum 
Zeitmanagement sowie Bewerbungstraining an. Die 
Angebote an den übrigen Hochschulen adressieren da-
gegen vornehmlich Mitarbeitende und Führungskräfte.  
In einer frühen Phase der wissenschaftlichen Karriere  
setzt die Universität Bielefeld mit einem Coaching zur 
Vereinbarkeit von Qualifizierung und Elternschaft an. 
Die Universität Bonn organisiert ein Career Family 
Coaching für Postdoktorand_innen, das dabei helfen 
soll, diese Phase, „in der viel berufliches Engagement, 
unsichere Beschäftigungsbedingungen und ein hohes 
Maß an zeitlicher Flexibilität gefordert sind“, zu be-
wältigen. Ein Schwerpunkt auf die Implementierung 
von Vereinbarkeitsfragen in Führungskräfte-Coachings 
wird an der Universität Duisburg-Essen und der Tech-
nischen Hochschule Köln gelegt.

Vernetzung von Hochschulmitgliedern mit Kindern
Eine weitere Aufgabe, die die Familienservicebüros 
übernehmen, ist die Vernetzung von Hochschulmit-
gliedern mit Kindern sowie mit pflegebedürftigen An-
gehörigen. Ein niedrigschwelliges Angebot für Eltern 
an der Hochschule kann ein Eltern-Café darstellen. So 
schafft bspw. die TU Dortmund alle drei Wochen einen 
Raum für gegenseitigen Austausch und Unterstüt-
zung. Speziell für studentische Eltern finden ähnliche 
Veranstaltungen an der Fachhochschule Aachen, der 
Hochschule Düsseldorf und der Universität Münster 
statt. Kontaktpersonen für studentische Eltern wer-
den an der Fachhochschule Dortmund eingesetzt: 
Mit den „familyscouts“ soll eine Kommunikation auf 
Augenhöhe geschaffen werden. Andere Formate zur 
Vernetzung und gegenseitigen Unterstützung sind der 
„Kinderflohmarkt“ und die „Familienzeit“ an der Hoch-
schule Düsseldorf, die Elterntreffs an der Hochschule 
Bonn-Rhein-Sieg und der Universität Wuppertal, die 
Möglichkeit zum Hochschulsport mit Kind an der 
Fachhochschule Münster oder ganztägige Angebote 
wie die Familientage an der Hochschule Bochum und 
der Fachhochschule Dortmund. Der Aspekt der Pflege 
von Angehörigen wird an der Fachhochschule Aachen 
in Form des „Pflegefrühstücks“ für Beschäftigte in den 
Vordergrund gestellt und ermöglicht auch auf dieser 
Ebene den Austausch. Auf die spezifischen Bedürfnisse 
von Vätern gehen einige Hochschulen ein, indem sie, 
wie die Universität Duisburg-Essen, von „Väterarbeit“ 
schreiben oder, wie an der Fachhochschule Dortmund, 
einen „Väter-Dialog“ einrichten.

Programme, die sich mit dem Kontakthalten und dem 
Wiedereinstieg während bzw. nach einer Familien-
phase befassen, sind auf Vernetzung bzw. Netzwerk-
bildung in der Wissenschaftscommunity ausgelegt. 
Sechs Hochschulen haben angegeben, ein solches Pro-
gramm durchzuführen. Während an der Deutschen 
Sporthochschule Köln und der Hochschule Rhein-
Waal der Schwerpunkt darauf liegt, das wissenschaft-
liche Netzwerk während einer Familienphase auf-
rechtzuerhalten, konzentrieren sich die Programme  
an der Universität Bochum, der Universität Düssel-
dorf, der Fachhochschule Aachen und der Techni-
schen Hochschule Ostwestfalen-Lippe auf die Phase 
des Wiedereinstiegs. Das Wiedereinstiegsprogramm 
an der Technischen Hochschule Ostwestfalen-Lippe 
fokussiert besonders auf Ingenieurinnen.
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1.3	 ENTWICKLUNG UND AUSBAU DER KINDERBETREUUNG

Laut einer bundesweiten Studie hat in den vergange-
nen Jahren die Zahl der Kindertagesbetreuungsplätze  
in Deutschland zugenommen. Von 2006 bis 2017 
wurde die Kindertagesbetreuung um ca. 21 % auf 
3.614.642 Plätze ausgebaut (BMFSFJ 2018). Dabei 
bezieht sich jedoch ein großer Teil dieser Steigerung 
auf die Betreuung von Kindern unter drei Jahren 
(U3), was auch auf die Erweiterung des Rechtsan-
spruchs auf einen Tagesbetreuungsplatz auf Kinder 
zwischen dem ersten und dritten Lebensjahr zurück-
zuführen ist (BMFSFJ 2018: 7). Dass damit aber der 
Bedarf an U3-Betreuungsplätzen noch nicht abge-
deckt ist, zeigt der DJI Kinderbetreuungsreport 2017. 
Nach dieser Studie besteht in Nordrhein-Westfalen, 
bei einem Betreuungsbedarf von 42 % der unter 
dreijährigen Kinder, mit einer Kinderbetreuungs-
quote von 26 % weiterhin eine große Lücke von 16 
Prozentpunkten zwischen Angebot und Nachfrage 
(Alt et al. 2017: 12). 

1.3.1	 Kindertagesstätten und Kindertagespflege

Die allgemeinen Trends lassen sich anhand der Aus-
wertung der Datenbank „Kinderbetreuung an Hoch-
schulen in NRW“ auch auf die Entwicklung der Kin-
dertagesbetreuung an den Hochschulen in NRW 
übertragen. Die Gesamtzahl der Betreuungsplätze in 
Kindertagesstätten und der Kindertagespflege konnte 
in den vergangenen 15 Jahren um etwa 1.600 erhöht 
werden. Auch in der jüngeren Vergangenheit von 
2016 bis 2018 wurden weitere 222 Plätze geschaffen 
und damit eine Steigerungsrate von 5,6 % erreicht. In 
insgesamt 86 Einrichtungen werden bis zu 3.519 Be-
treuungsplätze für Kinder von Hochschulmitgliedern 
zur Verfügung gestellt. Angesichts von rund 110.000 
Hochschulbeschäftigten und 650.000 Studierenden ist 

auch hier davon auszugehen, dass der Betreuungsbe-
darf das Angebot deutlich übersteigt.

Die Plätze zur Kindertagesbetreuung richten sich vor-
nehmlich an Vorschulkinder, mit der Ausnahme von 
bis zu 40 Plätzen an zwei Einrichtungen, die auch 
Schulkinder aufnehmen. In den vergangenen zwei 
Jahren hat sich die Altersstruktur der Betreuungs
plätze kaum geändert; ca. ein Drittel ist Kindern zwi-
schen drei und sechs Jahren vorbehalten (wobei hier 
auch Gruppen mit einer Altersstruktur von zwei bis 
sechs Jahren einbezogen wurden), etwas mehr als ein 
Viertel sind auf Kinder unter drei Jahren beschränkt 
und nahezu alle weiteren Plätze sind in altersge-
mischten Gruppen organisiert. Werden die aktuellen 
Zahlen jedoch mit denen von 2003 verglichen, wird 
deutlich, dass eine Verschiebung zugunsten jüngerer 
Kinder stattfand. Die damaligen 234 Plätze für Kinder 
unter drei Jahren wurden im Laufe dieser 15 Jahre 
um etwa 300 % gesteigert, sodass nun fast 1.000 Plätze  
ausschließlich für diese Altersgruppe vorbehalten 
sind. Zudem ist auffällig, dass vier Einrichtungen we-
der Plätze für null- bis dreijährige noch für null- bis 
sechsjährige Kinder anbieten.

Mithilfe der Auswertung der gelisteten Angebote der 
Datenbank „Kinderbetreuung an Hochschulen in 
NRW“ wird eine diverse Trägerschaft der Einrichtun-
gen zur Kinderbetreuung deutlich, die oft mit spe-
zifischen Zielgruppen verknüpft werden kann. Ein 
großer Teil, ca. 1.625 Plätze und damit fast die Hälfte,  
wird von den Studierendenwerken bereitgestellt. Da 
diese Einrichtungen durch den Semesterbeitrag der 
Studierenden mitfinanziert werden, liegt auch der 
Fokus auf den Kindern studentischer Eltern. Dabei 
sind einige Einrichtungen, wie die Uni-Kita in Biele-

Tab. B 1.2: Entwicklung der Kinderbetreuungsplätze an nordrhein-westfälischen Hochschulen (einschließlich Unikliniken) nach 
Altersgruppen

 2003 2016 2018 Steigerungsrate  
2003 – 2018

Altersgruppe Anzahl % Anzahl % Anzahl % %

0–3 Jahre 234 12,3 % 880 26,7 % 949 27,0 % 305,6 %

0–6 Jahre 898 47,0 % 1.370 41,6 % 1.394 39,6 % 55,2 %

3–6 Jahre* 527 27,6 % 1.007 30,5 % 1.136 32,3 % 115,6 %

0–14 Jahre 250 13,1 % 40 1,2 % 40 1,1 % - 84,0 %

Alle Altersgruppen 1.909 100 % 3.297 100 % 3.519 100 % 84,3 %

Quelle: eigene Berechnungen, Datenbank Kinderbetreuungsangebote an nordrhein-westfälischen Hochschulen (Stand 31.10.2018). Die Altersgruppierungen richten sich aufgrund der 
Fortschreibung der Daten nach den Gender-Reporten 2010 und 2016 und danach, für welche Altersgruppen die Einrichtungen jeweils Plätze anbieten.  

* Diese Altersgruppe nimmt häufig auch Kinder ab zwei Jahren auf. 
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feld, die Kindertagesstätte Stoppersöckchen in Köln 
oder die Kindertagesstätte Augustinushaus in Bonn, 
ausschließlich für Kinder von Student_innen zuge-
lassen. Andere, wie die Kita Campino in Duisburg, 
werden auch für Kinder von Anwohner_innen oder, 
wie die Kita Unikids in Bochum, für Kinder von Be-
schäftigten der Hochschule geöffnet. Neben den Stu-
dierendenwerken befinden sich jeweils mehr als zehn 
Kinderbetreuungseinrichtungen in der Trägerschaft 
von Elterninitiativen oder den Hochschulen selbst. 
Während die von Elterninitiativen getragenen Ein-
richtungen hinsichtlich der Zielgruppen meist sowohl 
allen Hochschulangehörigen als auch externen Eltern 
offenstehen, sind die hochschuleigenen Einrichtun-
gen in der Regel auf die Kinder ihrer Hochschulmit-
glieder begrenzt. Zudem ist auffällig, dass der Fokus 
von hochschuleigenen Einrichtungen auf der Betreu-
ung von Kindern unter drei Jahren liegt. Viele dieser 
Einrichtungen bieten spezifische U3-Plätze an, wobei 
etwa die Hälfte die Form von Kindergroßtagespflege
stellen annehmen. Eine letzte – hinsichtlich der 
Platzzahl – große Gruppe bilden die sieben von den 
Unikliniken getragenen Einrichtungen. Hier werden 
über 750 Kinder, überwiegend von Bediensteten der 
Unikliniken, in allen Altersklassen aufgenommen 
und betreut.

Die Platzzahl der Einrichtungen und der Betreuungs-
umfang in Stunden unterscheiden sich teilweise sehr 
stark. Mit lediglich einem festen Belegplatz an der Kita 
Sonnenkamp stellt die Fachhochschule Südwestfalen 
das kleinste Platzkontingent zur Verfügung, während 
in der Betriebskindertagesstätte des Universitätskli-
nikums Bonn mit 160 die meisten Plätze angeboten 
werden. Im Durchschnitt werden in einer Einrichtung 
an den Hochschulen in NRW ca. 40 Kinder betreut. 
Der Betreuungsumfang variiert zwischen zehn und 
50 Stunden, wobei der Großteil der Einrichtungen 
Ganztagsplätze mit einem Umfang von 35 bis 45 Stun-
den pro Woche anbietet.

1.3.2	 Kurzzeit-, Notfall- und Ferienbetreuung

Neben den Ganz- oder Halbtagsplätzen in Kindertages
stätten oder der Kindertagespflege werden laut der 
Angaben in der Datenbank an den Hochschulen in 
NRW zahlreiche flexible Möglichkeiten der Kinder-
betreuung angeboten. Im Vergleich zu den Daten aus 
dem Gender-Report 2016 haben insbesondere in die-
sem Bereich viele Hochschulen ihre Betreuungsmög-
lichkeiten ausgebaut oder neu initiiert. Damit wird 

auf den besonderen Bedarf an flexiblen Betreuungs-
angeboten an Hochschulen, wie ihn Silke Koppen-
höfer (2017) konstatiert, reagiert. Inzwischen haben 
21 Hochschulen eine Kurzzeit- oder Notfallbetreu-
ung eingerichtet, das sind sechs mehr als noch 2016. 
Damit wird auf oft unregelmäßige oder die Rand-
zeiten betreffende Bedarfe zur Kinderbetreuung von 
Hochschulangehörigen eingegangen. Mit 25 von 34 
Angeboten wird der Großteil der Kurzzeit- oder Not-
fallbetreuungen an den Universitäten zur Verfügung 
gestellt, an neun Fachhochschulen und sechs Kunst-
hochschulen ist diese Form der Kinderbetreuung wei-
terhin nicht möglich. 

Im Hinblick auf die Zielgruppe der Angebote weist 
die Auswertung der Datenbank auf große Unter
schiede hin. Während Kinderkurzzeitbetreuungen 
an der Hochschule Düsseldorf, der TU Dortmund, der 
Universität Duisburg-Essen oder der FernUniversität  
Hagen sowohl Kindern von Studierenden als auch 
von Beschäftigten offenstehen, beschränken sich 
andere Einrichtungen auf spezifische Gruppen von 
Hochschulangehörigen. So wurde an der Uni Bielefeld 
ein Programm eingerichtet, das speziell auf die Kurz-
zeitbetreuung von Kindern neu eingestellter Wissen
schaftler_innen ausgerichtet ist und das Känguru-
Projekt der Universität Paderborn konzentriert sich 
auf die Bedarfe von alleinerziehenden Studierenden. 
Dass neben der Betreuung von Kindern auch spon-
taner Betreuungsbedarf für zu pflegende Angehörige 
besteht, wird an der Fachhochschule Münster berück-
sichtigt und für diese Fälle das Konzept der Notfallbe-
treuung erweitert. 

Zugenommen hat auch die Anzahl der Hochschu-
len, die eine Ferienbetreuung anbieten. Immerhin 
25 Hochschulen – teilweise in Kooperation miteinan-
der – und damit sechs mehr als 2016 eröffnen ihren 
Hochschulangehörigen mit Kindern die Möglichkeit, 
besondere Betreuungsbedarfe in den Schulferien oder 
während der Schließzeiten von Kindertageseinrich-
tungen aufzufangen. Im Gegensatz zu den Kinder
tagesstätten und Kindertagespflegestellen richten sich 
die Ferienbetreuungsprogramme überwiegend an 
Kinder im Alter zwischen sechs und 12 Jahren. Le-
diglich die Universität Paderborn und die Fachhoch-
schule Bielefeld bieten auch für die Schließzeiten der 
Kindertageseinrichtungen eine Betreuung an.
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1.4	 FAMILIENGERECHTE WISSENSCHAFTS-, ARBEITS- UND CAMPUSKULTUR

Neben den Familienservicebüros und Kinderbetreu-
ungsangeboten existieren – oft ausgehend von den 
Familienservice- oder Gleichstellungsstellen – weitere 
Projekte, Instrumente oder Verfahren, die Hochschu-
len als einen familiengerechten Ort etablieren sollen.

An der Universität Münster wurde das Thema Ver-
einbarkeit ein Semester lang öffentlichkeitswirksam 
aufbereitet, indem auf den Webseiten der Hochschule 
mithilfe regelmäßiger Beiträge „Familienbewusstsein 
und entsprechende Herausforderungen […] intensiv 
und differenziert beleuchtet“ wurden. In ihrer Rück-
meldung gibt sie als Ziel dafür an, „die Sichtbarkeit 
und damit die Sensibilität“ zu erhöhen. Ähnliche, auf 
die Hochschulöffentlichkeit bezogene Projekte wur-
den an der Universität Wuppertal und der Universität 
Bochum durchgeführt. Hier wurden mithilfe der Aus-
stellungen „Studieren mit Kind“ (Uni Wuppertal) und 
„Väter an der RUB“ Eltern in ihrem Lebensalltag an der 
Hochschule in Szene gesetzt. 

Um eine familiengerechte Hochschulstruktur aufzu-
bauen und dies öffentlich zu kommunizieren, haben 
viele Hochschulen erfolgreich am „audit familienge-
rechte hochschule“ teilgenommen.4 Das Audit bietet 
den partizipierenden Hochschulen eine strukturierte 
Bewertung ihrer Bemühungen um Vereinbarkeit von 
Studium und Beruf und Familie. Den Problematiken, 
wie hohe, nach Studierendenzahlen gestaffelte Ge-
bühren und der zeit- und personalintensive Aufwand 
für die Durchführung der Auditierung, stehen die 
Vorteile durch die Einrichtung von Lenkungsgruppen 
und verbindliche Leistungsvereinbarungen gegen-
über (Blome et al. 2013: 201). Laut den Angaben in 
den Rückmeldungen und in der Datenbank wurden 
insgesamt acht Universitäten und elf Fachhochschu-
len als familiengerechte Hochschulen zertifiziert und 
befinden sich mindestens im ersten Re-Auditierungs-
verfahren, wobei die Verleihung des ersten Zertifikats 
zwischen 2005 (Universität Paderborn) und 2015 
(Hochschule Rhein-Waal) variiert. 

Daneben haben elf Hochschulen die Charta des Best 
Practice-Clubs „Familie in der Hochschule“5 unter-

4 Das „audit familiengerechte hochschule“ wird von der berufundfamilie 
Service GmbH vergeben.
5 Der Best Practice Club wurde von der Robert Bosch Stiftung, dem Zen
trum für Hochschulentwicklung und dem Beauftragten der Bundes
regierung für die neuen Bundesländer ins Leben gerufen und arbeitet 
jetzt in einer Netzwerkstruktur.

zeichnet und damit – wie die Universität Bochum 
betont – „Familienorientierung als Teil ihres Profils 
fest verankert und sich verpflichtet, ihr hohes Enga-
gement bei der Förderung der Vereinbarkeit […] bei-
zubehalten.“

1.4.1	 Eltern-Kind-Räume und familiengerechte 
Campusstruktur

Die Möglichkeiten für Eltern, sich gemeinsam mit ih-
rem Kind bzw. Kindern an der Hochschule aufzuhal-
ten, kann durch räumliche Gegebenheiten erleichtert 
werden. Anhand der Auswertung der Datenbank wird 
ersichtlich, dass 27 Hochschulen in NRW mindestens 
einen Eltern-Kind-Raum oder Still-Raum eingerichtet 
haben. Die Eltern-Kind-Räume sind als Rückzugsorte 
sowohl für beschäftigte als auch für studierende El-
tern konzipiert, die es zugleich ermöglichen sollen, zu 
arbeiten bzw. zu studieren. In der Regel sind sie mit 
mindestens einem Arbeitsplatz, Entspannungs- und 
Spielmöglichkeiten sowie Still- und Wickelmöglich-
keiten ausgestattet. An zwölf  Universitäten, 14 Fach-
hochschulen und der Kunsthochschule für Medien 
Köln als einziger Kunsthochschule werden Eltern-
Kind-Räume bereitgestellt. 

Alternativ oder ergänzend zu den Eltern-Kind-Räumen 
bieten einige Hochschulen sogenannte mobile Kids-
boxen an. Dabei handelt es sich um Schränke oder 
Koffer, die mit Liege- und Sitzmöglichkeiten für Kin-
der, Spielsachen und Erste-Hilfe-Kästen ausgestattet 
sind. Dadurch entsteht der Vorteil, dass für spontane 
Betreuungssituationen das eigene Büro oder ein Semi
narraum genutzt werden kann. Viele Hochschulen 
mit mehreren Standorten nutzen Eltern-Kind-Räume 
und mobile Kidsboxen als niedrigschwellige Ange-
bote und gewährleisten damit ein Mindestmaß an 
elternfreundlicher Campuskultur auch an kleinen 
Standorten. So verfügt bspw. die Fachhochschu-
le Dortmund an allen drei Standorten sowohl über 
Kidsboxen als auch über Eltern-Kind-Räume. Eben-
so verfährt die Hochschule Rhein-Waal an ihren bei-
den Standorten. Zusätzlich wird die familiengerechte 
Campuskultur an den Hochschulen durch zahlreiche 
Still- und Wickelmöglichkeiten ergänzt. Dabei wird 
zunehmend darauf geachtet, die Wickeltische für 
Frauen und Männer zugänglich zu machen. So betonen 
einige Hochschulen, diese auf Damen- und Herren-
toiletten angebracht oder mobile Wickeltische ange-
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schafft zu haben. Die TU sowie die Fachhochschule 
Dortmund setzen sich offensiv für eine Campuskultur 
ein, die das Stillen als sichtbare Praxis in ihren Alltag 
integriert. Entsprechend wurden beide Hochschulen 
als stillfreundliche Hochschulen ausgezeichnet. Um 
die verschiedenen räumlichen Angebote zugänglich 
zu machen und ihnen zu Sichtbarkeit auf dem Cam-
pus zu verhelfen, haben die Universität Bochum und 
die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg Campuspläne bzw. 
Wegweiser entwickelt, die speziell die familienbezoge-
nen Einrichtungen hervorheben. Insgesamt können 
diese räumlichen Angebote als eine Möglichkeit gese-
hen werden, Vereinbarkeit nachhaltig in die Organi-
sationsstruktur einzuschreiben. Beispielsweise erklärt 
die Universität Bochum: „Bei Neubauten im Rahmen 
der Campussanierung und bei der Errichtung von 
Forschungsbauten ist die Einrichtung von separaten 
Still- und Wickelräumen bzw. Eltern-Kind-Büros in 
die Standardprozesse der Gebäudeplanung integriert.“

1.4.2	 Vereinbarungen zur familiengerechten 
Hochschulgestaltung

Dass sich für eine Vereinbarkeit von Wissenschaft, 
Beruf, Studium und Familie auch die Arbeits- und 
Studienkultur an den Hochschulen ändern muss, 
scheinen viele Hochschulen formal anzuerkennen. 
Als zentrale Instrumente fungieren dabei insbesondere 
Dienstvereinbarungen für Hochschulbeschäftigte und 
Prüfungsordnungen für Studierende. Zahlreiche Ak-
teur_innen an der Hochschule sind in die Organisa
tion von Vereinbarkeitsfragen eingebunden, in diesem 
Falle Personal- und Betriebsräte sowie Fakultäts- und 
Fachbereichsräte.

Vereinbarungen für Beschäftigte: Dienstvereinba-
rungen, Leitlinien und Personalentwicklung
Aus den Rückmeldungen der Hochschulen des Lan-
des NRW geht hervor, dass familiengerechte Modelle 
zur Regelung von Arbeitszeit und -ort an vielen Hoch-
schulen in Anspruch genommen werden können. 
18  Hochschulen geben an, diese Möglichkeit zu ge-
währleisten. In der Regel werden mithilfe von Dienst-
vereinbarungen gleitende Arbeitszeiten für Beschäf-
tigte in Technik und Verwaltung sowie alternierende 
Telearbeit für alle Beschäftigten an der Hochschule be-
schlossen. Diese Maßnahmen werden vereinzelt durch 
Konzepte für bspw. mobile Arbeit (Universität Bonn), 
Homeoffice (Hochschule Düsseldorf, Hochschule 
Rhein-Waal), wochenweiser Wechsel (Kunstakade-
mie Münster) oder Vertrauensarbeitszeit (Universi-

tät Bochum, Technische Hochschule Köln) ergänzt. 
Um auch Vereinbarkeit von Mitarbeit in der akade-
mischen Selbstverwaltung und die Wahrnehmung 
von Familienverantwortung zu unterstützen, beto-
nen Hochschulen wie die Fachhochschule Aachen,  
die Hochschule für Musik und Tanz Köln oder die 
Universität Düsseldorf in ihren Rückmeldungen die 
familiengerechte Organisation von Sitzungs- und Be-
sprechungszeiten. Die Fachhochschule Aachen hat 
bspw. Sitzungszeiten zwischen 8:00 und 16:30 Uhr in 
ihrer Verfahrensordnung festgeschrieben. 

Einen weiteren Ansatzpunkt sehen die Hochschulen, 
laut der Angaben in ihren Rückmeldungen, in dem 
Angebot, Führungspositionen familiengerecht gestal-
ten zu können. So formuliert die Robert Schumann 
Hochschule: „Dass Frauen und Männer Elternzeit in 
Anspruch nehmen – auch in Führungspositionen – ist 
an der RSH inzwischen selbstverständlich geworden.“ 
Zudem benennen die Hochschule Bochum, die Hoch-
schule Rhein-Waal, die Technische Hochschule Köln 
sowie die Kunstakademie Münster „Führen in Teilzeit“ 
als Bestandteil ihrer Bemühungen, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu stärken. Die Abteilung Per-
sonalentwicklung der Universität Münster entwickelt 
momentan Maßnahmen, die auf individuelle Bedarfe  
der Beschäftigten reagieren können. Dabei geht es 
u. a. darum, Lebensphasen innerhalb und außerhalb 
der Hochschule zu flexibilisieren, bspw. in Form von 
Sabbaticals oder der Verschiebung des Ruhestandes.

Vereinbarungen für Studierende: Studien- und  
Prüfungsordnungen, Mutterschutzgesetz
Eine wichtige rechtliche Neuerung im Bereich der Ver-
einbarkeit von Studium und Familie stellt das refor-
mierte Mutterschutzgesetz (MuSchG) dar. „Das Gesetz 
bietet eine wesentliche Neuerung mit der Einbezie-
hung von Schülerinnen und Studentinnen in den 
Geltungsbereich. Es setzt außerdem den Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung wegen Schwangerschaft und 
Geburt um“ (Wersig 2017: 52). Dahingehend müssen  
die Studien- und Prüfungsordnungen kontrolliert 
und insbesondere im Hinblick auf Prüfungszeiträume 
und Wiederholungsmöglichkeiten angepasst werden. 
Auf diese Anpassung an das MuSchG wird auch von 
einigen Hochschulen in deren Rückmeldungen ein-
gegangen. So betont die Universität Duisburg-Essen 
ähnlich wie die Hochschule Hamm-Lippstadt, dass 
eine „grundlegende Umsetzung der Novellierung des 
Mutterschutzgesetzes für Studierende“ erfolgt sei. 
Zudem plant die Universität Duisburg-Essen die Ein-
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richtung einer „Beratungsstelle Mutterschutzgesetz“. 
Weiterhin verweist die Universität Bielefeld darauf, 
dass Informationen zu rechtlichen Änderungen – wie 
dem Mutterschutzgesetz – und deren Folgen bereitge-
stellt würden und die Universität Paderborn benennt 
spezifische Prüfungsformen für werdende Mütter. 
Keine weitere Hochschule geht in ihrer Rückmeldung 
auf die Umsetzung des Mutterschutzgesetzes ein.

Unabhängig von den Regelungen zum Mutterschutz 
geben elf Hochschulen in der Befragung an, Maß-
nahmen zur Vereinbarkeit von Studium und Familie  
in ihrer Studienorganisation verankert zu haben. Als 
Querschnittsthema haben die Universitäten Paderborn, 
Duisburg-Essen sowie die Fachhochschule Aachen 
Familienorientierung in den Prüfungsordnungen 
festgesetzt. Während die beiden letzteren Nachteils-
ausgleiche in den Rahmenprüfungsordnungen um-
gesetzt haben, beschloss die Universität Paderborn 
einen „Familienparagraf“ für alle Studien- und Prü-
fungsordnungen. Damit sind u. a. Möglichkeiten für 
die Verlängerung von Fristen für Prüfungsleistungen 
und Abschlussarbeiten in allen Studiengängen ge-
währleistet. Andere Hochschulen legen Bedingungen 
für ihre Studienangebote fest, die eine Teilnahme von 
studentischen Eltern oder Student_innen mit Pflege-
verantwortung ermöglichen sollen. So wird an der 
Hochschule Rhein-Waal und der Technischen Hoch-
schule Köln auf familiengerechte Veranstaltungszei-
ten geachtet und die Hochschule Hamm-Lippstadt hat 
sowohl einen „Priority Check-In“ zu den Lehrveran-
staltungen für Student_innen mit Familienverant-
wortung als auch digitale Lehrangebote eingerich-
tet. Auf die Möglichkeiten von Beurlaubungen und 
Studienverlängerungen von Studierenden mit Kind 
verweist die Kunsthochschule für Medien Köln. Die 
Universität Bonn sowie die Technische Hochschule 
Köln implementieren in Form von Teilzeitstudien-
gängen ein separates Angebot und versuchen so, 
Student_innen ein Studium mit Familienverantwor-
tung zu erleichtern.

Finanzielle Unterstützung für Hochschulangehörige 
mit Familienverantwortung
An den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen wird 
auch auf einer finanziellen Ebene versucht, Hoch-
schulangehörige mit Familienverantwortung zu un-
terstützen. Laut der Rückmeldungen aus den Hoch-
schulen des Landes NRW stellen 14 Hochschulen 
finanzielle Angebote bereit, die eine bessere Verein-
barkeit von Beruf und Studium und Familie ermög-

lichen sollen. Das heißt aber wiederum auch, dass 
über die Hälfte der Hochschulen keinerlei finanzielle 
Unterstützungsstrukturen in den Rückmeldungen 
aufgeführt hat. Die häufigste Form finanzieller Unter
stützung ist dabei die vollständige oder teilweise 
Übernahme von Kinderbetreuungskosten in spezifi-
schen Situationen. Häufig richten sich diese Angebote 
an Beschäftigte, die an Tagungen, Forschungsreisen 
oder Weiterbildungen teilnehmen. An der Universität 
Düsseldorf liegt der Fokus stärker darauf, das Engage-
ment in der universitären Selbstverwaltung zu ermög-
lichen, wofür eigens eine Kinderbetreuung finanziert 
wird. Speziell auf den ‚wissenschaftlichen Nach-
wuchs‘ sind zwei Programme ausgerichtet. Ebenfalls 
an der Universität Düsseldorf übernimmt die zentrale 
Gleichstellungsbeauftragte im Projekt „Silencium“ die 
Bezahlung von bis zu fünf Tagen Kinderbetreuung 
pro Jahr, während das Zentrum der Graduiertenstu-
dien an der Bergischen Universität Wuppertal Eltern 
mit einer Pauschale für Kinderbetreuung unterstützt. 
Aber auch für Studierende werden vereinzelt Kinder-
betreuungskosten übernommen, bspw. an der RWTH 
Aachen oder an der Kunstakademie Münster.

Eine weitere Form der finanziellen Unterstützung 
ist die Vergabe von Stipendien. Diese richten sich in 
aller Regel an die Gruppe der Studierenden. An der 
Robert Schumann Hochschule Düsseldorf, der Deut-
schen Sporthochschule Köln und der Hochschule 
Düsseldorf werden Stipendien ausschließlich an stu-
dentische Eltern vergeben, wohingegen die Folkwang 
Universität der Künste und die Technische Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe den gesamtfamiliären 
Ansatz in den Blick nehmen, wodurch auch pflege-
bedürftige Angehörige einbezogen werden können. 
Eine Besonderheit bringt das Stipendium „Vision“ an 
der Hochschule Düsseldorf mit sich, da hier „Studie-
rende bezuschusst [werden], die mit ihren Kindern 
ein Auslandssemester absolvieren wollen“. Neben 
den Stipendien für studentische Eltern hat einzig die 
Deutsche Sporthochschule Köln zusätzlich ein Fami-
lienstipendium für Wissenschaftler_innen eingerich-
tet, mit dem bspw. eine Tagespflegeperson finanziert 
werden kann. Jenseits von Stipendien bietet auch 
die Technische Hochschule Ostwestfalen-Lippe eine 
finanzielle Unterstützung für Wissenschaftlerinnen in 
Mutterschutz und Elternzeit an.
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1.5 	 Resümee

Die Förderung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und Studium gehört zu den Aufgaben der 
Hochschulen in NRW. Seit der letzten Erhebung 
im Rahmen des Gender-Reports 2016 wurde die 
Angebotsstruktur weiter ausgebaut bzw. ver-
stetigt. Die Familienservicebüros bilden an den 
meisten Hochschulen den institutionellen Fo-
kus der Bemühungen um Vereinbarkeit. Durch 
ihre Aktivitäten – insbesondere in den Bereichen 
Beratung und Vernetzung – wird Familienge-
rechtigkeit in den Hochschulen verankert. Dabei 
wird vermehrt mit dem Begriff der Familienge-
rechtigkeit gearbeitet, was Möglichkeiten eröff-
net, neben Elternschaft auch Fragen von Pflege-
verantwortung in die Angebote einzubeziehen. 
Auf der Ebene der Ausstattung und Verankerung 
der Familienservicebüros kann ein Trend hin zu 
einer verstetigten Position der Familienservice-
büros beschrieben werden. Jedoch bestehen an 
einigen Hochschulen weiterhin Personal- und 
Sachmittelstrukturen, die teilweise oder gänzlich 
auf befristeten Projektförderungen beruhen, was 
eine kontinuierliche Arbeit erheblich erschwert. 
Zugleich gab es in den letzten Jahren keine Neu-
gründungen von Familienservicebüros.

Im Rahmen der Kinderbetreuung setzt sich der An-
stieg an Kinderbetreuungsplätzen weiter fort. Doch 
zeigen auch die Daten des DJI Kinderbetreuungs
reports, wie groß der Unterschied zwischen Angebot 
und Nachfrage in NRW weiterhin ist. An den Hoch-
schulen ist die positive Entwicklung am deutlichsten 
im Bereich der Kurzzeit-, Notfall- und Ferienbetreu-
ung zu beobachten. In diesen Formen der Kinderbe-
treuung sehen inzwischen viele Hochschulen eine 
Möglichkeit, den Bedürfnissen ihrer Hochschulange-
hörigen nachzukommen. 

Zur Stärkung der familiengerechten Infrastruktur an 
den Hochschulen werden der Ausbau, die Einrich-
tung und Sichtbarmachung von Räumlichkeiten, die 
eine selbstverwaltete Kinderbetreuung ermöglichen, 
vorangetrieben. Insbesondere an kleineren Hoch-
schulen mit mehreren Standorten stellen Eltern-
Kind-Räume und mobile Kidsboxen häufig einen 
ersten Schritt zu einer Verbesserung der Vereinbar-
keit dar. Eine wichtige rechtliche Neuerung ist die 
Neuformulierung des Mutterschutzgesetzes, was laut 
den Rückmeldungen der Hochschulen vereinzelt, 
aber nicht flächendeckend aufgegriffen wird.
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2	 GESCHLECHTERGERECHTE BESETZUNG DER LEITUNGSGREMIEN 
UND -POSITIONEN

Leitungsgremien und -positionen prägen sowohl 
die Entwicklung der Hochschule als auch deren Bild 
nach innen und außen. Entsprechend ist auch hier 
die Beteiligung von Frauen relevant. In einer bundes-
weiten Erhebung des Centrums für Hochschulent-
wicklung (CHE) wird festgestellt, dass im Dezember 
2018 23,8 % der Universitäten von einer Frau geleitet 
wurden, was weniger als einem Viertel der Universi-
täten entspricht (Roessler 2019: 5). In einer ebenfalls 
bundesweit angelegten GWK-Sonderauswertung mit 
Stichtag 05. Januar 2017 sind die Zahlen noch gerin-
ger, demnach wurden 16 % der Universitäten und 
knapp 18 % der Fachhochschulen von Frauen gelei-
tet (Löther 2018: 20). Doch können für andere Posi-
tionen in den Rektoraten, wie Prorektor_innen und 
Kanzler_innen, höhere bundesweite Frauenanteile 
ermittelt werden. So werden 36 % der Prorektorate an 
Universitäten und 34 % der Verwaltungsleitungen an 
Fachhochschulen von Frauen besetzt.

Das nordrhein-westfälische Hochschulgesetz schreibt 
in § 11b HG für die Universitäten und Fachhochschulen  
sowie das Kunsthochschulgesetz in § 12b KunstHG 
für die Kunsthochschulen die geschlechterparitätische 
Besetzung der Hochschulgremien fest, es sei denn, 
dass im Einzelfall eine „sachlich begründete Ausnah-
me“ vorliege. Ein nach Gruppen getrennt besetztes 
Gremium gilt laut beiden Gesetzen auch dann als ge-
schlechterparitätisch besetzt, wenn der Frauenanteil 
der Hochschullehrer_innen dem jeweiligen Frauenan-
teil der für das Gremium zur Besetzung berechtigten 
Professor_innen entspricht. Damit wird der Unterre-
präsentanz von Frauen auf der Ebene der Professuren 

Rechnung getragen. Bei Nichteinhalten der Geschlech-
terparität müssen Universitäten und Fachhochschulen 
dies aktenkundig begründen. Erfolgt keine Begrün-
dung, „ist das jeweilige Gremium unverzüglich aufzu-
lösen und neu zu bilden“ (§ 11b Abs. 4 HG).

Im vorliegenden Kapitel wird die Entwicklung der 
Repräsentation von Frauen in Leitungsgremien und 
-positionen der Hochschulen des Landes NRW seit 
2013 nachgezeichnet und der aktuelle Stand analy-
siert. Die Fortschreibung basiert auf einer jährlichen 
Erhebung der Leitungsgremien und -positionen der 
37 Hochschulen in Trägerschaft des Landes NRW, die 
durch die Koordinations- und Forschungsstelle des 
Netzwerks Frauen- und Geschlechterforschung NRW 
durchgeführt und im Statistikportal veröffentlicht 
wird.6 Anhand einer Internetrecherche wurden die 
Frauen- und Männeranteile in den Leitungsgremien 
und -positionen zum Erhebungszeitpunkt März 2019 
ermittelt. Im Folgenden werden diese Daten darge-
stellt und analysiert und im Vergleich mit den Daten 
der Gender-Reporte 2013 und 2016 nachgezeichnet, 
sodass eine zeitliche Entwicklung sichtbar wird. Zu-
dem werden in Kap. B 2.3 die Herausforderungen und 
Verfahren zur Umsetzung einer geschlechterparitäti-
schen Besetzung von Gremien und Positionen an den 
Hochschulen anhand der Ergebnisse der Hochschul-
befragung dargestellt. 

6 Das Statistikportal wird von der KoFo Netzwerk FGF NRW betrieben und 
veröffentlicht amtliche Daten zu den 37 Hochschulen in Trägerschaft 
des Landes NRW. Seit 2011 werden Leitungsgremien erhoben. Zusätzlich 
bietet das Portal ein Tool, um eine auf Bundesdaten basierte Gleichstel-
lungsquote zu ermitteln. Zur Website: www.genderreport-hochschulen.
nrw.de/statistikportal

2.1	 ENTWICKLUNG DER FRAUEN- UND MÄNNERANTEILE IN DER HOCHSCHULLEITUNG

Der bereits im Gender-Report 2016 beschriebene 
Trend eines kontinuierlichen Anstiegs des Frauen-
anteils an den Leitungsgremien und -positionen an 
den Hochschulen des Landes NRW (Kortendiek et al. 
2016: 206) setzt sich fort. Auch für den aktuellen Be-
richtszeitraum (März 2016 bis März 2019) ist über 
alle Gremien und Positionen hinweg ein Anstieg des 
Frauenanteils von 3,8 Prozentpunkten auf 32,1 % fest-
zustellen. Ausgehend vom Jahr 2013 beträgt der An-
stieg 8,3 Prozentpunkte. Damit bleiben die Gremien 

und Leitungspositionen zwar weiter deutlich hinter 
der Parität zurück, jedoch nähert sich der Frauenan-
teil einem Drittel an. Trotz dieser positiven Entwick-
lung lässt sich bei einem genaueren Blick auf die Da-
ten feststellen, dass sich die Steigerungsraten je nach 
Gremium deutlich unterscheiden. Während die Ent-
wicklung in den Hochschulräten und mit Abstrichen 
in den Senaten positiv zu bewerten ist, sind Frauen 
an anderen Stellen, wie den Dekanaten, nach wie vor 
deutlich unterrepräsentiert.
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2.1.1	 Hochschulrat

Der Frauenanteil an den Hochschulräten aller Hoch-
schulen des Landes NRW beträgt 49,1 % und nähert 
sich damit der Geschlechterparität an. Hinsichtlich 
dieser Gremien muss beachtet werden, dass sich die 
Rechtslage für die Kunsthochschulen in § 8 KunstHG 
deutlich von den Vorgaben für die Universitäten und 
Fachhochschulen nach § 21 HG unterscheidet. 

Die Hochschulräte der Universitäten und Fachhoch-
schulen beraten die Hochschulleitung und kontrollie-
ren deren geschäftsführende Tätigkeiten, nehmen also 
eine Aufsichtsfunktion an den Hochschulen wahr. 
Mit der Neufassung des Hochschulgesetzes, die zum 
01. Oktober 2019 in Kraft getreten ist, werden die kon-
kreten Befugnisse des Hochschulrats leicht erweitert. 
In Bezug auf den Hochschulentwicklungsplan ist zu-
künftig die Zustimmung des Hochschulrats notwen-
dig, eine Stellungnahme ist nicht mehr ausreichend. 
Die Besonderheit in der Zusammensetzung des Gre-

Abb. B 2.1: Gremien und Führungspositionen an nordrhein-westfälischen Hochschulen – Frauen- und Männeranteile 2019

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Für alle sieben Kunsthochschulen gibt es einen gemeinsamen Kunsthochschulbeirat. Gezählt wurden die stimmberechtigten 
Mitglieder des Senats. Prodekan_innen und Studiendekan_innen wurden aufgrund der Tätigkeit zugeordnet. Vakante Positionen während des Erhebungszeitraums wurden nicht 

berücksichtigt.

Alle Positionen Hochschulrat Rektorat Rektor_innen Prorektor_innen

Dekanate Dekan_innen Prodekan_innen Studiendekan_innen

Senat

Kanzler_innen

Frauen

Männer

49,1 %32,1 %

50,9 %67,9 %

38,4 %

61,6 %

33,3 %

66,7 %

22,9 %

77,1 %

37,4 %

62,6 %

30,6 %

69,4 %

19,1 %

80,9 %

14,1 %

85,9 %

22,4 %

77,6 %

20,5 %

79,5 %

Tab. B 2.1: Gremien und Führungspositionen an nordrhein-westfälischen Hochschulen nach Geschlecht 2013 bis 2019

2013 2016 2019 2013–2019

Frauen Männer Frauen­
anteil

Frauen Männer Frauen­
anteil

Frauen Männer Frauen­
anteil

Diff. 
Frauenanteil 

Anzahl Anzahl % Anzahl Anzahl % Anzahl Anzahl % %-Punkte

Hochschulrat 89 148 37,6 % 107 146 42,3 % 130 135 49,1 % 11,5

Senat 193 526 26,8 % 260 502 34,1 % 307 493 38,4 % 11,6

Rektorat 41 138 22,9 % 60 124 32,6 % 62 124 33,3 % 10,4

 davon Rektor_innen 7 30 18,9 % 11 25 30,6 % 8 27 22,9 % 4,0

 davon Prorektor_innen 26 80 24,5 % 38 75 33,6 % 43 72 37,4 % 12,9

 davon Kanzler_innen 8 28 22,2 % 11 24 31,4 % 11 25 30,6 % 8,4

Dekanate 115 592 16,3 % 120 613 16,4 % 143 604 19,1 % 2,8

 davon Dekan_innen 27 223 10,8 % 28 224 11,1 % 36 219 14,1 % 3,3

 davon Prodekan_innen 67 252 21,0 % 63 264 19,3 % 74 257 22,4 % 1,4

 davon Studiendekan_innen 21 117 15,2 % 29 125 18,8 % 33 128 20,5 % 5,3

Alle Positionen 438 1.404 23,8 % 547 1.385 28,3 % 642 1.356 32,1 % 8,3

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Vakante Positionen während des Erhebungszeitraums wurden nicht berücksichtigt. Für alle sieben Kunsthochschulen gibt es 
einen gemeinsamen Kunsthochschulbeirat. Gezählt wurden die stimmberechtigten Mitglieder des Senats. Prodekan_innen und Studiendekan_innen wurden aufgrund der Tätigkeit 

zugeordnet. Die Daten aus 2013 und 2016 stammen aus dem Gender-Report 2016 (Kortendiek et al. 2016: 208).
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miums besteht darin, dass die Hälfte der Mitglieder 
Externe der jeweiligen Hochschule sein müssen und 
dementsprechend auf einen größeren Personenkreis 
zurückgegriffen werden kann. Zudem ist für dieses 
Gremium nach § 21 Abs. 3 HG ein Frauenanteil von 
mindestens 40 % festgeschrieben. Entsprechend ist 
es nicht verwunderlich, dass die Hochschulräte unter 
den Leitungsgremien an den Universitäten und Fach-
hochschulen mit 49,8 % den höchsten Frauenanteil 
aufweisen und somit im Durchschnitt paritätisch be-
setzt sind. Die Entwicklung der Frauenanteile über die 
vergangenen sechs Jahre zeigt insgesamt einen An-
stieg um 11,5 Prozentpunkte. Interessant für zukünf-
tige Erhebungen wird sein, ob die geschlechterparitä-
tische Zusammensetzung der Hochschulräte bestehen 
bleibt.

Der Kunsthochschulbeirat ist ein Gremium, das allen 
sieben Kunsthochschulen beratend zur Seite steht und 
insbesondere die Studienangebote im Kunsthoch-
schulbereich des Landes NRW in den Blick nimmt. Er 
wird für fünf Jahre durch das Ministerium für Kultur 
und Wissenschaft bestellt.7 Im Vergleich mit den Uni-
versitäten und Fachhochschulen zeigt sich, dass der 
2014 bestellte Kunsthochschulbeirat einen deutlich 
niedrigeren Frauenanteil von 30 % aufweist, auch 
wenn dies eine Steigerung um 12,8 Prozentpunkte 
gegenüber dem im Jahr 2009 bestellten Kunsthoch-
schulbeirat bedeutet. 

2.1.2	 Senat

Der Senat nimmt als ein Selbstverwaltungsorgan an 
den Hochschulen eine besondere Position ein, da 
er von allen Hochschulangehörigen direkt gewählt 
wird und zudem Mitglieder aller Statusgruppen um-
fasst. Dies bedeutet, dass bereits bei der Erstellung der 
Wahllisten – und vor dem Hintergrund der Wahlfrei-
heit – das Ziel der geschlechterparitätischen Besetzung 
des zu wählenden Gremiums berücksichtigt werden 
sollte. Dass die Wahl von Senatorinnen zunehmend 
erfolgreich ist, zeigen die folgenden Daten. Mit einem 
Anteil von insgesamt 38,4 % an den Senator_innen an 
allen Hochschulen in NRW ist dieser Frauenanteil der 
zweithöchste Wert für die Leitungsgremien und -posi-
tionen an den Hochschulen. Gegenüber dem Gender-
Report 2016 bedeutet dies einen Anstieg des Frauen-

7 Die Zusammensetzung des zum Erhebungszeitraum aktuellen Kunst-
hochschulbeirats wurde beim Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
in Nordrhein-Westfalen erfragt, da sie nicht über die Webseiten der 
Kunsthochschulen verfügbar ist.

anteils um über 4 Prozentpunkte und bezogen auf 
das Jahr 2013 um ca. 12 Prozentpunkte. Differenziert 
nach Statusgruppen zeigt sich, dass in der Gruppe 
der Hochschullehrer_innen – die mit 42,6 % einen 
großen Teil der Senator_innen stellt – der Anstieg seit 
dem Jahr 2013 mit 12,3 Prozentpunkten am stärksten 
ausfällt. Dies gilt auch für den aktuellen Berichtszeit-
raum, in dem die Zunahme des Professorinnenan-
teils 6,9 Prozentpunkte beträgt. Trotz dieses positiven 
Trends bleibt anzumerken, dass der Frauenanteil in 
der Gruppe der Professor_innen weiterhin mit 31,4 % 
bei unter einem Drittel verbleibt8 – obwohl er den An-
teil von Frauen auf Professuren übersteigt.  

2.1.3	 Rektorat

Der Anteil von Frauen in den Rektoraten beträgt ak-
tuell 33,3 %. Damit ist erstmals ein Drittel der Ämter 
in den Rektoraten von Frauen besetzt. Zwar ist der 
Frauenanteil von 2013 bis zum Stichtag 2019 um 
ca. 10 Prozentpunkte gestiegen. Dies geht jedoch ins-
besondere auf die hohe Steigerung des Anteils aus den 
Jahren 2013 bis 2016 zurück, da der Anteil seit der Er-
hebung 2016 (32,6 %) nahezu stagniert. Der Blick auf 
die einzelnen Positionen in den Rektoraten verweist 
auf ein noch differenzierteres Bild.9 Während der An-
teil der Prorektorinnen mit 37,4 % bei deutlich über 
einem Drittel liegt, bewegen sich die Anteile der Kanz-
lerinnen (30,6 %) und insbesondere die der Rektorin-
nen (22,9 %) auf einem deutlich niedrigeren Niveau. 
Auch in der Entwicklung der vergangenen sechs Jahre 
sind Unterschiede festzustellen. Nimmt der Frauenan-
teil bei den Prorektor_innen seit 2013 immer zu, ist bei 
den Kanzler_innen seit 2016 eine Stagnation und bei 
den Rektor_innen ein Rückgang zu verzeichnen. Da-
mit ist die entscheidende Leitungsposition bei mehr 
als drei Vierteln der Hochschulen des Landes NRW mit 
Männern besetzt. 

2.1.4	 Dekanat

Die Leitung der Fakultäten bzw. Fachbereiche der 
Hochschulen übernehmen die Dekanate. Diese setzen 
sich in der Regel aus Dekan_innen, Prodekan_innen 
und Studiendekan_innen zusammen. Im Vergleich zu 
den zentralen Leitungsgremien und -positionen fallen 

8 Im Gegensatz dazu weist die Gruppe der weiteren Mitarbeiter_innen mit 
55,0 % den höchsten Frauenanteil auf.
9 Hierbei muss beachtet werden, dass die geringen Fallzahlen bei Rek
tor_innen und Kanzler_innen eine hohe Schwankungsanfälligkeit auf-
weisen und die Entwicklungen nur einen eingeschränkten Erklärungs-
wert besitzen.
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die Dekanate mit einem besonders niedrigen Frauen
anteil auf. Mit 19,1 % sind weniger als ein Fünftel der 
Ämter mit Frauen besetzt. Jedoch kann zumindest 
seit 2016 ein Anstieg um fast 3 Prozentpunkte ver-
zeichnet werden, wohingegen die Veränderung im 
vorherigen Berichtszeitraum nur 0,1 Prozentpunkte 
betrug. Dieser leichte Trend lässt sich auch bei den 
einzelnen Positionen in den Dekanaten beobachten. 
Seit 2016 haben sich dort die Frauenanteile um 1,7 
bis 3,1 Prozentpunkte erhöht, somit sind 14,1 % der 
Dekan_innen, 20,5 % der Studiendekan_innen und 
22,4 % der Prodekan_innen an den Fakultäten und 
Fachbereichen Frauen. In absoluten Zahlen bedeutet 
das in Bezug auf die Dekan_innen, dass nun 36 De-
kaninnen statt 28 Dekaninnen im Jahr 2016 an den 
Hochschulen des Landes NRW aktiv sind. Gleichzeitig 
werden weiterhin 219 Fakultäten bzw. Fachbereiche 
von Männern geleitet.

2.1.5	 Dezernatsleitung

Abgesehen vom Amt der Kanzler_innen bilden die 
Dezernatsleitungen die Führungspositionen auf der 
Ebene der Hochschulverwaltung. Die Arbeitsfelder 
sind dabei breit aufgestellt und können Hochschul-
entwicklung, Personal, Finanzen, Gebäudemanage-
ment oder auch Hochschulkommunikation umfassen. 

Der Umstand, dass in Verwaltungspositionen häufiger 
Frauen beschäftigt werden, spiegelt sich in der Be-
setzung der Dezernatsleitungen: Mit 44,6 % ist der 
Frauenanteil deutlich höher als an den Leitungsgre-
mien und -positionen der akademischen Selbstver-
waltung, der 32,1 % beträgt. In den vergangenen sechs 
Jahren ist ein leichter Anstieg der Dezernentinnen um 
4,8 Prozentpunkte festzustellen, sodass eine Parität 
nicht weit entfernt ist. Trotzdem bleibt auch für den 
Verwaltungsbereich an den Hochschulen festzuhalten, 
dass die höchsten Positionen – die der Kanzler_innen –  
weiterhin überwiegend von Männern besetzt sind. 
Wie die Tabelle B 2.2 zeigt, gibt es sehr starke Unter-
schiede zwischen den Frauenanteilen in den Dezer-
natsleitungen an den einzelnen Hochschulen. Diese 
große Differenz kann ein Hinweis darauf sein, dass in 
den jeweiligen Hochschulkulturen der geschlechter-
paritätischen Besetzung von Leitungspositionen unter-
schiedliche Stellenwerte beigemessen werden.

2.1.6	 Berufungskommission

Wenn auch keine Leitungsgremien per se, sind Be-
rufungskommissionen doch maßgebliche Gremi-
en für die Förderung von geschlechterparitätischen 
Hochschulstrukturen. Zudem werden sie in § 11b HG 
explizit – neben den Rektoraten, Senaten und Fach-

Tab. B 2.2: Frauenanteile an Dezernatsleitungen an nordrhein-westfälischen Hochschulen 2019

Universität Fachhochschule Kunsthochschule

U Bochum 66,7 % FH Münster 66,7 % HS für Musik und Tanz Köln 100,0 %

U Duisburg-Essen 60,0 % HS für Gesundheit 66,7 % Folkwang U der Künste 60,0 %

RWTH Aachen 54,5 % HS Westfälische 60,0 % Kunstakademie Münster 33,3 %

FernU Hagen 50,0 % HS Rhein-Waal 60,0 % Kunst-HS für Medien Köln* (-)

U Paderborn 50,0 % FH Südwestfalen 57,1 %
Robert Schumann HS 
Düsseldorf* (-)

U Köln 50,0 % FH Bielefeld 50,0 % Kunstakademie Düsseldorf* (-)

U Münster 42,9 % HS Bochum 50,0 % HS für Musik Detmold* (-)

U Siegen 40,0 % FH Aachen 50,0 %   

U Bielefeld 33,3 % HS Hamm-Lippstadt 50,0 %  

U Wuppertal 33,3 % HS Düsseldorf 42,9 %   

U Bonn 33,3 % HS Bonn-Rhein-Sieg 40,0 %   

TU Dortmund 20,0 % FH Dortmund 33,3 %   

U Düsseldorf 0,0 % TH Ostwestfalen-Lippe 25,0 %   

DSHS Köln 0,0 % HS Niederrhein 25,0 %   

  HS Ruhr West 0,0 %   

  TH Köln* (-)   

Alle Universitäten 41,8 % Alle Fachhochschulen 46,1 % Alle Kunsthochschulen 55,6 %

Alle Hochschulen 44,6 %

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Es wurden jeweils die Leitungen der Dezernate mitgezählt, jedoch keine Stabsstellen o. Ä. Vakante Positionen während des 
Erhebungszeitraums wurden nicht berücksichtigt. * Die TH Köln, die Kunst-HS für Medien Köln, die Robert Schumann HS Düsseldorf, die Kunstakademie Düsseldorf und die HS für 

Musik Detmold verfügen über keine Dezernate.
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bereichsräten – als eines der Gremien genannt, in de-
nen auf eine geschlechterparitätische Besetzung zu 
achten ist. Indem in ihnen über die Bewerber_innen 
auf Professuren entschieden wird, nehmen sie eine 
Schlüsselposition ein, wenn es um die Zusammen-
setzung des Hochschulpersonals auf der professoralen 
Ebene, u. a. auch im Hinblick auf das Erreichen von 
Gleichtellungsquoten, geht. Da Berufungskommissio
nen keine ständigen Gremien sind und vielerorts 
keine zentrale Erfassung ihrer Zusammensetzung vor-
genommen wird, ist eine systematische Analyse der 
Besetzung von Berufungskommissionen nicht mög-
lich. Daher kann in diesem Unterkapitel auch nicht 
auf die Internetrecherche zurückgegriffen werden, 
sondern die Frauenanteile in den Berufungskommissio-
nen werden vereinzelt anhand der Ergebnisse aus der 
Hochschulbefragung dargestellt. 

Auch wenn nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass eine paritätische Präsenz von Frauen und Män-
nern automatisch zu einer geschlechtergerechten 
Berufungspraxis führt, wird doch dafür gesorgt, dass 
die Berufungskommissionen breiter und diverser auf-
gestellt sind – ein Grundsatz, den im Gender-Report 
2013 sowohl Expert_innen als auch Professor_innen  
als Qualitätsmerkmal für Berufungsverfahren ange-
führt haben (Kortendiek et al. 2013: 346, 375). Die 
Forderung nach der paritätischen Besetzung von 
Gremien kann bspw. dazu führen, dass vermehrte 
Anstrengungen unternommen werden, um Professo
rinnen berufen zu können. So berichtet die Fach-
hochschule Südwestfalen in ihrer Rückmeldung von 
einem Nebeneffekt, nach dem „Fachbereiche mit we-
nigen oder keiner Professorin […] ‚genervt‘ [sind] und 
[…] sich nun sehr stark [bemühen] Professorinnen zu 
berufen“. 

Eine geschlechterparitätische Besetzung von Be-
rufungskommissionen gelingt laut der Ergebnisse 
der Hochschulbefragung der Universität Bielefeld, 
der Technischen Hochschule Köln, der Hochschule 
Niederrhein, der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, der 

Robert Schumann Hochschule Düsseldorf sowie der 
Folkwang Universität der Künste. Auch die Fachhoch-
schule Südwestfalen berichtet, dass „meistens […] 
die paritätische Besetzung [gelingt]“, wie auch die 
TU Dortmund „die allermeisten Kommissionen pari-
tätisch besetzt“. Darüber hinaus verweisen die Hoch-
schule Bochum und die Hochschule Ruhr West auf 
ein alternierendes System, nach welchem die sieben 
Mitglieder umfassenden Kommissionen abwechselnd 
mit drei bzw. vier Frauen respektive Männern besetzt 
werden. Die Fachhochschule Aachen liefert genauere  
Daten. Sie gibt an, dass über einen Zeitraum von an-
derthalb Jahren etwa 70 % der Kommissionen pari-
tätisch nach Geschlecht besetzt waren und zudem in 
den übrigen Berufungskommissionen „überwiegend 
43 %“ der Mitglieder Frauen gewesen seien. Über ei-
nen vergleichbaren Zeitraum von Januar 2017 bis 
August 2018 zeigt die Fachhochschule Münster auf, 
wie die dortigen Berufungskommissionen aufgestellt 
sind. Demnach sind 14 der 18 Kommissionen paritä-
tisch besetzt. Die Frauenanteile an den übrigen vier 
Kommissionen betragen 43 %. 

Von den Hochschulen, die genauere Zahlen im Rah-
men der Hochschulbefragung genannt haben, weist 
die Fachhochschule Dortmund mit 37,5 % den ge-
ringsten Frauenanteil aus. Für die Gruppe der Hoch-
schullehrer_innen beträgt der Anteil lediglich 30,8 %. 
Darüber hinaus geben einige Hochschulen an, dass sie 
eine geschlechterparitätische Besetzung in ihrer Beru-
fungsordnung verankert haben und ihre Berufungs-
kommissionen entsprechend besetzen. So verweist 
bspw. die Universität Münster darauf, dass die Beru-
fungsordnung eine paritätische Besetzung vorschrei-
be. Parität gilt als erreicht, wenn der Frauenanteil in 
der Kommission dem Frauenanteil des jeweiligen 
Faches entspricht. Um einem geringen Frauenanteil 
in männlich dominierten Fachbereichen entgegenzu-
wirken, greifen einige Hochschulen – wie die Techni-
sche Hochschule Ostwestfalen-Lippe – auf Mitglieder 
aus benachbarten Fachbereichen zurück.
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2.2	 STAND DER GESCHLECHTERPARITÄTISCHEN GREMIENBESETZUNG NACH 
HOCHSCHULART

Die aufgezeigten deutlichen Differenzen hinsichtlich 
des Anteils von Frauen an einzelnen Gremien treten 
auch bezüglich der Hochschularten auf. Mit 36,0 % 
weisen die Kunsthochschulen den höchsten Frauen-
anteil an den Hochschulleitungsgremien auf. Die Uni-
versitäten (31,8 %) und Fachhochschulen (31,5 %) 
bewegen sich mit einem Frauenanteil knapp unter 
einem Drittel auf einem ähnlichen Niveau.

Größere Differenzen lassen sich feststellen, wenn die 
Frauenanteile der einzelnen Gremien nach Hoch-
schulart verglichen werden. Mit einem Frauenanteil 
von 51,6 % an den Hochschulräten haben die Uni-
versitäten Geschlechterparität erreicht und auch die 
Hochschulräte der Fachhochschulen sind mit einem 
Anteil von 48,1 % nahezu geschlechterparitätisch 
besetzt. Im Gegensatz dazu weist der für alle Kunst-
hochschulen verantwortliche Kunsthochschulbeirat 
mit drei Frauen von zehn Mitgliedern einen deutlich 
niedrigeren Frauenanteil auf. Ähnlich verhält es sich 
auf der Ebene der Rektorate: Auch hier weisen die 
Universitäten mit 36,5 % den höchsten Frauenanteil 
auf und liegen damit lediglich knapp drei Prozent-
punkte über dem Frauenanteil der Fachhochschulen, 
wohingegen an den Kunsthochschulen nur 23,3 % 
der Stellen in den Rektoraten von Frauen bekleidet 
werden. Hinsichtlich der Dekanate in den Fakultäten 
und Fachbereichen dreht sich dieses Verhältnis um. 
Hier liegen die Kunsthochschulen mit einem Frauen
anteil von 31,8 % deutlich über den Anteilen der an-
deren Hochschularten, die mit Werten von 18,4 % an 
den Universitäten bzw. mit 18,3 % an den Fachhoch-
schulen insgesamt auf einem sehr niedrigen Niveau 
verbleiben. Einzig im Falle der Senate lassen sich ge-
ringe Unterschiede innerhalb der drei Hochschular-
ten finden: So beträgt der Frauenanteil 40,4 % an den 
Kunsthochschulen, 39,8 % an den Universitäten und 
36,1 % an den Fachhochschulen. 

Im Folgenden werden die Unterschiede bei der ge-
schlechterparitätischen Besetzung von Gremien in-
nerhalb der Hochschularten detaillierter dargestellt.

2.2.1	 Universitäten

Die Frauenanteile an den Leitungsgremien und -posi-
tionen an den Universitäten in Trägerschaft des Landes 
NRW nähern sich mit 31,8 % insgesamt einem Drittel 

an, wobei deutliche Unterschiede zwischen den Uni-
versitäten zu finden sind. An fünf der 14 Universitäten 
sind die Leitungsgremien zu mindestens einem Drittel  
von Frauen besetzt (Universität Duisburg-Essen: 
33,3 %, Universität Bochum: 35,1 %, FernUniversität 
Hagen: 37,0 %, Universität zu Köln: 38,3 %, Universi-
tät Münster: 36,0 %). Wie berichtet, liegen die Frauen
anteile an allen Hochschulräten der Universitäten, 
wie durch das HG vorgeschrieben, über 40,0 %. Zu-
dem sind zehn der 14 Hochschulräte mindestens zur 
Hälfte mit Frauen besetzt. Auch im Falle der Senate 
ist eine Entwicklung hin zu höheren Frauenanteilen 
festzustellen. An der Universität Bochum (60,0 %), 
der Universität Münster (52,2 %) und der Universität 
zu Köln (50,0 %) sind mindestens die Hälfte der Mit-
glieder Frauen. Dagegen sind an drei Universitäten, 
der Deutschen Sporthochschule Köln (22,2 %), der 
Universität Bonn (26,1 %) und der Universität Pader-
born (32,1 %), weniger als ein Drittel der Senatsmit-
glieder Frauen. 

Die deutlichsten Unterschiede zwischen den Univer-
sitäten zeigen sich jedoch bei den Frauenanteilen an 
den Rektoraten, wobei die geringen Fallzahlen bei 
der Interpretation der Daten zu berücksichtigen sind. 
An den Universitäten Bochum, Duisburg-Essen und 
Münster sowie der TU Dortmund werden die Rekto
rate mindestens zur Hälfte von Frauen geleitet. Dem 
gegenüber stehen insbesondere die RWTH Aachen 
und die Universität Düsseldorf, die jeweils nur ein 
weibliches Rektoratsmitglied aufweisen. Auf einem 
durchgehend sehr geringen Niveau bewegen sich die 
Frauenanteile an den Dekanaten. Einzig die Univer-
sität zu Köln (31,0 %) und die Universität Münster 
(26,4 %) weisen einen Frauenanteil von mehr als ei-
nem Viertel auf, während die Werte an der Universi-
tät Wuppertal (9,1 %) und an der Universität Siegen 
(10,0 %) deutlich nach unten abweichen.

2.2.2	 Fachhochschulen

Mit Ausnahme der Hochschule für Gesundheit Bochum, 
die einen besonders hohen Wert von 70,4 % aufweist, 
sind die Frauenanteile in Gremien und Führungspo-
sitionen an Fachhochschulen und Universitäten ver-
gleichbar. Auch an den Fachhochschulen bekleiden 
Frauen an sieben von 16 Hochschulen mindestens 
ein Drittel der Positionen und Ämter in den Leitungs
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Tab. B 2.4: Frauenanteile an Leitungs- und Führungspositionen an nordrhein-westfälischen Fachhochschulen 2019

Fachhochschule Hochschulrat Senat Rektorat Dekanate
Alle 

Führungspositionen

HS für Gesundheit 71,4 % 83,3 % 50,0 % 50,0 % 70,4 %

FH Bielefeld 50,0 % 41,2 % 40,0 % 20,0 % 37,5 %

FH Dortmund 40,0 % 50,0 % 33,3 % 22,7 % 37,1 %

HS Rhein-Waal 40,0 % 40,0 % 25,0 % 23,1 % 34,6 %

HS Niederrhein 50,0 % 41,7 % 25,0 % 22,7 % 34,5 %

HS Düsseldorf 50,0 % 25,0 % 50,0 % 33,3 % 33,3 %

HS Bonn-Rhein-Sieg 50,0 % 23,5 % 50,0 % 30,0 % 33,3 %

HS Hamm-Lippstadt 42,9 % 30,8 % 25,0 % 25,0 % 32,1 %

TH Ostwestfalen-Lippe 50,0 % 36,0 % 60,0 % 8,3 % 29,0 %

HS Bochum 42,9 % 44,4 % 40,0 % 0,0 % 28,9 %

FH Aachen 37,5 % 32,0 % 20,0 % 25,7 % 28,8 %

TH Köln 50,0 % 28,6 % 25,0 % 20,9 % 26,3 %

FH Südwestfalen 50,0 % 25,0 % 40,0 % 13,6 % 26,3 %

HS Ruhr West 50,0 % 20,0 % 0,0 % 16,7 % 25,8 %

FH Münster 50,0 % 37,5 % 20,0 % 9,7 % 25,0 %

HS Westfälische 50,0 % 30,4 % 20,0 % 0,0 % 24,1 %

Alle Fachhochschulen 48,1 % 36,1 % 33,8 % 18,3 % 31,5 %

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Vakante Positionen während des Erhebungszeitraums wurden nicht berücksichtigt.

Tab. B 2.5: Frauenanteile an Leitungs- und Führungspositionen an nordrhein-westfälischen Kunsthochschulen 2019

Kunsthochschule 
Kunsthochschul­

beirat* Senat Rektorat Dekanate
Alle 

Führungspositionen

Kunst-HS für Medien Köln 30,0 % 50,0 % 50,0 % (-) 43,3 %

Folkwang U der Künste 30,0 % 45,8 % 40,0 % 33,3 % 39,6 %

Kunstakademie Düsseldorf 30,0 % 45,5 % 0,0 % 50,0 % 37,5 %

Kunstakademie Münster 30,0 % 42,9 % 25,0 % (-) 35,7 %

Robert Schumann HS Düsseldorf 30,0 % 43,5 % 25,0 % 0,0 % 34,1 %

HS für Musik und Tanz Köln 30,0 % 30,8 % 25,0 % 42,1 % 33,9 %

HS für Musik Detmold 30,0 % 25,0 % 0,0 % 12,5 % 20,5 %

Alle Kunsthochschulen 30,0 % 40,4 % 23,3 % 31,8 % 36,0 %

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Vakante Positionen während des Erhebungszeitraums wurden nicht berücksichtigt. * Da es einen gemeinsamen 
Kunsthochschulbeirat für alle Kunsthochschulen in NRW gibt, ist der Frauenanteil an allen Kunsthochschulen gleich. Für die Berechnung des Frauenanteils für die einzelne 

Kunsthochschule wird der Kunsthochschulbeirat jeweils eingerechnet, aber nur einfach in der Sparte „Alle Kunsthochschulen“.

Tab. B 2.3: Frauenanteile an Leitungs- und Führungspositionen an nordrhein-westfälischen Universitäten 2019

 
Universität Hochschulrat Senat Rektorat Dekanate

Alle 
Führungspositionen

U Köln 50,0 % 50,0 % 28,6 % 31,0 % 38,3 %

FernU Hagen 44,4 % 40,9 % 40,0 % 20,0 % 37,0 %

U Münster 42,9 % 52,2 % 50,0 % 26,4 % 36,0 %

U Bochum 71,4 % 60,0 % 60,0 % 17,5 % 35,1 %

U Duisburg-Essen 50,0 % 44,0 % 50,0 % 20,0 % 33,3 %

U Bielefeld 50,0 % 45,8 % 33,3 % 20,5 % 32,9 %

U Paderborn 55,6 % 32,1 % 33,3 % 22,7 % 32,3 %

DSHS Köln 50,0 % 22,2 % 33,3 % (-) 31,3 %

TU Dortmund 50,0 % 44,4 % 66,7 % 13,3 % 30,2 %

U Siegen 60,0 % 33,3 % 28,6 % 10,0 % 29,5 %

U Düsseldorf 50,0 % 34,5 % 16,7 % 12,5 % 28,8 %

U Wuppertal 42,9 % 37,5 % 33,3 % 9,1 % 27,1 %

U Bonn 60,0 % 26,1 % 28,6 % 12,5 % 26,6 %

RWTH Aachen 44,4 % 34,6 % 16,7 % 12,9 % 25,0 %

Alle Universitäten 51,6 % 39,8 % 36,5 % 18,4 % 31,8 %

Quelle: eigene Erhebung (März 2019) und Berechnung. Vakante Positionen während des Erhebungszeitraums wurden nicht berücksichtigt.
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gremien. An den übrigen Hochschulen, mit Ausnah-
me der Westfälischen Hochschule (24,1 %), sind es 
mindestens 25 %. 

Hinsichtlich der Hochschulräte erfüllen bis auf die 
Fachhochschule Aachen (37,5 %) alle Fachhoch-
schulen die vom HG vorgeschriebene 40-%-Quote für 
die Hochschulräte, wovon elf Hochschulen eine ge-
schlechterparitätische Besetzung erreicht haben. Den 
höchsten Frauenanteil an den Hochschulräten weist 
die Hochschule für Gesundheit Bochum (71,4 %) auf.

Weniger positiv ist die Entwicklung bei den Senaten, 
denn im Vergleich zu 2016 stagniert der Frauenan-
teil an den Sitzen im Senat bzw. sind leichte Abwei-
chungen nach unten zu verzeichnen. Auch wenn 
einzelne Fachhochschulen, wie die Fachhochschule 
Dortmund, die Parität erreicht haben oder, wie die 
Hochschule Bochum, ihr nahekommen, ist die Hälfte 
aller Fachhochschulen mit einem Frauenanteil von 
unter einem Drittel weit von einer geschlechterparitä-
tischen Zusammensetzung des Senats entfernt.

Wie an den Universitäten existieren auch zwischen 
den Fachhochschulen Differenzen hinsichtlich der 
Besetzung von Positionen in den Rektoraten. Wäh-
rend an den vier Fachhochschulen Technische Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe, Hochschule Düsseldorf, 
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg10 und der Hochschule 
für Gesundheit Bochum die Rektorate mindestens zur 
Hälfte mit Frauen besetzt sind, bekleiden Frauen an 
den vier Fachhochschulen (Fachhochschule Münster, 
Fachhochschule Aachen, Westfälische Hochschule, 
Hochschule Ruhr West11) weniger als ein Viertel der 
Rektoratspositionen.

Deutliche Unterschiede zeigen sich auch bei den Frau-
enanteilen in den Dekanaten, wobei zu berücksichtigen 
ist, dass einige Fachhochschulen nur über wenige 

10 An der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg sind zwei Positionen im Rektorat 
zum Erhebungszeitpunkt nicht besetzt gewesen.
11 Im Rektorat der Hochschule Ruhr West waren im Erhebungszeitraum 
einige Positionen nicht oder kommissarisch besetzt, was ein Grund für 
den geringen Frauenanteil sein könnte.

Fachbereiche und somit Dekanate verfügen. An der 
Hochschule Bochum und der Westfälischen Hoch-
schule ist keine Frau in den Dekanaten vertreten und 
auch die Frauenanteile an der Technischen Hochschule  
Ostwestfalen-Lippe (8,3 %) und der Fachhochschule  
Münster (9,4 %) liegen bei unter 10 %, wohingegen 
an der Hochschule für Gesundheit Bochum die Deka-
nate paritätisch besetzt sind und auch die Hochschule  
Düsseldorf mit 33,3 % und die Hochschule Bonn-
Rhein-Sieg mit 30,0 % relativ hohe Werte aufweisen.

2.2.3	 Kunsthochschulen

An den Kunsthochschulen zeigt sich eine von den 
anderen Hochschularten abweichende Struktur der 
Hochschulleitungen nach Geschlecht.12 Auf der Ebene  
der gesamten Hochschulleitung weisen bis auf die 
Hochschule für Musik Detmold alle Kunsthochschu-
len einen Frauenanteil von über einem Drittel auf. 
Bezüglich der Senate lässt sich feststellen, dass an 
fünf von sieben Kunsthochschulen die Senatorinnen 
mit einem Anteil oberhalb von 40 % vertreten sind, 
wovon einzig der Senat an der Kunsthochschule für 
Medien geschlechterparitätisch zusammengesetzt ist. 

Hingegen sind bei den Rektoraten große Unterschiede 
zwischen den Hochschulen festzustellen: Während an 
der Kunsthochschule für Medien Köln das Rektorat 
paritätisch besetzt ist und an der Folkwang Universi-
tät der Künste der Frauenanteil 40,0 % beträgt, gehört 
sowohl an der Kunstakademie Düsseldorf als auch an 
der Hochschule für Musik Detmold keine Frau dem 
Rektorat an. Auch unterscheidet sich der Frauenanteil 
bei der Besetzung der Dekanate. An der Kunstakade-
mie Düsseldorf beträgt der Frauenanteil 50,0 % und 
an der Hochschule für Musik und Tanz 42,1 %, wäh-
rend er an der Hochschule für Musik Detmold 12,5 % 
beträgt und an der Robert Schumann Hochschule 
Düsseldorf keine Frau im Dekanat vertreten ist.

12 Hierbei muss jedoch beachtet werden, dass die Fallzahlen sehr gering 
sind. Auch innerhalb der Kunsthochschulen, die z. T. nur aus zwei Fach-
bereichen bestehen oder überhaupt keine Fachbereiche haben, sind die 
Zahlen nur eingeschränkt aussagekräftig.
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2.3	 ERFAHRUNGEN UND PERSPEKTIVEN VON HOCHSCHULEN MIT DER 
GESCHLECHTERPARITÄTISCHEN GREMIENBESETZUNG

Die Umsetzung der gesetzlichen Vorgabe der ge-
schlechterparitätischen Gremienbesetzung bringt 
zunächst einige spezifische Herausforderungen und 
Probleme mit sich, die im Folgenden anhand der 
Ergebnisse aus der Hochschulbefragung dargestellt 
werden. Verfahren und Strategien, die Hochschulen 
entwickelt haben, um diesen Herausforderungen zu 
begegnen, werden im Anschluss aufgezeigt. Denn 
auch wenn viele Hochschulen den Prozess hin zu ei-
ner geschlechterparitätischen Gremienbesetzung als 
schwierig beschreiben, ziehen andere Hochschulen 
ein durchaus positives Fazit. So gelingt der Kunst-
hochschule für Medien Köln die geschlechterpari
tätische Gremienbesetzung „mittlerweile fast auto-
matisch“. 

2.3.1	 Herausforderungen der geschlechterpari-
tätischen Gremienbesetzung

Die Unterrepräsentanz von Frauen ist in vielen Hoch-
schulbereichen, speziell in der Gruppe der Hochschul-
lehrer_innen, nach wie vor eine zentrale Herausfor-
derung bei der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben. 
Dies zeigt sich deutlich in den Rückmeldungen aus 
der Befragung. Solange weitaus weniger Professuren 
von Frauen als von Männern besetzt seien, sei es auch 
nur schwer möglich, die Gremien geschlechterpari-
tätisch zu besetzen. Auffallend deutlich trete diese 
Problematik in den sogenannten MINT-Fächern auf, 
wo die Frauenanteile häufig besonders niedrig sind. 
Dies betrifft insbesondere auch technisch oder natur
wissenschaftlich geprägte Hochschulen, da diese kei-
nen Ausgleich auf Hochschulebene über geistes- oder 
sozialwissenschaftliche Fächer erwarten können. Eine 
hohe Unterrepräsentanz von Frauen bedeute, so die 
Aussage der Hochschulen, dass zu wenig Kandidatin-
nen für eine geschlechterparitätische Gremienbeset-
zung zur Verfügung stünden und es zumindest sehr 
aufwendig sei, ausreichend Kandidatinnen zu finden. 
Darüber hinaus würden die wenigen Frauen im Ver-
gleich zu den Männern überproportional mit Gremi-
enarbeit beansprucht, was diese, wie die Universität 
Paderborn anmerkt, „Nachteile für ihre eigene wissen-
schaftliche Karriere“ befürchten lässt. 

Daher bemühen sich die Hochschulen, wie bspw. die 
Universität zu Köln, um „eine reflektierte und ausgewo-
gene Handhabe in der Umsetzung von § 11b HG NRW“,  

die die Professorinnen nicht zu stark belastet. Die 
Überbelastung von Frauen durch Gremienarbeit, so 
die Rückmeldungen der Hochschulen, könnten im 
schlimmsten Fall sogar zu einem Imageproblem der 
Gleichstellungsarbeit führen. Denn die geschlechter-
gerechte Gremienbesetzung drohe, wie die Folkwang 
Universität der Künste betont, in einen „Widerspruch 
zur eigentlichen Frauenförderung“ zu geraten und 
werde dementsprechend „als Belastung eingestuft“. 
Zudem berichtet die Hochschule für Musik Detmold, 
dass neben den Belastungen an der Hochschule viele 
Frauen zusätzlich stärker durch Familienaufgaben be-
ansprucht würden. Auch die Hochschule Niederrhein 
spricht hierbei von einem „Zielkonflikt: Wahrneh-
mung der Gremienarbeit vs. Forschungstätigkeit […] 
vs. vorhandene Familienaufgaben“.

Neben dieser für viele Hochschulen zentralen Proble-
matik wird die Besetzung von Wahlgremien wie dem 
Senat oder den Fakultäts- bzw. Fachbereichsräten als 
Herausforderung benannt. Hinsichtlich der Wahlgre-
mien bestehe lediglich die Möglichkeit, bei der Er-
stellung von Wahllisten oder Wahlvorschlägen sowie 
bei der Formulierung von Wahlgrundsätzen auf die 
Geschlechterparität zu achten. Dies ermöglicht auch 
die Zurückweisung von nicht geschlechterparitätisch 
besetzten Wahllisten, was auch in Einzelfällen erfolge. 
Jedoch, hierauf weist bspw. die FernUniversität Hagen 
hin, sei immer „eine Abwägung zwischen dem passi-
ven Wahlrecht der Bewerberinnen und Bewerber auf 
den Listen und der Geschlechterparität zu treffen“. Zu-
dem bemerkt die TU Dortmund, dass im Falle von nur 
einer Wahlliste das Personenwahlrecht angewendet 
werden müsse, was den Nutzen einer nach Geschlecht 
alternierend aufgestellten Liste negieren würde. In der 
Rückmeldung der Universität Duisburg-Essen wird 
zusätzlich die Möglichkeit erörtert, dass aufgrund des 
personalisierten Verhältniswahlrechts Listen gekippt 
und Frauen somit von den oberen Listenplätzen ver-
drängt werden könnten. 

Darüber hinaus sehen einige Hochschulen die gene
relle Schwierigkeit, Interesse an Gremienarbeit zu 
wecken, was sich auch auf die Gewinnung von Kan-
didatinnen auswirke. So bemängelt die Universität 
Wuppertal ein „zu geringes Interesse im Mittelbau 
und bei den Studierenden“. Und auch die Hochschule  
Ruhr West kritisiert, dass durch die Befristung der 
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Stellen des Mittelbaus für diese Beschäftigtengruppe 
der strategische Nutzen einer Gremientätigkeit nicht 
erkennbar sei. Zudem sei an der technisch orientier-
ten Hochschule die Studierendenschaft so unpoli-
tisch, dass die ohnehin geringe Anzahl an Studentin-
nen nicht für Gremientätigkeiten gewonnen werden 
könne. Damit einhergehend merkt die Hochschule 
Ruhr West auch ein geringes Verständnis für die „Not-
wendigkeit der geschlechtlichen Quotierung“ an. Dies 
spiegelt sich auch in der Feststellung der Fachhoch-
schule Dortmund in ihrer Rückmeldung: „Freistel-
lung oder Entlastung über personelle Unterstützung 
(Hiwi) ist in Dekanaten und Hochschulleitung schwer 
kommunizierbar.“ Damit wird eine Hochschulkultur 
kritisiert, die eine Positionierung für einen besseren 
Zugang zu Leitungsgremien vermissen lässt.

Hinzu kommt, dass eine geschlechterparitätische Gre-
mienbesetzung dadurch erschwert wird, dass andere 
Kriterien wie die Zugehörigkeit zu einem Fachbereich 
oder zu einer Statusgruppe berücksichtigt werden 
müssen, was den Pool an Kandidat_innen einschränke 
und das Abwägen und Austarieren von Gruppen- und 
Gleichstellungsinteressen erfordern kann. 

2.3.2	 Entwicklung spezieller Verfahren zur ge-
schlechterparitätischen Gremienbesetzung

Neben grundlegenden Bemühungen, mehr Frauen 
auf Professuren zu berufen und generell an der Hoch-
schule zu beschäftigen, wie bspw. die Hochschule 
Hamm-Lippstadt in ihrer Rückmeldung angibt, haben 
die Hochschulen verschiedene Verfahren, Strategien 
und Maßnahmen entwickelt, um der Vorgabe der ge-
schlechterparitätischen Gremienbesetzung nachzu-
kommen. Viele Hochschulen berichten, dass sie den 
entsprechenden Hinweis aus § 11b HG zur geschlech-
tergerechten Zusammensetzung von Gremien in ihre 
Ordnungen und Richtlinien übernommen haben, 
um so der Thematik gerecht zu werden. Dies betrifft 
insbesondere die Berufungsordnungen und vorhan-
dene Berufungsleitfäden sowie die Wahlordnungen 
und Wahlausschreibungen. Die RWTH Aachen hat 
bspw. separate Hinweise und eine Handreichung zur 
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben sowie ein For-
mular zur Besetzung von Berufungskommissionen 
entwickelt und an der TU Dortmund wurde eine Emp-
fehlung von der Gleichstellungskommission ausge-
sprochen. In das Verfahren zur Erstellung und Evalu-
ierung der Frauenförderpläne nimmt die Universität 
Duisburg-Essen eine Abfrage der Frauenanteile in den 

entsprechenden Gremien auf, u. a. um Prozesse in den 
Fakultäten anzustoßen. 

In Anlehnung an die gesetzliche Vorgabe, Ausnahme-
gründe für ein Abweichen von der Geschlechterparität 
aktenkundig zu machen, setzen einige Hochschulen 
auf eine ausführliche Dokumentation der Wahlen, 
Berufungen und Entsendungen und insbesondere der 
Begründung von nicht-geschlechterparitätischen Zu-
sammensetzungen. So können u. a. an der FernUni-
versität Hagen Wahllisten ohne eine solche Begrün-
dung ausgeschlossen werden. Die Universität zu Köln 
setzt dabei auf standardisierte Prozesse durch Hoch-
schulverwaltung, Rektorat und Senat, die „bei Bedarf 
justiert“ werden können: So kann bei einer Wahlliste, 
auf der nur wenige Frauen als ordentliche Mitglieder 
gelistet sind, bspw. angefragt werden, eine Stellvertre-
terin mit einem männlichen ordentlichen Mitglied zu 
tauschen. Ebenso sieht die Folkwang Universität der 
Künste eine Prüfung durch das Rektorat vor.

Ein spezifisches Anreiz- und Kompensationssys-
tem hat die Universität Bielefeld entwickelt, um 
für Fakultäten die Wahl von Dekaninnen attrakti-
ver zu gestalten und um Frauen von übermäßiger 
Gremientätigkeit zu entlasten. Auch die Universität 
Duisburg-Essen, die Universität Paderborn, die Uni-
versität Münster, die Technische Hochschule Köln 
und die Hochschule Ruhr West fördern und ent-
wickeln Maßnahmen, um die Mehrbelastung von 
Frauen durch Gremienarbeit abzufedern, bspw. in 
Form einer Reduzierung der Lehrverpflichtung, ei-
ner Unterstützung durch eine Hilfskraft oder einer 
Honorierung durch besondere Leistungszulagen. 
Einen ähnlichen Ansatz verfolgt die Hochschule für 
Musik Detmold, indem sie ein sogenanntes „Funk
tionssharing“ ermöglicht. Hierbei soll durch die Auf-
teilung der Gremientätigkeit auf mehrere Personen 
eine leichtere Beteiligung von Frauen herbeigeführt 
werden. Auch die Hochschule für Musik und Tanz 
versucht durch Maßnahmen, z. B. ein Rotationsver-
fahren, einen besseren Zugang für Frauen zu Hoch-
schulleitungspositionen zu ermöglichen. 

Um die Wahrscheinlichkeiten für die geschlechter-
paritätische Zusammensetzung eines Gremiums zu 
erhöhen, fordern einige Hochschulen im Vorfeld von 
Wahlen dazu auf, die Wahllisten bzw. Wahlvorschlä-
ge geschlechterparitätisch zu gestalten. So ermög-
licht die Technische Hochschule Ostwestfalen-Lippe 
eine gesonderte Nachfrist für die Kandidatur von 
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2.4 	 Resümee

Im aktuellen Berichtszeitraum 2016–2019 können 
die nordrhein-westfälischen Hochschulen in Trä-
gerschaft des Landes einen Anstieg ihrer Frauen-
anteile an den Leitungsgremien und -positionen 
von 28,3 % auf 32,1 % verzeichnen. Damit setzt 
sich die positive Entwicklung eines steigenden 
Frauenanteils, wie sie im Gender-Report 2016 
festgestellt wurde, fort, auch wenn der Wert noch 
keineswegs an eine Geschlechterparität auf dieser 
Ebene heranreicht. Heruntergebrochen auf die 
einzelnen Gremien ist hervorzuheben, dass der 
durchschnittliche Frauenanteil an den Hochschul-
räten fast 50 % beträgt und die durchschnittlichen 
Frauenanteile an den Senaten sich 40 % annähern. 
Weiterhin gering ist insbesondere der Anteil von 
Frauen in den Dekanaten, der im Durchschnitt 
noch unter einem Fünftel liegt.

Vonseiten der Hochschulen wird als grundlegende 
Problematik für eine geschlechterparitätische Be-
setzung von Gremien und Leitungspositionen der 
weiterhin geringe Frauenanteil auf der Ebene der 
Professuren angeführt. Solange hier kein ausgegli-
chenes Verhältnis besteht, ist es nur auf Kosten der 
beteiligten Frauen möglich, Gremien paritätisch zu 
besetzen. Zusätzlich wurden von Teilen der Hoch-
schulen die Wahlverfahren und eine generell geringe 
Wertschätzung der hochschulischen Gremienarbeit 
als Herausforderung für eine Erhöhung des Frauen
anteils genannt. Dem wollen einige Hochschulen 
mit Anreiz- und/oder Kompensationssystemen für 
Professorinnen oder die jeweiligen Fakultäten/Fach-
bereiche begegnen. Weiterhin wird stärker darauf 
geachtet, wie Wahllisten und Wahlvorschläge zu
sammengesetzt sind, und für die Notwendigkeit ei-
ner geschlechterparitätischen Zusammensetzung von 
Leitungsfunktionen sensibilisiert. 

Frauen in einem Fachbereich mit einem Frauenanteil 
von unter 20 %. An der Universität Bielefeld werden 
Wahllisten zurückgewiesen, falls sie nicht geschlech-
terparitätisch aufgestellt sind und dafür kein un-
abdingbarer Grund vorliegt. Darüber hinaus geben 
viele Hochschulen in den Rückmeldungen an, direkt 
Frauen anzusprechen, um sie zu Kandidaturen zu 
bewegen. Die Hochschule Bochum greift bspw. auf 
einen E-Mail-Verteiler zurück. Einen anderen Fokus 
legt die Fachhochschule Aachen, die als Hochschule 
mit hohem Männeranteil nicht davon ausgeht, eine 
geschlechterparitätische Gremienbesetzung zu er
reichen. Mit der „Vermittlung von Genderkompetenz 
und Sensibilisierung [sollen] ALLE in Gremien Täti-
gen gendergerecht und gendersensibel handeln und 
entscheiden“. So soll unabhängig von der Besetzung 
der Gremien auf eine geschlechtergerechte Hoch-
schulkultur hingewirkt werden. 

Diese hat auch die Universität Münster im Blick, 
wenn sie darauf verweist, dass sie die Abstimmungs- 
und Entscheidungsprozesse im Senat evaluieren 
wird. Den Aspekt der Sensibilisierung heben auch 

die Deutsche Sporthochschule Köln, die Technische 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe und die Hochschule  
für Musik Detmold hervor. Dabei verfolgen die 
Hochschulen das Ziel, mit stetigen Hinweisen ihre 
Hochschulangehörigen von der Umsetzung einer ge-
schlechtergerechten Gremienbesetzung zu überzeu-
gen. Die Universität Bielefeld will durch einen geziel-
ten Austausch mit den Fakultäten das Verständnis 
dafür fördern, worin die Vorteile in der Übernahme 
von Ämtern und Führungspositionen bestehen. Die 
Universität Paderborn möchte durch „Supervision 
mit Schwerpunkt Genderaspekte in der Hochschul-
Gremienarbeit“ und die Ruhr-Universität Bochum 
mit einem „Women Professors Forum“ die Position 
von Frauen in der Gremienarbeit stärken. Darüber 
hinaus erhofft sich die Ruhr-Universität Bochum 
über hohe Frauenanteile in den zentralen Hoch-
schulgremien auch einen „Role-Model-Effekt“ für 
die Dekanate. Ebenfalls öffentlichkeitswirksam geht 
die Technische Hochschule Köln vor, indem sie jähr-
lich die Frauenanteile der Hochschulgremien und 
Organisationseinheiten auf der Website der Gleich
stellungsbeauftragten präsentiert.
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Wie die Hochschule als gesamte Organisation wird 
auch die Gleichstellungspraxis der Hochschulen durch 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen ebenso wie 
durch gesellschaftliche Veränderungen beeinflusst. 
Insbesondere das Landesgleichstellungsgesetz (LGG) 
sowie das Hochschulgesetz (HG) bzw. das Kunsthoch-
schulgesetz (KunstHG) bilden den rechtlichen Rahmen 
für die Gleichstellungspraxis der Hochschulen. Im Fol-
genden werden die Daten des Gender-Reports 2016 
fortgeschrieben und die Veränderungsprozesse von 
Steuerung, Verankerung und Maßnahmen der Gleich-
stellungsarbeit an den Hochschulen in NRW analysiert. 
Ein besonderes Augenmerk wird auf die diversen Ak-
teur_innen gelegt, die für eine Vielzahl verschiedener 
Ansätze sorgen. Dezidiert wird dabei auf die in der 
Hochschulgesetzgebung in NRW etablierten dezent-
ralen Gleichstellungsbeauftragten und die Gleichstel-
lungskommissionen eingegangen. Als eines der länder-
übergreifend gesetzlich vorgeschriebenen Instrumente 
wird die Implementierung der Gleichstellungspläne 
an den einzelnen Hochschulen aufgegriffen. Schließ-
lich stehen die einzelnen Gleichstellungsmaßnahmen 
im Mittelpunkt. Geordnet nach Statusgruppe wird ein 
Überblick gegeben, welche Maßnahmen die Hoch-
schulen ergreifen, um Chancengleichheit zu fördern.

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat sich die 
Organisationsstruktur und -kultur der Hochschulen 
in Deutschland wesentlich verändert. Mit der Imple-
mentierung des New Public Management (NPM) als 
Strategie des Hochschulmanagements wurde ein Pro-
zess der Professionalisierung der Hochschule als Or-
ganisation in Gang gesetzt (Vollmer 2017: 51). Dies 
hat auch Auswirkungen auf die Entwicklung der 
Gleichstellungssteuerung an den Hochschulen. Die 
Einführung neuer Paradigmen, die auf die Steige-
rung des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen  
und die Effektivierung von Steuerungsprozessen aus-
gerichtet sind, hat bewirkt, dass neben den klassischen 
Gleichstellungsakteur_innen weitere Verantwortungs-
bereiche der Gleichstellungsarbeit aufgebaut wurden 
(Vollmer 2017: 65). Unter dem Schlagwort der Gover-
nance werden diese neuen Modelle der Gleichstel-
lungssteuerung im Folgenden zunächst beschrieben. 
Anschließend wird dargelegt, ob und inwiefern solche 
Governance-Modelle auch an den Hochschulen in 
NRW implementiert werden. 

Der Transformationsprozess der Hochschulen in 
Deutschland – durch die Einführung von NPM-Stra-
tegien – vom „Selbstverwaltungs- oder Humboldt-
Modell“ (Weber 2017: 124) zur unternehmerischen 
Hochschule hat zwei wesentliche Effekte zur Folge. 
Zum einen wird der Wettbewerb zwischen den Hoch-
schulen fokussiert, Exzellenz wird zu einem Kriteri-
um, das die Entwicklung der Hochschulen maßgeb-
lich beeinflusst (Weber 2017: 132). Zum anderen 
besteht ein Zuwachs an Entscheidungskompetenzen 
aufseiten der Hochschulen, insbesondere die Hoch-
schulleitung wird gegenüber den Selbstverwaltungs-
gremien gestärkt. Dies führt dazu, dass die Festlegung 
regulierender Instrumente – wie Zielquoten, Zielver-
einbarungen oder Finanzen im Sinne der leistungs-
orientierten Mittelvergabe (LOM) – von den Hoch-
schulleitungen eigenständig durchgeführt werden 
kann (Vollmer 2017: 66).

Diese Umstrukturierungsprozesse haben Auswir
kungen auf die Gleichstellungsarbeit an den Hoch-
schulen. Studienergebnisse zeigen sowohl Chancen  
als auch Risiken auf. Es besteht die Möglichkeit, 
Gleichstellungspraxis als einen selbstverständlichen 
Aspekt in die Hochschulsteuerung zu integrieren 
und so ein Mitdenken auf den verschiedenen Ebenen 
der Hochschulverwaltung zu gewährleisten (Vollmer 
2017: 67). Zudem wird erfolgreiche Gleichstellungsar-
beit als ein wettbewerbsrelevanter Faktor angesehen, 
mithilfe dessen sich die Hochschule als exzellent dar-
stellen kann. So wird in hochschulexternen Verfah-
ren – sichtbar bspw. an den forschungsorientierten 
Gleichstellungsstandards der DFG, dem Professo
rinnenprogramm von Bund und Ländern oder den 
Anforderungen im Rahmen der Exzellenzinitia
tive – Gleichstellungsarbeit als Voraussetzung für  
Finanzierungen festgelegt (Dahmen 2017: 12) und 
zu einem Kriterium von Exzellenz gemacht (Riegraf 
2017). Mit dieser Integration der Gleichstellungsper
spektive in den Wettbewerb zwischen den Hochschu-
len wird aber auch ein Kritikpunkt an den Entwick-
lungen verbunden. Es wird die Gefahr gesehen, über 
diese auf Nützlichkeit ausgerichtete Gleichstellungs-
politik bestehende Ungleichheiten aus dem Blick zu 
verlieren und entsprechend keine gesellschaftliche 
Förderung von Chancengleichheit der Geschlechter 
voranzubringen (Erbe 2017: 85). Auch die im Zuge 
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der Transformation zur unternehmerischen Hoch-
schule häufig implementierten Konzepte Gender 
Mainstreaming und Diversity Management sehen 
sich Kritik ausgesetzt – mit der Ausrichtung auf wirt-
schaftlichen Nutzen wird hier von einem Verlust der 
Gerechtigkeitsdimension ausgegangen (Laufenberg et 
al. 2018: 10; Vollmer 2017: 71). 

Ein wesentliches Ergebnis dieser durch das New Public 
Management bedingten Veränderung der Gleichstel-
lungssteuerung ist die Schaffung neuer Stellen oder 
Positionen in der Hochschule, die sich jenseits der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten mit Aufgaben 
der Gleichstellungsarbeit befassen. Dies kann durch 
den zusätzlichen Ausbau des Gleichstellungsbüros, 
die Einrichtung dezentraler Gleichstellungsbeauftrag-
ter oder die Erweiterung des Aspekts Gleichstellungs-
arbeit in der akademischen Selbstverwaltung mithilfe 
von Gleichstellungskommissionen geschehen. Ver-
mehrt wird aber auch die Einrichtung von Prorekto-

raten, Stabsstellen oder Referent_innen mit diesem 
spezifischen Aufgabenfeld durchgeführt, die damit im 
Kontext des Hochschulmanagements und in der Nähe 
zur Hochschulleitung angesiedelt sind (vgl. Roski 
2017: 112). Auch hier werden Chancen und Risiken 
verortet, sodass es einerseits zu einer fruchtbaren en-
gen Zusammenarbeit zwischen Gleichstellungsbüro 
und Hochschulleitung kommen kann oder anderer-
seits Parallelstrukturen aufgebaut werden, die sich 
gegenseitig blockieren (Vollmer 2017: 74). 

In diesem Kapitel wird sich überwiegend auf die Rück-
meldungen aus der Hochschulbefragung bezogen.  
Darüber hinaus werden insbesondere in Kap. B 3.3  
die Projekte und Maßnahmen der Datenbank 
„Gleichstellungsprojekte an Hochschulen in NRW“13 
als zweite Datengrundlage berücksichtigt.

13 https://www.gleichstellung-hochschulen.nrw.de/start-gleichstellung/ 
[Zugriff am 01.09.2018].

3.1	 GLEICHSTELLUNGSKOMMISSIONEN UND DEZENTRALE GLEICHSTELLUNGS
BEAUFTRAGTE NACH HOCHSCHULART 

Auf der Ebene der Gleichstellungssteuerung unter
scheiden sich die Vorgaben durch das Kunsthoch-
schulgesetz (KunstHG) von denen, die durch das 
Hochschulgesetz für die Universitäten und Fachhoch-
schulen gelten. Werden die dezentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten in beiden Gesetzen für die Fach-
bereiche vorgeschrieben, so ist die Formulierung zur 
Gleichstellungskommission in § 22 Abs. 4 KunstHG 
eine Kann-Bestimmung. Daher werden im Folgenden 
die Ausführungen zu den Gleichstellungskommissio
nen und dezentralen Gleichstellungsbeauftragten 
nach Hochschultypen (Universität, Fachhochschule, 
Kunsthochschule) differenziert betrachtet.

3.1.1	 Universitäten und Fachhochschulen

Wie bereits im Gender-Report 2016 ausführlich dar-
gestellt (Kortendiek et al. 2016: 228f.), haben sich 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Gleich-
stellungssteuerung für die Universitäten und Fach-
hochschulen durch das 2014 beschlossene Hoch-
schulgesetz14 verändert. Wesentlich dabei sind die 
verpflichtenden Vorgaben der Einrichtung einer 

14 Die Maßnahmen zur Gleichstellungssteuerung wurden durch die  
Änderung des Hochschulgesetzes, die zum 01.10.2019 in Kraft getreten 
sind, nicht verändert.

Gleichstellungskommission (§ 24 Abs. 4 HG) sowie 
der Wahl von dezentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten in den Fakultäten/Fachbereichen (§ 24 Abs. 3 HG). 
Damit wurden Strukturen geschaffen, die – neben 
der zentralen Gleichstellungsbeauftragten und ihren 
Stellvertreterinnen – weitere Ämter der Gleichstel-
lungsarbeit schaffen. 

Die Gleichstellungskommissionen scheinen als ein 
Gremium der Hochschulen in NRW anerkannt zu 
sein. Weiterhin – wie bei der vorherigen Erhebung im 
Jahr 2016 – bestehen auch 2018 an allen Hochschu-
len zentrale Gleichstellungskommissionen, die in 
der Regel statusgruppenparitätisch organisiert sind. 
Einige Hochschulen wie die Universität Bochum, die 
Hochschule Bochum oder die Technische Hochschule  
Ostwestfalen-Lippe betonen die geschlechterparitä-
tische Zusammensetzung der Kommission. Zudem 
bestanden viele der Kommissionen bereits vor der 
gesetzlichen Vorgabe, teilweise kam sie schon 1987 
(Universität Paderborn) oder 1989 (Universität Biele-
feld) erstmalig zustande. Die Aufgaben der Gleichstel-
lungskommission können dabei eine große Spanne 
beinhalten, so formuliert bspw. die Universität Bonn: 
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Ja NeinXTeilweise

15  16 

15 Anstatt für jedes Department wurden an beiden Standorten dezentrale Gleichstellungsbeauftragte berufen.
16 An der Hochschule für Musik Detmold wurde eine dezentrale Gleichstellungsbeauftragte für alle drei Fachbereiche festgelegt.

Tab. B 3.1: Dezentrale Gleichstellungsbeauftragte und Gleichstellungskommissionen an nordrhein-westfälischen Universitäten, 
Fachhochschulen und Kunsthochschulen

Hochschulart Dezentrale Gleichstellungsbeauftragte Gleichstellungskommission

Universität Ja Teilweise Nein Ja Nein

RWTH Aachen   

U Bielefeld   

U Bochum   

U Bonn  

TU Dortmund   

U Düsseldorf  

U Duisburg-Essen   

FernU Hagen   

DSHS Köln (-) (-) (-)

U Köln   

U Münster   

U Paderborn   

U Siegen   

U Wuppertal  

Alle Universitäten
12 1 0 14 0

92,3 % 7,7 % 0,0 % 100 % 0,0 %

Alle Fachhochschulen Ja Teilweise Nein Ja Nein

FH Aachen  

FH Bielefeld  

HS Bochum  

HS für Gesundheit   

FH Dortmund  

HS Düsseldorf   

HS Westfälische   

HS Hamm-Lippstadt   15  

FH Südwestfalen   

HS Rhein-Waal   

TH Köln   

HS Niederrhein   

TH Ostwestfalen-Lippe   

HS Ruhr West  

FH Münster   

HS Bonn-Rhein-Sieg   

Alle Fachhochschulen
12 4 0 16 0

75,0 % 25,0 % 0,0 % 100 % 0,0 %

Kunsthochschule Ja Teilweise Nein Ja Nein

HS für Musik Detmold 16  

Robert Schumann HS Düsseldorf   X

Folkwang U der Künste    
HS für Musik und Tanz Köln   

Kunst-HS für Medien Köln (-) (-) (-) X

Kunstakademie Münster (-) (-) (-)  X

Kunstakademie Düsseldorf k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Alle Kunsthochschulen
3 0 1 4 2

75,0 % 0,0 % 25,0 % 66,7 % 33,3 %

Alle Hochschulen
27 5 1 34 2

81,8 % 15,2 % 3,0 % 94,4 % 5,6 %

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen 2018 (Stand 30.09.2018). Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich: Alle Hochschulen 
n = 36; alle Kunsthochschulen n = 6. Zusätzlich gibt es an der Deutschen Sporthochschule Köln, der Hochschule für Medien Köln und Kunstakademie Münster keine Fakultäten oder 

Fachbereiche, sodass sich für die Tabelle zu den dezentralen Gleichstellungsbeauftragten ergibt: alle Hochschulen n = 33; alle Universitäten n = 13; alle Kunsthochschulen n = 4.  
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„Zu ihren Aufgaben gehören unter anderem die Mit­
wirkung an der Erstellung und Evaluation der Gleich­
stellungspläne, Stellungnahmen zu Widersprüchen der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten nach Landes­
gleichstellungsgesetz sowie die Beratung des Rekto­
rats und der zentralen Gleichstellungsbeauftragten zu 
gleichstellungsrelevanten Themen, Maßnahmen und 
Projekten.“

Bei der Betrachtung der dezentralen Gleichstellungs-
beauftragten an den Fakultäten/Fachbereichen kann 
ein positiver Trend beschrieben werden. Waren 2016 
noch fünf Universitäten und Fachhochschulen gänz-
lich ohne dezentrale Gleichstellungsbeauftragte, trifft 
dies jetzt nur noch auf die Deutsche Sporthochschule  
Köln zu, die jedoch gar keine Fakultäten aufweist und 
entsprechend keine dezentrale Gleichstellungbeauf-
tragten einsetzen kann. Somit kann konstatiert wer-
den, dass an allen 30 Hochschulen die gesetzliche 
Vorgabe aufgegriffen und umgesetzt wird. 

Allerdings ist festzuhalten, dass fünf Hochschulen nur 
einen Teil ihrer Fakultäten/Fachbereiche mit dezen
tralen Gleichstellungsbeauftragten besetzt haben. Auf 
universitärer Ebene betrifft dies die Universität Siegen, 
die an ihrer MINT-Fakultät „schon seit einigen Jahren“ 
keine Bewerberin finden konnte. Hieran zeigt sich die 
Problematik, dass Frauen im MINT-Bereich oft durch 
Gremienarbeit bereits ausgelastet sind und sich nicht 
dazu bereit erklären, den Posten der dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten zu übernehmen. 

Besonders eklatant tritt diese Problematik an der in-
genieurs- und naturwissenschaftlich orientierten 
Technischen Hochschule Ostwestfalen-Lippe auf, hier 
konnte nur für einen der neun Fachbereiche eine de-
zentrale Gleichstellungsbeauftragte gefunden werden. 
Im Zuge der Umsetzung der Gleichstellungsquote 
sollen die Bemühungen jedoch noch einmal verstärkt 
werden. An der Hochschule Hamm-Lippstadt wird 
aufgrund der geringen Anzahl an Hochschulange-
hörigen und der Verteilung über zwei Standorte eine 
Zwischenlösung in der Grundordnung festgeschrie-
ben. Hier wird pro Standort – und damit für je zwei 
Departments (äquivalent zu Fachbereichen) – eine 
dezentrale Gleichstellungsbeauftragte eingesetzt. 
Doch auch hier zeigen sich die Probleme der Beset-
zung, da für einen der Standorte keine Vertretung ge-
wonnen werden konnte. Als ebenfalls ‚kleine‘ Hoch-
schule hatte die Hochschule für Gesundheit Bochum 
zum vergangenen Erhebungszeitpunkt eine ähnliche 

Regelung getroffen, die sie aber jetzt zugunsten von 
separaten Gleichstellungsbeauftragten in den jeweili-
gen Departments aufgegeben hat. 

Neben diesen gesetzlich vorgeschriebenen Akteur_in-
nen benennen viele Hochschulen weitere Positionen 
in der Hochschulorganisation, denen eine spezifische 
Aufgabe oder Verantwortung für Gleichstellungsarbeit 
zukommt. Dabei ist jedoch eine deutliche Differenz 
zwischen den Universitäten und den Fachhochschu-
len zu beobachten: Bis auf die Universität Münster 
nennen alle Universitäten mindestens eine weitere 
Stelle, die mit Gleichstellungsaufgaben beauftragt ist. 
Diese Stellen wiederum sind überwiegend in den Rek-
toraten/Präsidien angesiedelt und erhöhen damit die 
Bedeutung von Gleichstellungspolitiken im Rahmen 
des Hochschulmanagements. Etwa die Hälfte der Uni-
versitäten verortet einen wesentlichen Teil der Verant-
wortlichkeit für Gleichstellungspolitik auf der Ebene 
der Prorektorate, unterscheidet sich dabei aber in der 
Darstellung nach außen. Dabei wird der Bezug zu und 
die Schwerpunktsetzung auf Chancengleichheit an 
der Universität Bonn, der Universität zu Köln und der 
TU Dortmund durch die Bezeichnung der Prorektorate  
„Hochschulentwicklung und Chancengleichheit“, 
„Gleichstellung und Diversität“ sowie „Diversitäts-
management“ direkt offenkundig. Hingegen wird die 
Zuständigkeit des Prorektorats an der RWTH Aachen 
über die Bezeichnung „Personal und wissenschaftli-
cher Nachwuchs“ nicht deutlich und integriert sich in 
den breiten Feldern der Hochschulentwicklung und 
Personalplanung.

Die Universität Münster nutzt ein gegenläufiges Gov-
ernance-Modell, um Gleichstellungspraxen in „alle 
Strukturen und Prozesse“ zu integrieren. Dort wird 
ein großer Teil der Verantwortung für die Planung 
und Durchführung von Gleichstellungsmaßnahmen 
auf der Ebene der Fachbereiche verortet. Dieses Vor-
gehen ist auf die Partizipation der Akteur_innen in 
der Breite der Hochschule ausgelegt, die lediglich 
über Entwicklungsgespräche und Gremien wie die 
„Dekanerunde“ an die Hochschulleitung gekoppelt ist. 
Auf die größtmögliche Einbeziehung verschiedener 
Akteur_innen im Sinne des Gender Mainstreamings 
setzt auch die Universität Bochum. So hat jedes Rek-
toratsmitglied ein spezifisches Gleichstellungselement 
im Fokus, sodass die Hochschulleitung als Ganzes 
für Gleichstellung in die Verantwortung genommen 
wird. Zudem ist von einer „dezentralen und breiten 
institutionellen Verankerung [des Gleichstellungsauf-
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trags] in der Organisation“ die Rede, die sowohl ver-
schiedene Bereiche der zentralen Verwaltung als auch 
wissenschaftliche Einrichtungen umschließt und mit 
dem Ziel arbeitet, Chancengleichheit an der Universi-
tät Bochum zu erwirken.

Auf der Ebene der Fachhochschulen ist die Gleich
stellungsarbeit weiterhin stärker im Rahmen der 
Gleichstellungsbeauftragten und des zugehörigen 
Gleichstellungsbüros verortet. 13 der 16 Hochschulen 
geben an, keine weitere Stelle mit direkter Verantwor-
tung für Gleichstellungsarbeit ausgestattet zu haben. 
Lediglich die Fachhochschule Aachen, die Hochschule 
Bochum und die Technische Hochschule Köln verwei-
sen auf ihre Hochschulleitung. Während an der Tech-
nischen Hochschule Köln der Aufgabenbereich direkt 
dem Präsidenten zugeordnet ist, wird er an der Hoch-
schule Bochum durch ein Ressort beim Präsidenten 
angesiedelt. Ähnlich wie an der Universität Bochum 
verteilt die Fachhochschule Aachen Gleichstellungs-
verantwortung auf die Mitglieder der Hochschullei-
tung. Daneben betonen einige Hochschulen die enge 
Zusammenarbeit zwischen Präsidium und zentraler 
Gleichstellungsbeauftragter, ohne auf der Leitungs
ebene eine klare Verantwortung zu bestimmen.

3.1.2	 Kunsthochschulen

Die Regelung zu den Gleichstellungskommissionen 
in § 22 Abs. 4 KunstHG stellt den Kunsthochschu-
len die Einrichtung eines solchen Gremiums frei. 
Entsprechend erhält die Einrichtung einer Gleich-
stellungskommission in einer Kunsthochschule eine 
zusätzliche Bedeutung, da diesem Prozess eine be-
wusste Entscheidung für dieses Gremium voraus-
gegangen ist. So ist es bemerkenswert, dass laut der 
Hochschulbefragung vier der sieben Kunsthochschu-
len eine Gleichstellungskommission eingerichtet ha-
ben. Im Vergleich zu 2016 haben nun an der Hoch-
schule für Musik Detmold und der Robert Schumann 
Hochschule Düsseldorf neben den bereits zuvor 
bestehenden Kommissionen der Folkwang Univer-
sität der Künste und der Hochschule für Musik und 
Tanz die Gleichstellungskommissionen ihre Arbeit 
aufgenommen. Dies kann als Zeichen gesehen wer-
den, dass auch bei den etwas größeren Kunsthoch-
schulen ein Trend zu einer stärkeren Institutiona-
lisierung der Gleichstellungsaufgaben zu erkennen 
ist. Insbesondere die Robert Schumann Hochschule  
betont die Wichtigkeit und ist nach den eigenen An-
gaben in der Befragung „stolz, seit 2018 eine sehr 

engagierte Gleichstellungskommission zu haben.“ 
Zusätzlich hat die Kunsthochschule für Medien Köln 
angegeben, ein gewähltes Gleichstellungsteam einge-
richtet zu haben, das wie eine Gleichstellungskom-
mission zusammengesetzt ist, aber auf einer weniger 
bürokratischen Ebene operiert.

Im Bereich der dezentralen Gleichstellungsbeauf-
tragung ist diese Entwicklung nicht zu beobachten. 
Hier sind die beiden größten Kunsthochschulen – die 
Hochschule für Musik und Tanz Köln und die Folk-
wang Universität der Künste – laut der Rückmeldun-
gen die einzigen, die über alle Fachbereiche/Fakultä-
ten Gleichstellungsbeauftragte gewählt haben. An der 
Hochschule für Musik Detmold wurde eine dezentrale 
Gleichstellungsbeauftragte für alle drei Fachbereiche 
neu eingerichtet, die die Gleichstellungsbelange auf 
Fachbereichsebene im Blick behalten soll. Die übrigen 
Kunsthochschulen haben z. T. gar keine Fachbereiche/ 
Fakultäten (Kunstakademie Münster, Kunsthochschule  
für Medien Köln) und eine sehr geringe Anzahl an 
Hochschulangehörigen, sodass dezentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte die Hochschulstruktur „überfordern 
und überbürokratisieren“ (Kunsthochschule für Medi-
en Köln) würden.

Die einzige Kunsthochschule, die angibt, Gleichstel-
lungsaufgaben bei weiteren Akteur_innen der Hoch-
schule verankert zu haben, ist die Folkwang Universi-
tät der Künste. Dort wurden zwei Rektoratsbeauftragte 
eingesetzt, die sich einerseits mit der Entwicklung 
eines chancengerechten Berufungsmanagements 
und andererseits mit der Implementierung von Gen-
der und Diversity in Forschung und Lehre befassen. 
Im Sinne der neuen Governance-Modelle wird hier 
Gleichstellungspraxis personell stärker in das Hoch-
schulmanagement einbezogen. Im Vergleich dazu 
verbleiben die anderen Kunsthochschulen stärker auf 
der Ebene der klassischen Gleichstellungsarbeit. Zu-
dem muss im Falle der Kunsthochschulen wiederholt 
auf deren geringe Anzahl an Hochschulangehörigen 
verwiesen werden. Bei entsprechender Bereitschaft 
der Hochschulakteur_innen kann dies eine stärker 
individualisierte Form der Gleichstellungsarbeit er-
möglichen, sodass dadurch bestimmte formalisierte 
Formen der Gleichstellungs-Governance überflüssig 
werden. 

Trotzdem wird von einigen Kunsthochschulen in den 
Rückmeldungen angemerkt, dass die spezifischen 
Herausforderungen für die Gleichstellungsarbeit an 
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den sehr kleinen Kunsthochschulen nicht genügend 
Beachtung erführen. Insbesondere eine kontinuier
liche Arbeit sei häufig nicht möglich, da es nicht ge-
nug „Maßnahmen und Unterstützungen gäbe, die 
eine Verstetigung bzw. Festanstellung einer fachlich 
versierten Person“ rechtfertigen (Kunsthochschule für 

Medien Köln). Eine auf lediglich zwei Jahre gewählte 
nebenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte wäre 
für dieses arbeitsintensive Feld nicht ausreichend, was 
auch zu Problemen bei der Rekrutierung für diese 
Funktion führt. 

3.2	 GLEICHSTELLUNGSPLÄNE NACH DEM LANDESGLEICHSTELLUNGSGESETZ

Das Landesgleichstellungsgesetz (LGG) regelt für alle 
öffentlichen Einrichtungen und damit auch explizit 
für die Hochschulen in Trägerschaft des Landes NRW 
die Bestimmungen zur Gestaltung von Gleichstel-
lungsplänen (vormals unter der Bezeichnung Frau-
enförderpläne geläufig). Demnach müssen die Hoch-
schulen sowohl einen Rahmenplan als auch für jede 
Fakultät, jeden Fachbereich, die Verwaltung, jede 
zentrale wissenschaftliche Einrichtung oder zentrale 
Betriebseinheit mit mindestens 20 Angestellten einen 
eigenen Gleichstellungsplan erstellen. Da über die 
Gleichstellungspläne Ziele und Maßnahmen für de-
ren Erreichung festgelegt werden, können sie als „die 
wichtigste gesetzliche Grundlage der gleichstellungs-
politischen Arbeit“ (Vollmer 2017: 66) an den Hoch-
schulen gelten. Vor diesem Hintergrund wird im 
folgenden Unterkapitel die Entwicklung der Gleich-
stellungspläne mit Blick auf die Laufzeiten beschrie-
ben. Zudem wird in Betracht gezogen, dass mit der 
Einführung der sogenannten Experimentierklausel 
gemäß § 6a LGG die Möglichkeit besteht, alternative 
Modelle den Gleichstellungsplänen vorzuziehen. 

3.2.1	 Gültigkeit der Gleichstellungspläne nach 
dem LGG

Im Sinne einer Fortschreibung wird hier auf die Er-
gebnisse der Gender-Reporte 2013 (Kortendiek et al. 
2013: 231ff.) und 2016 (Kortendiek et al. 2016: 234f.) 
zurückgegriffen. Die im Gender-Report 2016 festge-
stellte Entwicklung, dass die Hochschulen zuneh-
mend Gleichstellungspläne – oder ein vergleichbares 
Instrument im Sinne von § 6a LGG (s. u.)17 – verab-
schieden, kann für den aktuellen Berichtszeitraum 
aufrechterhalten werden. 

Wie die Tabelle B 3.2 zeigt, haben nach den Angaben 
in den Rückmeldungen insgesamt 30 Hochschulen 

17 Innerhalb dieses Kapitels sind bei der Verwendung des Begriffs Gleich-
stellungspläne die alternativen Instrumente zur Erreichung von Gleich-
stellungszielen, im Sinne der Experimentierklausel, einbezogen.	

Gleichstellungspläne für alle ihre Einheiten beschlos-
sen. Das bedeutet im Vergleich zu 2016 eine Steige-
rung um 18,4 Prozentpunkte auf 83,3 %. Somit hat 
ein sehr großer Teil der Hochschulen die gesetzlichen 
Vorgaben vollständig umgesetzt. Insbesondere an 
den Universitäten wird das Instrument der Gleich-
stellungspläne übergreifend angewendet. Im Ver-
gleich zu den anderen Hochschultypen werden an 
den Kunsthochschulen seltener Gleichstellungsplä-
ne verabschiedet. Dennoch ist auch hier ein Anstieg 
zu verzeichnen: Hatten 2016 lediglich zwei Kunst-
hochschulen Gleichstellungspläne beschlossen, sind 
es nun immerhin vier und damit doppelt so viele.

Zudem haben vier Hochschulen zumindest für einen 
Teil ihrer Einrichtungen Gleichstellungspläne be-
schlossen oder befinden sich im Prozess der Fort-
schreibung. So merkt die Hochschule Rhein-Waal an, 
dass sie einen gültigen Rahmenplan sowie Gleich-
stellungspläne für zwei Fakultäten verabschiedet 
hat, sich aber noch in der Phase der Fortschreibung 
für die übrigen im Entwurf vorliegenden dezentra-
len Gleichstellungspläne befindet. An der Universi-
tät Wuppertal, der Hochschule Ruhr West und der 
Folkwang Universität der Künste zeichnet sich ein 
ähnliches Bild ab. Alle drei Hochschulen besitzen 
einen gültigen Rahmenplan, arbeiten jedoch wei-
terhin an der Erstellung der Pläne für die einzelnen 
Fakultäten, Einrichtungen und die Verwaltung. Als 
eine der Hochschulen ohne gültige Gleichstellungs-
pläne verweist die Hochschule Hamm-Lippstadt auf 
ihr Gleichstellungskonzept, das momentan von der 
Gleichstellungskommission aktualisiert werde. Zu-
dem befinde sich der Rahmen-Gleichstellungsplan 
momentan in der Vorbereitung.

Laut der Hochschulbefragung variieren die Laufzei-
ten der Gleichstellungspläne zwischen drei und fünf 
Jahren. Aktuell befinden sich die Hochschulen an 
unterschiedlichen Zeitpunkten im Prozess der Evalu-
ation oder Fortschreibung der Pläne. So hat bspw. die 
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Tab. B 3.2: Nutzung von Gleichstellungsplänen und der Experimentierklausel nach LGG an nordrhein-westfälischen Hochschulen 
2018

Hochschulart
Gültige Gleichstellungspläne  

oder alternative Instrumente vorhanden?
Nutzung der 

Experimentierklausel

Universität

RWTH Aachen   

U Bielefeld   

U Bochum   

U Bonn   

TU Dortmund   

U Düsseldorf  

U Duisburg-Essen   

FernU Hagen   

DSHS Köln   

U Köln  

U Münster  

U Paderborn   

U Siegen   

U Wuppertal   

Alle Universitäten
13 1 0 1

92,9 % 7,1 % 0,0 % 7,1 %

Fachhochschule

FH Aachen   

FH Bielefeld  

HS Bochum   

HS für Gesundheit   

FH Dortmund  

HS Düsseldorf  

HS Westfälische   

HS Hamm-Lippstadt  X  

FH Südwestfalen   

HS Rhein-Waal   

TH Köln   

HS Niederrhein  

TH Ostwestfalen-Lippe   

HS Ruhr West  

FH Münster   

HS Bonn-Rhein-Sieg  

Alle Fachhochschulen
13 2 1 3

81,3 % 12,5 % 6,3 % 18,8 %

Kunsthochschule

HS für Musik Detmold  

Robert Schumann HS Düsseldorf   

Folkwang U der Künste   

HS für Musik und Tanz Köln  

Kunst-HS für Medien Köln   X

Kunstakademie Münster   

Kunstakademie Düsseldorf  k. A. k. A. k. A. k. A.

Alle Kunsthochschulen
4 1 1 0

66,7 % 16,7 % 16,7 % 0,0 %

Alle Hochschulen
30 4 2 4

83,3 % 11,1 % 5,6 % 11,1 %

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen Sommer 2018 (Stand 30.09.2018). Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich:  
alle Hochschulen n = 36; alle Kunsthochschulen n = 6).

Ja Keine MaßnahmenTeilweise/in der Fortschreibung X
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Fachhochschule Dortmund angegeben, ihre Gleich-
stellungspläne im Juli 2018 mit einer Laufzeit von 
fünf Jahren verabschiedet und ihr Vorgehen zum 
Erreichen der Gleichstellungsziele für einen verhält-
nismäßig langen Zeitraum festgelegt zu haben. Da-
hingegen verweist die Universität Münster darauf, 
dass die Laufzeit der Frauenförderpläne der Universi-
tät Münster im Juni 2019 ende, sodass dort bereits ab 
dem Frühjahr 2019 der Fortschreibungsprozess für 
die neuen, drei Jahre gültigen Pläne begonnen habe. 
Im Zuge einer Synchronisierung verschiedener Steu-
erungsinstrumente der Gleichstellungsarbeit hat 
die Universität Bonn die Laufzeit für die folgenden 
Gleichstellungspläne von drei auf fünf Jahre erhöht, 
„dabei [ist jedoch] vorgesehen, nach zwei Jahren 
Zwischenberichte zum Stand der Zielerreichung und 
zur Umsetzung entsprechender Maßnahmen von 
den einzelnen Fakultäten, Einheiten und Einrich-
tungen erstellen zu lassen“.

3.2.2	 Einführung und Anwendung der  
Experimentierklausel

Mit der Einführung der sogenannten Experimen-
tierklausel in § 6a LGG im Dezember 2016 steht es 
den Hochschulen nun frei, sich gegen die Erstellung 
von Gleichstellungsplänen zu entscheiden und mit 
dem Einverständnis der Gleichstellungsbeauftragten 
ein alternatives Modell zum Erreichen der Gleichstel-
lungsziele an der Hochschule einzurichten. 

Bisher nutzen nach eigenen Angaben nur wenige 
Hochschulen diese Möglichkeit. Am deutlichsten 
hat sich die Hochschule Düsseldorf vom Modell der 
Gleichstellungspläne entfernt. Der für alle Fachbe-
reiche verabschiedete Gender Diversity Action Plan 
(GDAP) soll zu einer partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit zwischen dem Gender Diversity Action Team 
und den Fachbereichen führen: „Die Anerkennung 
und Förderung von Fachbereichskulturen bildete 
hierbei die Basis eines spezifischen, gezielten Dialogs 
mit dem Ziel der Entwicklung kooperativer Projekte.“ 
Damit stehen bilaterale Vereinbarungen im Fokus 
und werden von hochschulweiten Kampagnen ge-
rahmt. Auch die Universität Bochum gibt an, sich 
von der Idee der dezentralen Gleichstellungspläne 

verabschiedet zu haben, diese werden „ganz durch 
das Instrument der Zielvereinbarungen ersetzt“. Die 
individuellen Laufzeiten dieser Zielvereinbarungen 
zwischen Hochschulleitung und Fakultäten sind an 
den jeweiligen Strukturveränderungen – wie bspw. 
anstehenden Berufungsverfahren – ausgerichtet und 
sollen die Gleichstellungsarbeit an den Fakultäten 
effizienter und sichtbarer machen. Während an die-
sen beiden Hochschulen mit der Nutzung des § 6a 
LGG versucht wird, eine Entkopplung der Gleichstel-
lungspläne zugunsten einer höheren inhaltlichen 
oder strukturellen Fachspezifik herbeizuführen, wird 
an der Fachhochschule Bielefeld die Gleichstellungs-
arbeit in der Hochschulplanung stärker gewich-
tet, indem der Gleichstellungsrahmenplan in den 
Hochschulentwicklungsplan integriert wurde. Auch 
die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg versucht mit der 
Integration des Gleichstellungsrahmenplans in das 
Gleichstellungskonzept, die Instrumente der Gleich-
stellungsarbeit zu vereinheitlichen.

Neben diesen vier Hochschulen planen laut der 
Aussagen in den Rückmeldungen drei weitere, die 
Gleichstellungspläne durch alternative Modelle zu 
ersetzen oder in bereits bestehende Hochschulmana
gementinstrumente zu integrieren. Während die 
Universität zu Köln und die Hochschule Bochum 
sich in der Konzeptionsphase befinden, plant die 
FernUniversität Hagen, ein Dachkonzept zu erstellen, 
das alle bisherigen Gleichstellungsinstrumente ver-
eint. Da zuvor eine Synchronisierung der verschiede-
nen Pläne notwendig ist, wird dies erst ab dem Jahr 
2023 umgesetzt werden können.

Diese Auflistung zeigt, dass Bewegung in den Bemü-
hungen der Hochschulen besteht, eine für sie pass-
genaue Form der Gleichstellungs-Governance zu ent-
wickeln. Zugleich wird aber auch deutlich, dass die 
Prozesse sich in unterschiedliche Richtungen bewe-
gen. Das kann auch damit erklärt werden, dass sich 
laut der Forschungsergebnisse zur Effektivität ver-
schiedener Modelle keines als besonders erfolgreich 
erwiesen hat (Vollmer 2017: 70) und Gleichstellungs-
arbeit nur unter Beachtung der spezifischen, kontex-
tuellen Faktoren erfolgreich sein kann.
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3.3	 GLEICHSTELLUNGSMASSNAHMEN UND ANGEBOTE NACH ZIELGRUPPEN

Im Folgenden wird ein detaillierter Blick auf die von 
den Hochschulen ergriffenen Maßnahmen geworfen. 
Hierfür wird überwiegend auf die Datenbank „Gleich-
stellungsprojekte an Hochschulen in NRW“ als Daten-
grundlage zurückgegriffen. Jedoch werden die Daten 
durch die Angaben der Hochschulen in den Rück-
meldungen ergänzt, da so die Möglichkeit besteht, 
die Schwerpunktsetzung der Hochschulen in Teilen 
nachzuzeichnen. 

3.3.1	 Studierende – vielfältige Angebote und 
größte Zielgruppe

Studierende stellen die zahlenmäßig größte Gruppe 
an den Hochschulen, somit ist es auch nicht verwun-
derlich, dass für diese Zielgruppe die meisten Gleich-
stellungsprojekte an den Hochschulen in NRW beste-
hen. Fast 200 Angebote (Stand Oktober 2018) werden 
laut der Datenbank „Gleichstellungsprojekte an Hoch-
schulen in NRW“ ausschließlich für Studierende be-
reitgestellt. Ein großer Teil der Projekte, die für Studie-
rende implementiert werden, können der Kategorie 
„Information und Beratung“ zugeordnet werden. Auf 
verschiedenen Wegen wollen die Hochschulen Stu-
dent_innen in ihren Rechten und Möglichkeiten an 
der Hochschule stärken sowie sie in schwierigen Situ
ationen unterstützen. Niedrigschwellige Beratungs-
angebote werden dabei teilweise von den Studie-
rendenvertretungen übernommen, so wird bspw. an 
der Universität Düsseldorf von gleich zwei Referaten 
(Frauenreferat, LesBi-Referat) diese Form der Unter-
stützung zur Verfügung gestellt. 

Stärker auf die Zeit nach dem Studium ist die Informa-
tionsveranstaltung „Mehr Frauen in die Wissenschaft –  
Promovieren geht über Studieren“ an der Universi-
tät Münster ausgerichtet. Hierbei werden Studentin-
nen Perspektiven und Strategien nahegelegt, wie eine 
Karriere mit oder ohne Promotion gestaltet werden 
kann. Projekte aus dem Bereich „(Fort-)Bildungsange-
bote“ sind auch häufig Maßnahmen für Studierende. 
Dabei sollen u. a. sogenannte Soft Skills geschult wer-
den. An der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg bietet das 
Gleichstellungsbüro mit dem „‚Students’ Special“ ein 
auf die Bedürfnisse von Studierenden ausgerichte-
tes Workshop-Format an. Auf die Positionierung von 
Studentinnen nach dem Studium setzen die Projekte 
„Berufspraxistage für Geisteswissenschaftlerinnen“ an 
der Universität Duisburg-Essen oder „Fit in den Job“ 

an der Universität Paderborn. Die Bedeutung von 
inner- und außeruniversitären Netzwerken wird an 
der Hochschule Rhein-Waal betont, einerseits durch 
Kompetenzschulungen im Bereich „Strategische Netz-
werkbildung“ und andererseits durch die gezielte 
Vernetzung mit Unternehmen. Einen ähnlichen An-
satz verfolgen die Universität Duisburg-Essen und die 
Hochschule Ruhr West mit dem Kooperationsprojekt 
„ChanceMINT.NRW“, bei dem Studentinnen – bspw. 
anhand von Unternehmensexkursionen – ein Ein-
blick in die berufliche Praxis gegeben werden soll. 

Unter die Kategorie „(Lehr-)Veranstaltung“ fallen 
Gleichstellungsprojekte, die in Form von Semina-
ren, Vorträgen und Workshops einen Einblick in die 
Frauen- und Geschlechterforschung eröffnen. So or-
ganisiert das Gleichstellungsbüro der TU Dortmund 
regelmäßig die Veranstaltungsreihe „Sowohl als 
Auch“, in welcher Forschungsergebnisse präsentiert 
und aktuelle feministische Diskurse und Debatten 
aufgegriffen werden. Zudem wird durch das Gleich-
stellungsbüro der TU Dortmund ein spezifisches Vor-
lesungsverzeichnis zu Themen der Geschlechterfor-
schung zur Verfügung gestellt, ähnlich wie an der 
Universität Bielefeld durch das Interdisziplinäre Zen-
trum für Geschlechterforschung. 

Außerdem werden an den Hochschulen in NRW ins-
gesamt 21 Programme im Bereich des Mentoring für 
Studierende angeboten. Dabei beziehen sich viele der 
Projekte auf den MINT-Bereich, wobei sowohl Pro-
gramme für die ersten Semester des Studiums (Fach-
hochschule Dortmund, Universität Münster) als auch 
für den Übergang in Beruf und Wissenschaft (Techni-
sche Hochschule Köln, Universität Paderborn, Univer-
sität zu Köln) angeboten werden. Doch auch andere 
Fachbereiche, wie Medizin (RWTH Aachen), Sport
wissenschaft (Universität Bochum) oder Musik und 
Tanz (Hochschule für Musik und Tanz Köln), werden 
vereinzelt mit Mentoring-Angeboten abgedeckt. 

3.3.2	 Wissenschaftliche Mitarbeiter_innen –  
Förderung von Nachwuchswissen
schaftlerinnen 

Eine ähnlich große Anzahl an Gleichstellungspro-
jekten – über 150 – wird nach den Angaben in der 
Datenbank vornehmlich für die Statusgruppe der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter_innen konzipiert. Die 
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meisten Maßnahmen haben zum Ziel, die wissen-
schaftlichen Karrieren von Nachwuchswissenschaft-
lerinnen auf dem Weg zur Professur zu fördern. Einen 
großen Bereich stellt dabei das Mentoring dar, insge-
samt bestehen hier 35 Projekte. Diese Gleichstellungs-
maßnahmen werden an fast allen Universitäten und 
vereinzelt an Fachhochschulen und Kunsthochschu-
len angeboten. Meist richten sich die Formate an Dok-
torandinnen oder auch Postdoktorandinnen und zie-
len auf eine Stärkung ihrer Position an der Hochschule 
sowie ihrer Karrieremöglichkeiten ab. Hierzu werden 
Kontakte zwischen Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und etablierten Wissenschaftler_innen hergestellt, die 
die Teilnehmerinnen als Mentor_innen auf einer in-
dividuellen Ebene begleiten. Häufig werden die Men-
toring-Programme durch Workshops, Fortbildungen 
oder Netzwerkveranstaltungen gerahmt. 

Ebenfalls viele Maßnahmen werden im Feld „Be-
ratung und Information“ angeboten. Hier sind die 
Angebote sehr vielfältig. So haben etwa die Hoch-
schulen Bochum und Bonn-Rhein-Sieg die Webseite 
„Professorinnen – wo seid ihr?“ entwickelt, die über 
das Berufsbild der Fachhochschulprofessorin infor-
miert. An der Universität Bonn wird hingegen eine 
Seminarreihe vom Life & Medical Sciences-Institut 
(LIMES) gestaltet, die ein Forum für herausragende 
Arbeiten von Wissenschaftlerinnen sein will. Das 
Gleichstellungsbüro der TU Dortmund wiederum 
möchte über ein Online-Berufungsportal gezielt 
über die Prozesse von Berufungsverfahren aufklären 
und den Bewerberinnen so den Zugang erleichtern. 
Durch Coachings wird an einigen Hochschulen die 
Möglichkeit geboten, spezifische Kompetenzen zu 
gewinnen. Während u. a. an der Universität Bonn 
ein fächerübergreifendes Coaching-Programm ini-
tiiert wurde, das ein breites Angebot an Workshops 
bereitstellt, verweisen einzelne Fakultäten wie die 
Gesundheitswissenschaften der Universität Bielefeld 
oder die Jura-Fakultät der Universität Münster auf 
ihr jeweiliges fachspezifisches Coaching-Angebot. 
Darüber hinaus bestehen themenspezifische (Fort-)
Bildungsangebote. So bietet die Technische Hoch-
schule Köln ein Berufungstraining für Frauen an und 
die Universität Münster ermöglicht eine Weiterqua-
lifizierung für Wissenschaftlerinnen bezüglich der 
Aufgaben des Hochschulmanagements.

Die Stipendienvergabe ist ein weiteres Instrument, 
das an den Hochschulen in NRW zur Förderung 
von Nachwuchswissenschaftlerinnen genutzt wird. 

Überwiegend werden die Stipendien in Form einer 
Promotionsförderung angeboten, so auch an den 
vier Fachhochschulen Aachen, Bonn-Rhein-Sieg, 
Ostwestfalen-Lippe und Rhein-Waal. Spezifischere  
Formen von Stipendien hat bspw. die Deutsche Sport-
hochschule Köln eingerichtet. Zum einen fördert sie 
gezielt Nachwuchswissenschaftlerinnen mit Fami-
lienaufgaben und zum anderen vergibt sie Reise
stipendien für Wissenschaftlerinnen in der Qualifizie-
rungsphase. Eine besondere inhaltliche Eingrenzung 
nimmt die Universität Paderborn vor, indem sie Pro-
motionsstipendien speziell für die Gender-Forschung 
ausschreibt. Während Promotionsstipendien die Pro-
blematik aufweisen, nicht in der Sozialversicherung 
verankert zu sein, wird vereinzelt mit Stellenpro-
grammen für Promovendinnen – wie an der Techni-
schen Hochschule Köln – die Möglichkeit ergriffen, 
eine Anstellung zu gewährleisten. Eine weitere Form 
personeller Unterstützung für Habilitandinnen bie-
tet die Universität Bonn im Rahmen des Maria von 
Linde-Programms an, indem sie für die Abschluss-
phase der Habilitation eine wissenschaftliche Hilfs-
kraft finanziert.

3.3.3	 Professorinnen und Führungskräfte –  
Coaching und Fortbildungen

Die Zahl der Gleichstellungsmaßnahmen, die sich 
laut der Datenbank ausschließlich auf die Gruppe 
der Professor_innen und Führungskräfte beziehen, 
fällt im Vergleich dazu ab. Möglicherweise wird da-
von ausgegangen, diese Gruppe befinde sich bereits 
in einer privilegierten Position, die keine Förde-
rungsmaßnahmen mehr benötige. 

Dahingehend richten die Universitäten Bielefeld 
und Münster Programme aus, um neu berufenen 
Professor_innen u. a. Geschlechtergerechtigkeit als  
wesentliches Element der Universitätskultur zu 
vermitteln und Hilfestellung für eine geschlechter
sensible Personalverwaltung zu geben. An der 
TU Dortmund wird in Kooperation mit der Univer-
sität Duisburg-Essen und der Universität Bochum 
ein „Gender- und Diversity-Training“ angeboten, das 
sich im Wesentlichen an Professor_innen wendet. 
Dadurch soll u. a. ein gendersensibles Berufungsver-
fahren gefördert werden, indem in der Fortbildung 
die Effekte von subjektiven Geschlechterbildern in 
Personalauswahlverfahren vermittelt werden. Die 
Hochschule Niederrhein agiert hingegen auf einer 
individuellen Ebene, indem sie die Möglichkeit eines 
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Einzel-Coachings für Professorinnen anbietet und 
ihnen einen Reflexionsraum eröffnet.

Daneben existieren Programme, die in Form von 
Fortbildungen oder Beratungsangeboten die Position 
von Frauen in Führungspositionen im Allgemeinen 
und insbesondere auf Professuren stärken wollen. So 
existiert an der Universität Bielefeld das Angebot der 
Supervision für Frauen in Gremien und Führungs-
positionen, das u. a. Handlungskompetenzen für den 
Umgang mit männlicher Leitungskultur vermitteln 
will. Ebenfalls das Instrument der Supervision nutzt 
die Universität Paderborn und legt den Schwerpunkt 
auf neu berufene Professorinnen und deren kollegiale  
Beratung. Zudem wird vereinzelt mit Ausgleichen 
bei der Übernahme von Gremientätigkeiten gearbei-
tet, die eine Teilhabe von Frauen und insbesondere 
von Professorinnen an der universitären Selbstverwal-
tung fördern sollen. So wird durch die Bereitstellung 
von Mitteln für Hilfskräfte den Professor_innen die 
Mitarbeit in Gremien der akademischen Selbst-
verwaltung oder die Arbeit als dezentrale Gleich
stellungsbeauftragte erleichtert. Darüber hinaus 
werden aber auch in Form von finanzieller Unter-
stützung Anreize für die Berufung von Frauen ge-
schaffen, die über die Berufungsmittel hinausgehen. 

Im Zuge der Umsetzung der Gleichstellungsquote 
nach § 37 HG erkennen die Hochschulen zuneh-
mend, dass es förderlich ist, die Berufungsverfah-
ren mit gleichstellungspolitischen Maßnahmen zu 
begleiten. Dies macht u. a. die TU Dortmund deut-
lich, wenn sie ihre qualitätsgesicherten Berufungs-
verfahren beschreibt, die aus „einer gleichstellungs-
orientierten Berufungsordnung, einem praktischen 
Berufungsleitfaden […] und dem umfassend infor-
mativen Berufungsportal auf der zentralen Home-
page der TU Dortmund“ bestehen. Stärker auf die 
Gewinnung von Kandidatinnen für Berufungsver-
fahren fokussiert sich bspw. die RWTH Aachen in 
Form einer proaktiven Rekrutierung. Ein weiteres 
Angebot, das die Hochschulen als Teil ihrer Gleich-
stellungsarbeit begreifen und das nahezu ausschließ-
lich auf Professor_innen und Führungskräfte aus-
gerichtet ist, ist das Feld Dual Career. Die an zwölf 
Universitäten sowie den Hochschulen Bochum und 
Ostwestfalen-Lippe angesiedelten Projekte zielen 
überwiegend darauf ab, den Partner_innen von neu 
an die Hochschulen berufenen Professor_innen die 
Umstellung zu erleichtern und bspw. Karrieremög-
lichkeiten aufzuzeigen. 

3.3.4	 Mitarbeitende in Technik und Verwaltung –  
wenige zielgruppenspezifische Angebote

Für Mitarbeitende in Technik und Verwaltung wer-
den deutlich weniger Gleichstellungsprojekte ange-
boten als für die anderen Statusgruppen der Hoch-
schulen. Lediglich 27 Maßnahmen werden in der 
Datenbank speziell für diese Gruppe der Hochschul-
angehörigen aufgeführt. Damit ist die Entwicklung 
im Vergleich zum Gender-Report 2016 sogar rück-
läufig (vgl. Kortendiek et al. 2016: 238). 

Die häufigsten Maßnahmen sind weiterhin (Fort-)
Bildungsangebote. So bietet die Universität Bielefeld 
Fort- und Weiterbildungsangebote speziell für Mit-
arbeitende in Technik und Verwaltung an, die sich 
u. a. auf Kommunikationsstrategien, Selbstmanage-
ment oder Gremien- und Führungsarbeit beziehen. 
Ähnlich will die Universität Münster mit ihrer Wei-
terbildungsreihe „Volltreffer“ die „persönlichen und 
beruflichen Kompetenzen“ ihrer Mitarbeiterinnen in 
Wissenschaft und Technik stärken. Die TU Dortmund 
ermöglicht hingegen die Teilnahme am H2-Lehr-
gang, der für den Aufstieg in den gehobenen Dienst 
befähigt. 

Daneben beziehen sich viele der übrigen Projekte  
darauf, Netzwerke im Bereich von Technik und Ver-
waltung auszubilden. Häufig werden speziell für den 
Bereich der Sekretariate Netzwerkstrukturen an-
geboten. So sollen an den Universitäten in Hagen, 
Duisburg-Essen, Dortmund, Siegen und Düsseldorf 
Austauschmöglichkeiten geschaffen werden, die zu 
Arbeitserleichterung und Erfahrungsaustausch ge-
nutzt werden können. Stärker aktivistisch stellen 
sich die AGs „Zukunft für Sekretärinnen“ und „Situ-
ation von Frauen im technischen Bereich und in der 
Datenverarbeitung“ an der Universität Bielefeld auf, 
bei denen jeweils die spezifische Situation von Frau-
en in diesen Berufen berücksichtigt wird. Vereinzelt 
werden zudem Netzwerke in den Bereichen Hoch-
schulmanagement (Universität Münster, Universität 
Bochum) und Wissenschaftsmanagement (Univer-
sität Siegen) gebildet, die sich insbesondere mit der 
Rolle von Frauen in diesen Feldern befassen. 

Mit Blick auf den Auftrag zur Gleichstellung an den 
Hochschulen wird ein weiteres Element der biswei-
len prekären Einbindung der Mitarbeiter_innen in 
Technik und Verwaltung in die Gleichstellungsmaß-
nahmen sichtbar. Nur einige wenige Hochschulen 
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weisen über ihre Webseiten zuständige Ansprech-
partnerinnen für den MTV-Bereich aus. So stellt bspw. 
die Universität Düsseldorf Gleichstellungsbeauftragte 
aus dieser Gruppe vor und an einigen anderen Hoch-
schulen, wie der Universität zu Köln oder der Uni-
versität Bochum, werden Stellvertreterinnen für alle 
Statusgruppen und somit auch für Mitarbeiter_innen 
in Technik und Verwaltung benannt. Darüber hinaus 
wird aus der Hochschulbefragung deutlich, dass an 
weiteren Hochschulen, wie der Universität Duisburg-
Essen, eine stellvertretende Gleichstellungsbeauftrag-
te als spezifische Ansprechpartnerin für den MTV-
Bereich fungiert. Auch wenn einzelne Initiativen und 
Strukturen an den Hochschulen bestehen, die sich 
mit der Gleichstellungspraxis im Bereich der Mitar-
beiter_innen in Technik und Verwaltung befassen, 
sind die Angebote im Verhältnis zur Größe der Gruppe 
unterrepräsentiert.

3.3.5	 Statusgruppenübergreifende Maßnahmen 
und Angebote

Neben den Maßnahmen zur Arbeit gegen sexuali-
sierte Gewalt und Diskriminierung, die in Kap. B 4 
ausführlich dargestellt werden, bestehen an den 
Hochschulen auch in anderen Bereichen status-
gruppenübergreifende Angebote, deren Ziel es oft 
ist, Gleichstellungspraxis hochschulweit zu etablie
ren. An der Universität Bochum und der Hoch-
schule Rhein-Waal werden dahingehend Preisver-
leihungen initiiert. Mit dem „Lore-Agnes-Preis“ 
(Universität Bochum) und dem „Ideenwettbewerb 
Chancengleichheit“ (Hochschule Rhein-Waal) wer-
den Pilotprojekte und innovative Maßnahmen im 
Bereich der Gleichstellungsarbeit ausgezeichnet 
und finanziell gefördert. 

Eine gezielte Weiterbildung ihrer Hochschulangehöri-
gen im Bereich der Gleichstellungspraxis und  Gender-
Sensibilität verfolgen einige andere Hochschulen. So 
wird mit der „Lunch Lecture“ an der Hochschule für 
Gesundheit Bochum ein Format geschaffen, das ih-
ren Hochschulbeschäftigten Input bietet und sogleich 
den Austausch ermöglicht. Die Folkwang Universi-
tät der Künste hat ein internes Weiterbildungspro-
gramm für alle Hochschulangehörigen entwickelt. 
Etwas strategischer ist der „Expertisezirkel Gender-
kompetenz“ an der Technischen Hochschule Köln 
ausgerichtet, der über den Einfluss auf die Lehrent-
wicklung Gender-Kompetenz in allen Statusgruppen 
verankern will. Breit angelegt ist die Veranstaltungs-
reihe „Ladies Lounge“ an der Fachhochschule Dort-
mund. In ihr wird u. a. ein Workshop angeboten, 
der die Machtkonstellationen in der Gremienarbeit 
auf deren Geschlechtlichkeit hin aufbereitet. Stär-
ker auf die individuellen Bedürfnisse von Frauen in 
der Wissenschaft sind Maßnahmen ausgerichtet, die 
über die Statusgruppen hinweg Vernetzung stärken 
und Karrieren initiieren wollen. Während mit dem 
Projekt „Womengineer“ an der Hochschule Bochum 
ein spezifischer Vernetzungsbedarf von Frauen in der 
Informatik und den Ingenieurswissenschaften ange-
sprochen wird, fokussiert das „Science Career Center“ 
an der Universität Wuppertal auf die berufliche För-
derung von Frauen in allen Karrierestadien. 

Um die Präsenz von Gleichstellungsarbeit zu stärken, 
nutzen einige Hochschulen Kommunikationsmittel, 
die allen Hochschulangehörigen offenstehen. Bei-
spielhaft dafür können die Newsletter „wissen.leben.
gender“ an der Universität Münster und „Jetzt gleich“ 
an der Fachhochschule Aachen oder das Gleichstel-
lungsmagazin an der Universität Wuppertal stehen.

3.4 	 Resümee

Die Gleichstellungssteuerung an den Hochschulen  
in NRW hat sich im Zuge der zunehmenden Nut-
zung von New Public Management-Strategien 
verändert. Gleichstellungspolitiken werden auch 
als ein Wettbewerbsfaktor aufgefasst. Dementspre-
chend sind Gleichstellungsparameter zunehmend 
in zentralen Instrumenten der Hochschulsteue-
rung integriert. So wird Gleichstellungsverant-
wortung – insbesondere an den Universitäten – 
häufiger bei Akteur_innen der Hochschulleitung 

verortet. Dies kann eine Aufwertung von Gleichstel-
lungsarbeit bedeuten, aber ebenso eine Entpolitisie-
rung und strategische Einhegung zur Folge haben. Zu-
gleich bestehen weiterhin Positionen der klassischen 
Gleichstellungsarbeit bzw. Frauenförderung: Gleich-
stellungskommissionen und dezentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte sind an den meisten Universitäten 
und Fachhochschulen feste Bestandteile der Hoch-
schulstruktur. Auch an den Kunsthochschulen wer-
den diese zunehmend implementiert, selbst wenn 
sie, wie im Falle der Gleichstellungskommissionen, 
nicht gesetzlich vorgeschrieben sind. Jedoch kann 
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Debatten um Sexismus, sexualisierte Diskriminie-
rung und Gewalt sowohl im Alltag als auch am 
Arbeitsplatz sind in der Bundesrepublik eng mit 
dem Aufkommen der Frauenbewegung in West-
deutschland verbunden. Forschungen zum hohen 
Ausmaß und zu den Folgen sexueller Belästigung 
von Frauen in der Bundesrepublik liegen bereits 
seit den 1980er-Jahren vor (vgl. für eine Übersicht 
Gamsjäger 2010; Holzbecher et al. 1991; Plogstedt/
Bode 1984). Umfassende rechtliche Schutzregelun-
gen am Arbeitsplatz wurden erstmals 1994 mit dem 
Beschäftigtenschutzgesetz (BeschSchG) erlassen, 
dessen Ausgestaltung und Wirkungskraft jedoch 
kritisch betrachtet wurde (Lembke 2014). Mit dem 
Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes (AGG) im Jahr 2006 wurde der rechtliche 
Schutz vor sexueller Belästigung im Erwerbsleben 
neu geregelt und erweitert. Trotz dieser Entwick-
lungen werden sexualisierte Diskriminierung und 
Gewalt oftmals zwischen Tabuisierung und Skan-
dalisierung individueller Einzelfälle behandelt, was 
die Prävention oder den Umgang mit sexualisierter 
Belästigung und Diskriminierung erschwert. Spä-
testens seit dem Aufkommen der Hashtag-Debatten 
wie #Aufschrei im Jahr 2013 in Deutschland, unter 
dem auf Twitter vor allem Frauen über ihre alltäg-
lichen Erfahrungen mit Sexismus berichteten, und 
aktuell unter dem Hashtag #MeToo sind Sexismus 
und sexualisierte Diskriminierung als Themen in 

der Öffentlichkeit präsent.18 Dass Sexismus und sexu-
alisierte Diskriminierung auch am Arbeitsplatz nach 
wie vor Alltagsphänomene sind, zeigt die von der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes Anfang 2015 
in Auftrag gegebene Umfrage „Sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz“ unter Beschäftigten in Deutschland 
(ADS 2015). Die Hälfte der Befragten gab an, recht-
lich relevante Belästigungen am Arbeitsplatz schon 
einmal erlebt oder beobachtet zu haben. Nach eige-
nem Begriffsverständnis sexuell belästigt wurde jede 
sechste Frau und jeder vierzehnte Mann. Dabei wur-
den als Täter_innen von Frauen wie auch von Män-
nern am häufigsten Männer genannt. 

Hochschulen und die #MeToo-Debatte
Dass die Debatten um Sexismus – insbesondere in 
der Arbeitswelt sowie allgemein in institutionellen 
Kontexten – auch die Hochschulen betreffen, wird 
in der öffentlichen Berichterstattung thematisiert: So 
dokumentierte bspw. der Tagesspiegel die Erlebnisse 
von Hochschulangehörigen und ihren Umgang mit 
Sexismus (Barthels 2017). Die Hochschulrektoren-
konferenz (HRK) hat im April 2018 auf ihrer Mit-
gliederversammlung Empfehlungen „Gegen sexuali-

18 Der Hashtag #MeToo selbst ist älteren Datums und geht auf die feminis-
tische Aktivistin Tarana Burke zurück, die bereits seit dem Jahr 2006 mit-
hilfe der Formulierung auf die Alltäglichkeit und die starke Verbreitung 
von sexualisierter Gewalt aufmerksam machte. Vgl. https://en.wikipedia.
org/wiki/Me_Too_movement [Zugriff am 15.01.2019].

anhand des Datenmaterials keine Aussage über 
den Einfluss dieser Akteur_innen auf die Gleich-
stellungspraxis und deren Verhältnis zu zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten getroffen werden.
Die Gleichstellungspläne werden an den Hoch-
schulen in NRW als ein Instrument der Gleich-
stellungsarbeit genutzt. Einige Hochschulen ver-
wenden mithilfe der Experimentierklausel auch 
alternative Instrumente. Dabei sind die Strategien 
mitunter gegensätzlich. Während einige Hoch-
schulen mit der Experimentierklausel eine stär-
kere Vereinheitlichung und Zentralisierung der 
Gleichstellungspolitiken erreichen wollen, geht es 
anderen um eine stärkere Anpassung der jewei-
ligen Vereinbarungen an die Gegebenheiten der 
Fakultäten und Fachbereiche sowie eine stärkere 

Beteiligung derselben. Hier scheint sich keine Strate-
gie als besonders erfolgreich erwiesen zu haben. 

Bei der Betrachtung der einzelnen Maßnahmen fällt 
die Bandbreite der Angebote an den verschiedenen 
Hochschulen auf. Dabei wird z. T. das Bemühen sicht-
bar, die verschiedenen Bedürfnisse der einzelnen 
Statusgruppen zu berücksichtigen. Darüber hinaus 
werden statusgruppenübergreifende Maßnahmen 
angeboten, die eine hochschulweite Gleichstellungs-
arbeit in den Blick nehmen. Der Vergleich der Status-
gruppen zeigt, dass sich nur wenige Maßnahmen ex-
plizit an die Mitarbeiterinnen aus dem MTV-Bereich 
richten und damit ein Defizit der Gleichstellungsar-
beit an den Hochschulen in NRW weiter bestehen 
bleibt.
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sierte Diskriminierung und sexuelle Belästigung an 
Hochschulen“ beschlossen, in denen die Hochschu-
len aufgefordert werden, entsprechende Schutzmaß-
nahmen für alle ihre Mitglieder zu ergreifen (HRK 
2018). Ein Jahr später hat auch der Deutsche Hoch-
schulverband (DHB) eine Resolution über „Sexuelle 
Belästigung und Mobbing an Hochschulen“ verab-
schiedet, in der er für die Einrichtung zentraler, uni-
versitätseigener Anlaufstellen für Betroffene plädiert 
(DHB 2019).

Ein starkes mediales Echo erfuhren insbesondere  
Vorfälle sexualisierter Gewalt und Belästigung an 
Kunsthochschulen – darunter auch ein Fall an einer 
nordrhein-westfälischen Hochschule (Backes/Müller 
2019). Hierbei wurde die spezifische Struktur dieser 
Hochschulart als sexualisierte Übergriffe begünstigend 
herausgestellt. Das (Aus-)Bildungssetting an künst-
lerischen Hochschulen mit einem hohen Anteil von 
Seminarformen im Einzelunterricht sowie besonders 
ausgeprägten Abhängigkeiten zwischen Studierenden 
und Professor_innen, auch über den Hochschulkon-
text hinaus, führe leicht zu sexualisierten Formen des 
Machtmissbrauchs (Knobbe/Möller 2018). Auf die 
besondere Problematik an den Kunsthochschulen hat 
auch die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten an Hochschulen (BuKoF) in ei-
ner Stellungnahme hingewiesen. Die Lehrformate an 
den Kunsthochschulen mit ihrer körperbetonten Ar-
beit und Ausbildung, vielen Abend- und Wochenend-
veranstaltungen wie Konzerten, Aufführungen, Aus-
stellungseröffnungen, deren Ende bisweilen feierlich 
im semiprivaten Raum ausklinge, setzten eine hohe 
Professionalität und Sensibilität der Lehrenden für 
„Grenzsituationen, Achtsamkeit und Respekt“ voraus 
(BuKoF 2016). 

An den deutschen Hochschulen werden Fragen nach 
dem Ausmaß von sexualisierter Belästigung und Ge-
walt sowie nach möglichen Präventionsmaßnahmen 
bereits seit Längerem bearbeitet (vgl. Bußmann/Lange  
1996; Baaken et al. 2005). Hierbei sind bis heute die 
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten vor Ort 
ebenso wie die BuKoF wichtige Impulsgeberinnen. Im 
Jahr 2003 hat die Kommission „Sexualisierte Diskri-
minierung und Gewalt an Hochschulen“ der BuKoF 
ihre Arbeit aufgenommen, um die Thematik vertieft 
bearbeiten und adäquate Handlungsempfehlungen 
zum Umgang mit sexualisierter Diskriminierung und 
Gewalt an den Hochschulen geben zu können. Hier-
zu hat die Kommission eine Online-Handreichung 

„Sexualisierte Diskriminierung und Gewalt an Hoch-
schulen“ auf ihren Webseiten veröffentlicht.19 Vieler-
orts leisten auch die verfassten Studierendenschaften 
oder studentische Arbeitskreise Präventionsarbeit vor 
Ort und bieten Informationen, Beratung oder Veran-
staltungen an.20 Die hochschul- und gleichstellungs-
politischen Akteur_innen betonen das große Dunkel-
feld, das einen präzisen Blick auf das konkrete Ausmaß 
der Verbreitung von sexualisierter Belästigung, Gewalt 
und Diskriminierung an der Hochschule verstellt. 
Als Gründe dafür, warum nur sehr wenige Vorfälle 
öffentlich gemacht werden, werden u. a. Abhängig-
keitsverhältnisse – insbesondere von Student_innen, 
Doktorand_innen und Postdocs – innerhalb der Hie-
rarchie der Hochschule, prekäre Arbeitsverhältnisse, 
aber auch ein mangelndes Bewusstsein für den sys-
temischen Charakter der jeweils eigenen Erlebnisse 
vonseiten der Betroffenen genannt (vgl. BuKoF 2018b; 
Blome et al. 2013: 419ff.). Abhängigkeitsverhältnisse 
während des Studiums oder während der Qualifika
tionsphase sieht auch die HRK als Elemente an, die im 
Hochschulkontext für besondere Verwundbarkeiten 
hinsichtlich sexueller Belästigung und Gewalt führen 
(HRK 2018). 

Forschungsstand zu sexueller Gewalt an Hochschulen
Für die Gruppe der Studentinnen an deutschen Hoch-
schulen liegen Daten zu Gewalterfahrungen vor, die 
im Rahmen der EU-weiten Studie „Gender-based 
Violence, Stalking and Fear of Crime“ im Zeitraum 
2009–2011 erhoben wurden (vgl. Feltes et al. 2012). 
Studentinnen sind demnach insgesamt häufiger von 
schwerwiegender sexueller Belästigung und sexueller 
Gewalt betroffen als Frauen anderen Alters oder eines 
anderen Status, wobei sich die Vorfälle überwiegend 
außerhalb der Hochschule im privaten Umfeld ereig-
neten. Mehr als die Hälfte der befragten Studentin-
nen gab jedoch an, während ihres Studiums bereits 
sexuelle Belästigung erlebt zu haben, wobei 9,8 % der 
Studentinnen die Situation als bedrohlich empfanden 
(Feltes et al. 2012: 19f.). Auf der Grundlage weiterer 
Studien, die im Umfeld des genannten EU-Projekts 
durchgeführt wurden und auch die Gewaltbetroffen-
heit von Student_innen und Mitarbeiter_innen ins-

19 https://bukof.de/online-handreichung-sdg [Zugriff am 17.01.2019].
20 Vgl. etwa die Broschüre „Sexuelle Belästigung an Hochschulen“ des  
Arbeitskreises gegen sexuelle Belästigung und andere Formen sexuali-
sierter Gewalt an der Uni und FH Münster (https://frauenreferatmuenster. 
files.wordpress.com/2014/12/brosch_re_druck.pdf [Zugriff am 17.01.2019]
oder die Beratungsangebote auf den Webseiten des Autonomen 
Frauen*Referats der Universität Duisburg-Essen https://asta-due.de/
willkommen/autonome-referate/frauenreferat/ [Zugriff am 17.01.2019].
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gesamt untersuchten, kommen List und Feltes (2015: 
119f.) zu dem Ergebnis, dass weibliche Hochschul-
angehörige in höherem Maße als männliche Hoch-
schulangehörige von sexueller Gewalt und Stalking 
betroffen sind. Übergriffe gingen mehrheitlich von 
Männern aus. Auch das subjektive Unsicherheitsge-
fühl von Studentinnen und Mitarbeiterinnen an der 
Hochschule sei stärker ausgeprägt als bei männlichen 
Hochschulangehörigen. In Bezug auf die Hochschulen 
existiere das hinlänglich bekannte kriminologische 
Paradox, dass sich Frauen – beeinflusst von der Tages-
zeit – oftmals an öffentlichen Orten wie Parkhäusern 
oder dem Außengelände einer Hochschule unsicherer 
fühlten als dort, wo sie statistisch gesehen häufiger 
Opfer von Übergriffen werden, nämlich in geschlos-
senen Räumen wie Hörsälen oder Büros. Ausgehend 
vom subjektiven Sicherheitsgefühl führe dies dazu, 
dass ein Viertel der Studentinnen ebenso wie Mitar-
beiterinnen den Besuch von Veranstaltungen zu den 
Randzeiten meiden würden und sie dementsprechend 
in ihrer Lebens-, Arbeits- und Studienorganisation 
eingeschränkt seien.

Neben dem Geschlecht beeinflussen weitere Variablen 
das Risiko für Gewaltbetroffenheit an der Hochschule  
(List/Feltes 2015: 121f.). So sind jüngere Menschen 
insgesamt und besonders häufig jüngere Frauen be-
troffen. Beleidigungen und Diskriminierungen, die 
die sexuelle Orientierung betreffen, sind am häufigs-
ten gegen Männer gerichtet.21 Deutlich häufiger erle-
ben auch Menschen mit Migrationshintergrund Dis-
kriminierungen und Beleidigungen. Hierbei stellen 
männliche Studierende die am stärksten betroffene 
Gruppe dar, gefolgt von den Studentinnen mit Migra
tionshintergrund und den Beschäftigten. Auf eine 
spezifische Verknüpfung von Rassismus und Sexis-
mus verweist der Befund, dass weibliche Studieren-
de, aber auch Beschäftigte mit Migrationshintergrund 
ungefähr doppelt so oft von Stalking berichten wie 
Hochschulangehörige ohne Migrationshintergrund. 
Auch Hochschulangehörige mit Behinderungen erle-
ben „überproportional häufig Diskriminierungen und 
Beleidigungen“ (List/Feltes 2015: 122). 

Die Studienergebnisse zeigen, dass es dringend gebo-
ten ist, sich mit sexueller Diskriminierung und Gewalt 
an den Hochschulen zu befassen. Außerdem wären 
weitere Studien wünschenswert, die sexualisierte Dis-

21 In den Studien wurde die sexuelle Orientierung der Betroffenen nicht 
erhoben. Auch Trans- und Intergeschlechtlichkeit wurde nicht thema-
tisiert.

kriminierung und Gewalt aus einer intersektionalen 
Perspektive untersuchen. Ebenso sollten die Diskrimi-
nierungserfahrungen von trans- und intergeschlecht-
lichen Menschen im Kontext der Debatten berück-
sichtigt werden. Prinzipiell sind alle Geschlechter 
von sexualisierter Belästigung und Gewalt betroffen, 
„sowohl weibliche als auch männliche und trans*- 
sowie intergeschlechtliche Menschen“, wobei Frauen 
die zahlenmäßig größte Gruppe unter den Betroffenen 
darstellen (Kocher/Porsche 2015: 10). Zugleich hebt 
die BuKoF hervor, dass insbesondere „Trans*Personen 
einem spezifischen und erhöhten Risiko für sexuali-
sierte Diskriminierung und Gewalt“ ausgesetzt seien 
(BuKoF 2018b: 5), wenngleich hierzu genauere Daten 
über den konkreten Umfang der erlebten Diskriminie-
rungen für den Hochschulbereich fehlen (Kohlrausch 
2018). 

Rechtslage im Hochschulkontext
In der öffentlichen Debatte, aber auch in der Litera-
tur sowie im vorliegenden Bericht wird sowohl von 
sexualisierter als auch von sexueller Belästigung, 
Diskriminierung oder Gewalt gesprochen. Um den 
Zusammenhang mit Machtverhältnissen hervorzu-
heben, wird im Folgenden zumeist die Formulierung 
sexualisierte Belästigung, Diskriminierung und Ge-
walt gewählt. Solche Machtverhältnisse können so-
wohl zwischen Angehörigen unterschiedlicher Hie-
rarchieebenen (z. B. als Abhängigkeitsverhältnisse) 
als auch zwischen Angehörigen der gleichen Status-
gruppe (z. B. als Konkurrenzverhältnisse) auftreten. 
Die gewählte Begrifflichkeit hebt hervor, dass es sich 
bei dem Phänomen um eine Form von Machtaus-
übung handelt, in der die sexuelle Handlung ledig-
lich funktionalisiert wird, aber letztlich nicht im 
Vordergrund steht (vgl. Blome et al. 2013: 421f.). Die 
sexualisierte Handlung dient lediglich als ein Vehi-
kel, um bestehende strukturelle Machtverhältnisse 
der gesellschaftlichen Geschlechterordnung auszu-
nutzen, zu verfestigen oder zu verstärken. Dass ge-
rade Sexualität funktionalisiert wird, wird darauf 
zurückgeführt, dass dieses Feld schambelastet und 
tabuisiert ist und es sich deshalb besonders gut für 
Angriffe auf die persönliche Würde und die Persön-
lichkeitsrechte der betroffenen Personen eigne (Blome 
et al. 2013: 421f.; Kocher/Porsche 2015: 8). Das AGG 
ebenso wie das Strafgesetzbuch verwenden hingegen 
den Begriff der sexuellen Belästigung. Seit Novem-
ber 2016 ist sexuelle Belästigung in Bezug auf die 
körperliche Berührung als Tatbestand (§ 184i) im 
Strafgesetzbuch (StGB) verankert. Das AGG fasst die 
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sexuelle Belästigung deutlich weiter und definiert sie 
als eine Form der Benachteiligung, 

„wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhal­
ten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen und 
Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche 
Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie 
unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von 
pornographischen Darstellungen gehören, bezweckt oder 
bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person ver­
letzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterun­
gen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird.“ (§ 3 Abs. 4 AGG)

An der Hochschule gehören hierzu u. a. sexistische 
Bemerkungen und vermeintliche ‚Witze‘, anzügliche 
Kommentare oder das Zeigen und Verbreiten sexisti-
schen Bildmaterials in Veranstaltungen, Sprechstunden 
oder Gesprächen (Blome et al. 2013: 420) und umfasst 
insbesondere Herabsetzungen oder Benachteiligung 
aufgrund des Geschlechts, der sexuellen Orientierung 
oder der geschlechtlichen Identität (HRK 2018).

Das AGG findet im Hochschulkontext Anwendung, für 
die Hochschulen ergeben sich als Arbeitgeberinnen 
gemäß § 12 AGG die folgenden Pflichten: präventive 
Schutzmaßnahmen, Informationspflicht gegenüber 
den Beschäftigten über deren Rechte und Pflichten, 
Schaffung einer Beschwerdestelle sowie Ergreifung 
von angemessenen, geeigneten und erforderlichen 
Maßnahmen im Falle des Vorliegens einer Diskrimi-
nierung (Kocher/Porsche 2015: 10). Eine besondere 
Problematik für die Hochschulen ergibt sich jedoch 
aus dem begrenzten Anwendungsbereich des AGG in 
Bezug auf sexuelle Belästigung (§ 3 Abs. 4 AGG). Eine 
solche kann nur von Hochschulangehörigen geltend 
gemacht werden, die in einem Beschäftigungsverhält-
nis mit der Hochschule stehen. Insofern gilt das AGG 
im Regelfall nicht für Studierende – es sei denn, dass 
diese als studentische Hilfskräfte an der Hochschule 
beschäftigt sind. Darüber hinaus ist die Anwendbar-
keit des AGG auf Studierende in NRW bislang nicht 
wie in Niedersachsen oder Baden-Württemberg in das 
Hochschulgesetz aufgenommen (Blome et al. 2013: 
426). Lediglich das LGG legt in § 11 Abs. 4 fest, dass 
der Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz 
in das Fortbildungsangebot, insbesondere für Perso-
nen mit Leitungsaufgaben, aufzunehmen ist. Auch 
Dienstvereinbarungen gegen sexualisierte Belästigung 
und Gewalt oder für faires Verhalten am Arbeitsplatz 

bieten Studierenden ohne Beschäftigungsverhältnis 
an den Hochschulen keinen Schutz, da diese zwischen 
den Personalräten und den Hochschulen als Arbeit-
geber_innen geschlossen werden und ebenfalls nur 
für die Beschäftigten der Hochschule gelten (Kocher/ 
Porsche 2015: 26f.). 

Trotz dieser Regelungslücke sind Hochschulen in 
NRW über die Hochschulgesetzgebung dazu ver-
pflichtet, ihre Mitglieder – und damit explizit auch 
alle Studierenden – vor Diskriminierungen und se-
xualisierter Belästigung zu schützen. Gemäß § 3 
Abs. 4 HG ist es Auftrag der Hochschulen, „die tat-
sächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern in der Hochschule“ zu 
fördern und „auf die Beseitigung der für Frauen 
bestehenden Nachteile“ hinzuwirken. Diese For-
mulierung setzt ein Benachteiligungs- und Diskri-
minierungsverbot bereits voraus (Kocher/Porsche  
2015: 19ff.). Um die Schutzlücke des AGGs für Stu-
dierende zu schließen, nutzen viele Hochschulen die 
Möglichkeit, Richtlinien zu erlassen.

Handlungsempfehlungen
Handlungsempfehlungen zur Prävention von und 
zum Umgang mit sexualisierter Diskriminierung 
und Gewalt lassen sich drei Bereichen zuordnen: 
Präventionsmaßnahmen, Verfahrensrichtlinien und 
Sanktionen. Präventionsarbeit beinhaltet Maß-
nahmen der Organisations- und Personalentwick-
lung, zum Empowerment und zur Sensibilisierung 
sowie Infrastrukturmaßnahmen. Hinsichtlich der 
Verfahrensrichtlinien wird die Einrichtung einer 
niedrigschwellig zu erreichenden Beschwerdestelle 
empfohlen sowie die Herstellung von Transparenz 
darüber, was Hochschulangehörige im Allgemeinen 
und Verfahrensbeteiligte im Einzelfall zu tun haben. 
Bei den Sanktionen wird unterschieden, ob der/die 
Täter_in Beschäftigte_r, Studierende_r oder Externe_r 
ist (Kocher/Porsche 2015: 47). Idealerweise ergreifen 
Hochschulen für alle drei Bereiche Maßnahmen. 

Die BuKoF weist darüber hinaus darauf hin, dass zu 
den Aufgaben der Hochschulen ebenso die Quali-
tätssicherung der Beratung gehört und in Bezug auf 
minderjährige Studierende auch jugendschutzrecht-
liche Vorgaben beachtet werden müssen.22 Zudem 
empfiehlt die BuKoF, Expertise für die spezifischen 

22 Dies gilt im Prinzip auch für Projekte mit Schüler_innen, die bspw. 
mehr Frauen für die MINT-Studiengänge gewinnen wollen.
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Bedarfe von transgeschlechtlichen Personen vorzu-
halten und die Unterstützung von Translebensweisen 
auch in Richtlinien und Sensibilisierungsmaßnah-
men explizit zu machen (BuKoF 2018b). Zugleich 
empfehlen die BuKoF (2018b) ebenso wie die von der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes in Auftrag ge-
gebene Expertise von Kocher und Porsche (2015: 53), 
die Anwendbarkeit von § 3 Abs. 4 AGG in den Lan-
deshochschulgesetzen zu verankern, um Rechtsklar-
heit herzustellen und eine eindeutige Grundlage für 
die Aktivitäten der Hochschulen gegen sexualisierte 
Belästigung und Gewalt zu schaffen. 

Im ersten Regierungsentwurf zur Novellierung des 
Hochschulgesetzes in NRW wurde der Diskriminie-
rungsschutz für Studierende zunächst nicht aufge-
nommen (Landtag NRW 2018). Aus diesem Grund 
fordert die LaKoF NRW in ihrer Stellungnahme zur 
Aktualisierung des Hochschulgesetzes eine Ergän-
zung im Gesetzestext, die die Ausweitung des Schutz-
anspruchs des AGGs auf Studierende ausdrücklich 
festschreibt. Zudem sollen die Hochschulen gesetz-
lich dazu verpflichtet werden, Richtlinien zur Ver-
hinderung von sexualisierter Diskriminierung und 
Gewalt zu erlassen (LaKof 2019). Die am 11.07.2019  
beschlossene Fassung des überarbeiteten Hochschul-
gesetzes trägt dieser Forderung in Teilen Rechnung, 
indem § 51a HG zu Ordnungsverstößen von und Ord-
nungsmaßnahmen gegenüber Studierenden einge-
führt wird. Der Paragraf sieht vor, dass die Hochschule 
bei Ordnungsverstößen von Studierenden Maßnah-
men gegen diese ergreifen kann – in Form einer Rüge, 
der Androhung oder Durchführung der Exmatrikula-
tion oder durch Ausschluss von der Teilnahme an be-

stimmten Lehrveranstaltungen. Zu den Ordnungsver-
stößen hinzugezählt werden u. a. die Verletzung der 
Würde von anderen Hochschulmitgliedern aufgrund 
des Geschlechts oder der sexuellen Identität sowie 
weitere Diskriminierungsgründe gemäß AGG, wobei 
für eine Exmatrikulation die Strafbarkeit der Hand-
lung oder die Anwendung oder Androhung von Ge-
walt hinzukommen müssen (Landtag NRW 2019). Ein 
expliziter Bezug zum AGG enthält nur der Kommen-
tar zum veränderten Gesetzentwurf. Im Gesetz erfolgt 
die Ausweitung des Anwendungsbereiches des AGGs 
auf Studierende nur implizit. Ebenso versäumt es der 
Änderungsvorschlag, die Hochschulen explizit auf die 
Verabschiedung von Richtlinien gegen sexualisierte 
Diskriminierung und Gewalt zu verpflichten. 

Wie die Hochschulen in NRW die Thematik bislang 
bearbeiten, wird im Folgenden untersucht. Im Fokus 
stehen hierbei die bestehenden Richtlinien der Hoch-
schulen gegen sexualisierte Diskriminierung und Ge-
walt sowie für faires Verhalten am Arbeitsplatz, die 
die Hochschulangehörigen ebenfalls vor Diskrimi-
nierungen schützen sollen. So werden nicht nur die 
Rückmeldungen der Hochschulen als Datengrundlage  
genutzt, sondern auch eine Inhaltsanalyse der von 
den Hochschulen verabschiedeten Richtlinien gegen 
sexualisierte Diskriminierung und Gewalt vorgenom-
men (Stand 31.01.2019). Im Folgenden werden die 
von den Hochschulen genannten Maßnahmen ent-
lang der Bereiche Präventionsmaßnahmen und Ver-
fahrensrichtlinien vorgestellt und diskutiert, wobei 
Letzteres den Geltungsbereich, die Regelungsinhalte, 
die benannten Anlaufstellen sowie den Verfahrensab-
lauf umfasst.

4.1	 MASSNAHMEN GEGEN SEXUALISIERTE DISKRIMINIERUNG UND GEWALT

Als Ergebnis der Hochschulbefragung lässt sich fest-
halten, dass viele Hochschulen in NRW Maßnahmen 
gegen sexualisierte Diskriminierung und Gewalt im-
plementiert haben. Allein die FH Südwestfalen meldet 
zurück, die Thematik überhaupt nicht zu bearbeiten. 
Andere Hochschulen, wie die Hochschule Nieder-
rhein, sind gerade dabei, erste Maßnahmen zu ent-
wickeln und Implementierungsprozesse zu initiieren. 
Bis auf wenige Ausnahmen geben nahezu alle Hoch-
schulen an, präventiv gegen sexualisierte Diskrimi-
nierung und Gewalt tätig zu werden. Wie die Tabelle 
B 4.1 illustriert, setzen viele Hochschulen hierbei auf 
Informationsmaterialien, während Fortbildungen nur 

von wenigen Hochschulen angeboten werden. Die 
von ihnen ergriffenen Maßnahmen lassen sich den 
Bereichen Organisations- und Personalentwicklung, 
Empowerment und Sensibilisierung sowie Infrastruk-
turmaßnahmen zuordnen.

4.1.1	 Präventionsmaßnahmen in der Organisa-
tions- und Personalentwicklung 

Im Fortbildungsprogramm der Universität Bochum 
sind die Themen „Zivilcourage“, „Selbstbehauptung 
für Frauen“ und „Fairer Umgang am Arbeits- und 
Studienplatz“ integriert. Auch die Universität Pader-
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born bietet regelmäßig einen Workshop „Störungen 
im Arbeitsklima am Beispiel von sexueller Belästi-
gung und Mobbing“ im Rahmen der internen Fort- 
und Weiterbildung an. Die Folkwang Universität der 
Künste bietet ebenfalls regelmäßige Veranstaltungen 
im Rahmen der internen Weiterbildung an, um Be-
schäftigte der Hochschule über die geltende Richtlinie 
zu informieren. Zudem ist die Folkwang Universität 
der Künste Mitglied der Arbeitsgruppe „Sexualisierte 
Diskriminierung“, die die Rektorenkonferenz der deut-
schen Musikhochschulen in der HRK initiiert hat. Die 
Bergische Universität Wuppertal hat den Tatbestand 
der sexuellen Diskriminierung in den Risikobericht 
der Universität aufgenommen, sodass diese nun einem 
jährlichen Monitoring unterliegt. An der Technischen 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe hat sich die Gleichstel-
lungsstelle mithilfe einer externen Beraterin fortbilden 
lassen, um auf dieser Basis die Ansprechpersonen und 
die Verfahrensleitlinien für den Umgang mit sexuali-
sierter Gewalt und Diskriminierung festzulegen. Die 
TH Köln plant für das Jahr 2019 eine Fortbildung der 
dezentralen Gleichstellungsbeauftragten zum Thema. 

4.1.2	 Empowerment und Sensibilisierung 

Viele Präventionsangebote der Hochschulen wollen 
zum Empowerment von (potenziellen) Betroffenen 
und zur Sensibilisierung der Hochschulangehörigen 
für die Problematik der sexualisierten Diskriminierung 
und Gewalt beitragen. So hat die RWTH Aachen einen 
Runden Tisch „Gleichbehandlung und Antidiskrimi-
nierung“ initiiert, an dem u. a. das Gleichstellungsbüro, 
die Personalräte, der AStA, die Zentrale Studienbera-
tung, das International Office, die Schwerbehinderten-
vertretung, die AGG-Beschwerdestelle und das Perso-
naldezernat teilnehmen. Die Ziele des Runden Tisches 
sind u. a. die Sensibilisierung der Hochschulöffentlich-
keit und insbesondere der Führungskräfte, der Aufbau 
eines Beratungsnetzwerks, die Professionalisierung 
der Beratung sowie die Entwicklung von Präventions
maßnahmen, um „Ungleichbehandlung, unfairem 
Verhalten, Aggression, Diskriminierung, Mobbing und 
sexueller Gewalt“ entgegenzuwirken.23 Auch die Uni-
versität Bochum hat einen Arbeitskreis „Faires Verhal-
ten am Arbeits- und Studienplatz“ eingerichtet. 

Die Universität Bielefeld stellt mit einer umfangrei-
chen Öffentlichkeitsarbeit Aufmerksamkeit für die 

23 Vgl. http://www.rwth-aachen.de/cms/root/Die-RWTH/Einrichtungen/
Einrichtungen-A-Z/~enu/Runder-Tisch/ [Zugriff am 18.01.2019].

Thematik her und informiert die Studierenden und 
Beschäftigten online über das Gender-Portal zu Bera-
tungsmöglichkeiten, Ansprechpersonen und weiteren 
Angeboten.24 Über dieses Portal sind u. a. auch die Be-
fragungsergebnisse von Studentinnen der Universität 
Bielefeld zugänglich, die im Rahmen des EU-Projekts 
„Gender-Based Violence, Stalking and Fear of Crime“ 
(Feltes et al. 2012) erhoben wurden.25 An der Univer
sität Duisburg-Essen hat die stellvertretende Gleich-
stellungsbeauftragte aus der Gruppe der Studierenden 
einen deutsch- und englischsprachigen Flyer entwi-
ckelt, der speziell Studierende über ihre Schutzrechte 
gegen sexualisierte Diskriminierung und Gewalt in-
formiert. Die Hochschule Ruhr West verteilt jeweils 
zu Beginn des Studiums an alle Studierenden einen 
Informationsflyer, der von der Gleichstellungsbeauf
tragten entwickelt wurde. 

Auch die Kunsthochschule für Medien Köln hat eine 
Informationsplattform auf ihrer Website eingerichtet 
und durch Vollversammlungen die Hochschulöffent-
lichkeit sensibilisiert. Die Hochschule für Gesundheit 
Bochum will sexualisierte Gewalt und Diskriminie-
rung zu einem Schwerpunkt der Gleichstellungsar-
beit im Wintersemester 2018/19 machen. Auch die 
Universität Paderborn plant für das Jahr 2019 eine 
umfassende Informationskampagne mit Webpräsenz. 
Derzeit wird die Thematik u. a. durch Ringvorlesungen 
und Workshops in die Hochschulöffentlichkeit getra-
gen. So hat u. a. das Zentrum für Geschlechterstudien 
eine Vortragsreihe zu „Sexualität und Macht“ veran-
staltet. Zudem widmet sich ein durch das BMBF geför-
dertes Forschungsprojekt aus dem Bereich der Gender 
Studies der Thematik sexualisierter Übergriffe in der 
Schule. An der Robert Schumann Hochschule wur-
den verschiedene Broschüren und Flyer entwickelt, 
die für einen respektvollen Umgang werben und für 
ein diskriminierungsfreies Umfeld eintreten. Auch die 
Universität Siegen macht Öffentlichkeitsarbeit zum 
Thema und beteiligt sich u. a. am „Internationalen Tag 
gegen Gewalt an Frauen“, den auch die Hochschule 
Hamm-Lippstadt als Gelegenheit nutzt, Informations- 
und Sensibilisierungsarbeit zu leisten. 

4.1.3	 Infrastrukturmaßnahmen für mehr Sicherheit

An mehreren Hochschulen sind im Jahr 2018 Kam-
pagnen gegen sexuelle Diskriminierung gestartet: An 

24 http://uni-bielefeld.de/gender/sgd.html [Zugriff am 18.01.2019].
25 http://www.uni-bielefeld.de/gender/Ergebnisse_Uni_Bielefeld_2012.pdf 
[Zugriff am 18.01.2019].
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Tab. B 4.1: Maßnahmen gegen sexualisierte Diskriminierung und Gewalt nach Universitäten, Fachhochschulen, Kunsthochschulen

Hochschulart Senatsrichtlinien und 
Dienstvereinbarung

Anlaufstellen, 
Beratungs- und 

Beschwerdemöglich-
keiten

Präventionsmaßnahmen

Informationen  
(print & online)

Fortbildungen
Sonstiges (AK, 

Selbstverteidigung, 
Forschung etc.)

Universität

RWTH Aachen X

U Bielefeld X

U Bochum

U Bonn X

TU Dortmund X X

U Duisburg-Essen X

U Düsseldorf X X

FernU Hagen X X X

DSHS Köln

U Köln X

U Münster X X

U Paderborn

U Siegen X X

U Wuppertal X X X
Alle Uni- 
versitäten

14 9 3 2 11 1 2 11 0 3 2 1 11 13 0 1

100 % 64,3 % 21,4 % 14,3 % 78,6 % 7,1 % 14,3 % 78,6 % 0,0 % 21,4 % 14,3 % 7,1 % 78,6 % 92,9 % 0,0 % 7,1 %

Fachhochschule

FH Aachen X X

FH Bielefeld X X

HS Bochum X X

HS für Gesundheit X X X

FH Dortmund X X X X

HS Düsseldorf X X X

HS Westfälische X X X X

HS Hamm-Lippstadt X X X 

FH Südwestfalen X X X X X

HS Rhein-Waal X X X X

TH Köln X X

HS Niederrhein X X

TH Ostwestfalen-Lippe

HS Ruhr West X X

FH Münster X X X X

HS Bonn-Rhein-Sieg X X
Alle Fach­
hochschulen

16 5 3 8 6 1 9 8 0 8 2 1 13 10 0 6

100 % 31,3 % 18,8 % 50,0 % 37,5 % 6,3 % 56,3 % 50,0 % 0,0 % 50,0 % 12,5 % 6,3 % 81,2 % 62,5 % 0,0 % 37,5 %

Kunsthochschule
HS für Musik Detmold X X X X
Robert Schumann HS 
Düsseldorf X X X
Folkwang U der Künste

HS für Musik und Tanz 
Köln X X X X
Kunst-HS für Medien 
Köln X
Kunstakademie Münster X X X
Kunstakademie 
Düsseldorf k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.
Alle Kunst-
hochschulen

6 4 2 0 3 0 3 3 0 3 1 0 5 2 0 4

100 % 66,7 % 33,3 % 0,0 % 50,0 % 0,0 % 50,0 % 50,0 % 0,0 % 50,0 % 16,7 % 0,0 % 83,3 % 33,3 % 0,0 % 66,7 %

Alle  
Hochschulen

36 18 8 10 20 2 14 22 0 14 5 2 29 25 0 11

100 % 50,0 % 22,2 % 27,8 % 55,6 % 5,6 % 38,9 % 61,1 % 0,0 % 38,9 % 13,9 % 5,6 % 80,6 % 69,4 % 0,0 % 30,6 %

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen 2018 (Stand 30.09.2018). Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich: alle Hochschulen n = 36; alle 
Kunsthochschulen n = 6.

Ja Keine MaßnahmenIn Vorbereitung X
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der Universität Bochum wurde das Projekt „Unser 
Campus“ initiiert, das in Kooperation mit den Gender 
Studies, der Hochschulkommunikation sowie dem 
Akademischen Förderungswerk u. a. das Sicher-
heitsgefühl auf dem Campus verbessern will. Die 
Hochschule Bochum hat bereits im Wintersemester 
2017/18 das Projekt „Hilfe bei sexualisierter Belästi-
gung und Gewalt“ durchgeführt, das Veranstaltun-
gen, die Entwicklung eines Flyers und eines Webauf-
tritts beinhaltet. 

Unter dem Motto „Klare Worte finden – sexuelle Be-
lästigung stoppen!“ bekennt sich die Universität Bonn 
zu einem diskriminierungsfreien Arbeits- und Stu
dienplatz und informiert die Hochschulangehörigen 
über Beratungsangebote und Handlungsempfehlun-
gen. Zudem bietet die Universität Bonn, ebenso wie 
die Hochschule Bochum, die Hochschule Ruhr West 
und die Technische Hochschule Ostwestfalen-Lippe, 
ein Selbstsicherheitstraining für Studentinnen und 

Mitarbeiterinnen an, das nach eigener Aussage stark 
nachgefragt und gut angenommen wird. 

Einige Hochschulen ergreifen Maßnahmen, die 
vorrangig darauf zielen, das subjektive Sicherheits-
empfinden der Hochschulangehörigen zu erhöhen, 
und dabei vor allem öffentliche Orte in den Blick 
nehmen, die statistisch gesehen als weniger gefähr-
lich eingeschätzt werden als geschlossene Räume. 
So bietet etwa die Universität Düsseldorf einen Be-
gleitservice auf dem Campus bei Dunkelheit an und 
vergibt gebäudenahe Parkplätze an Frauen, die bei 
Dunkelheit alleine an- oder abreisen. Auch die Uni-
versität Paderborn bietet eine Sicherheitsbegleitung 
für Frauen an und führt in Kooperation mit der Poli-
zei regelmäßig Begehungen des Universitätsgeländes 
im Hinblick auf Sicherheitsaspekte durch. Zugleich 
wurden für die Bibliothek Bodyalarmgeräte einge-
führt und spezielle Lesearbeitsplätze für Frauen im 
Eingangsbereich eingerichtet.

4.2	 VERFAHRENSRICHTLINIEN GEGEN SEXUALISIERTE DISKRIMINIERUNG UND GEWALT

Im Folgenden wird analysiert, wie die Verfahrens-
richtlinien der Hochschulen bei Vorfällen von sexua-
lisierter Diskriminierung und Gewalt gestaltet sind. Es 
wird danach gefragt, welche Regelungen genau getrof-
fen werden, ob Anlaufstellen für Betroffene benannt 
und hochschulöffentlich bekannt gemacht werden 
und wie das Beschwerdeverfahren gestaltet ist. Hierzu 
wurden alle von den Hochschulen verabschiedeten 
Richtlinien gegen sexualisierte Diskriminierung und 
Gewalt oder auch zu „partnerschaftlichem Verhalten“, 
die die Thematik zum Gegenstand haben, inhaltsana-
lytisch ausgewertet (Stand 31.01.2019). 

4.2.1	 Geltungsbereich 

Die Tabelle B 4.1 verdeutlicht, dass mit Ausnahme der 
TU Dortmund und der Universität Wuppertal alle Uni-
versitäten sowie alle Kunsthochschulen, die sich an 
der Befragung beteiligt haben, eine Richtlinie verab-
schiedet oder diesen Prozess initiiert haben, während 
dies nur an der Hälfte der Fachhochschulen der Fall 
ist. Immerhin acht Fachhochschulen haben bislang 
weder eine Richtlinie verabschiedet noch diesen Pro-
zess initiiert. 

An der RWTH Aachen existiert sowohl eine Richtlinie 
nach AGG, die auf alle Mitglieder der Hochschule 

(insbesondere Studierende, aber auch Auszubilden-
de, Stipendiat_innen, Habilitand_innen, Lehrbeauf-
tragte, Gastprofessor_innen sowie Dritte auf dem 
Hochschulgelände, sofern eine der an einem Vorfall 
beteiligten Personen zu den oben genannten Gruppen 
gehört) ausgeweitet wurde, als auch eine Leitlinie 
des Rektorats für partnerschaftliches Verhalten. Die 
Universität Bielefeld plant derzeit ebenso wie die 
Universität Duisburg-Essen und die TH Köln eine 
Überarbeitung ihrer Richtlinie gegen sexualisierte 
Diskriminierung und Gewalt. Auch die Universität 
Bonn hat seit 2011 eine Richtlinie. Den umfassends-
ten Geltungsbereich hat die Richtlinie der Hochschule 
für Musik und Tanz Köln, die – 2019 verabschiedet –  
für „alle Mitglieder, Angehörigen, Gasthörerinnen 
und Gasthörer sowie für ehemalige Studierende und 
Besucherinnen und Besucher der Hochschule“ gilt. 
An der Universität Bochum existieren gleich drei 
einschlägige Richtlinien, darunter auch eine Dienst-
vereinbarung über die Umsetzung des Beschwerde-
managements nach dem AGG sowie zum Schutz der 
Beschäftigten vor Mobbing am Arbeitsplatz. 

Die Fachhochschule Aachen hat eine Dienstvereinba-
rung zum Thema abgeschlossen, während die Univer-
sität Düsseldorf, die Folkwang Universität der Künste 
und die Universität Köln Richtlinien verabschiedet 
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haben, die explizit auch die Studierenden einbezie-
hen. Die Universität Duisburg-Essen schließt in ihrer 
Richtlinie nicht nur alle Mitglieder und Angehörigen 
der Hochschulen, sondern auch Stipendiat_innen 
mit ein. Das Beschwerdeverfahren nach AGG kann 
dort auch von Studierenden in Anspruch genommen 
werden. Die Universität Paderborn hat bereits 2005 
eine Senatsrichtlinie zu partnerschaftlichem Verhal-
ten verabschiedet, die Universität Münster hat eine 
solche Vereinbarung 2015 eingeführt, die u. a. durch 
die damalige Rektorin, den Kanzler, die Gleichstel-
lungsbeauftragte, den Personalrat, den AStA und die 
Schwerbehindertenvertretung unterzeichnet wurde. 
Neueingestellte Führungskräfte wie Professor_innen, 
Dezernent_innen und Abteilungsleitungen sollen 
die Vereinbarung ebenfalls unterzeichnen. Der Senat 
der Kunstakademie Münster hat 2018 eine Richtli-
nie gegen Diskriminierung, sexuelle Belästigung und 
Gewalt beschlossen. Die Hochschule Rhein-Waal hat 
seit 2017 eine Richtlinie gegen Diskriminierung und 
Belästigung. An der Robert Schumann Hochschule  
hat sich eine Senatskommission gegründet, die zum 
Thema „Sexualisierte Gewalt und Diskriminierung“ 
eine Richtlinie zur Thematik erarbeitet, auch die 
Hochschule für Musik Detmold erarbeitet derzeit 
einen Leitfaden sowie Präventionsmaßnahmen, die 
zunächst mit der Gleichstellungskommission disku-
tiert und anschließend im Senat verabschiedet wer-
den sollen. An der FernUniversität Hagen wird über 
die Gleichstellungsstelle eine Richtlinie vorbereitet, 
während die Deutsche Sporthochschule derzeit eine 
Senatsordnung für den Umgang mit sexualisierter 
Gewalt, Diskriminierung und Mobbing vorbereitet, 
die im Wintersemester 2018/19 verabschiedet wer-
den soll. 

Andere Hochschulen haben bislang keine Richtlinien 
erlassen und greifen die Thematik anders auf. Die TU 
Dortmund überarbeitet derzeit die bestehenden Infor-
mationsmaterialien, um die existierenden Beratungs-
angebote und Ansprechpersonen, aber auch die Ver-
fahrensweisen und -wege innerhalb der Hochschule 
transparenter zu machen. Die Fachhochschule Dort-
mund hat bereits 1993 eine Resolution zur Verhinde-
rung von sexualisierter Gewalt und Diskriminierung 
verabschiedet, die im Jahr 2013 aktualisiert und als 
Basis für die Entwicklung eines Handlungsleitfadens 
genutzt wurde. Die Resolution selbst enthält keine 
Handlungsleitlinien. An der Fachhochschule Biele-
feld ebenso wie an der FH Münster wird der Schutz 
vor sexueller Diskriminierung im Gleichstellungs

rahmenplan thematisiert und auch definiert, was 
unter sexueller Belästigung, Diskriminierung und 
Mobbing zu verstehen ist. Allerdings fehlen auch 
hier konkrete Handlungsleitlinien. Beratungs- und 
Anlaufstellen werden im Gleichstellungsrahmenplan 
nicht genannt. 

4.2.2	 Regelungsinhalte 

Viele Richtlinien enthalten zunächst eine Präambel, 
die das Ziel der Richtlinie umreißt, beispielhaft ge-
nannt sei hier die „Richtlinie gegen sexualisierte Dis-
kriminierung und Gewalt“ der Universität Bielefeld 
vom 2. April 2001:

„Die Universität Bielefeld fördert die gleichberechtigte 
Zusammenarbeit von Frauen und Männern auf allen 
Funktionsebenen in Dienstleistung, Studium, Lehre und 
Forschung. Sie baut Benachteiligungen von Frauen im 
Studium und im Berufsleben an unserer Hochschule 
ab und trägt dazu bei, Chancengleichheit im Sinne des 
Hochschulgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(HG), des Landesgleichstellungsgesetzes NRW und des 
Beschäftigtenschutzgesetzes zu verwirklichen. Sie legt 
Wert auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der 
weiblichen und männlichen Beschäftigten und Studie­
renden und auf eine gute Arbeitsatmosphäre.“

Wird formal auf eine Präambel verzichtet, so formu-
lieren dennoch auch andere Hochschulen zunächst 
die allgemeinen Ziele der Richtlinie und nehmen auf 
das Leitbild der Hochschule Bezug. So heißt es etwa in 
der „Richtlinie zum Schutz gegen sexuelle Belästigung 
und vor Verstößen gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung“ an der Hochschule für Musik und Tanz Köln 
vom 23. Januar 2019:

„Die Hochschule für Musik und Tanz lebt die Maxime 
einer diskriminierungsfreien Kultur, an der ein respekt­
voller, professioneller und wertschätzender Umgang 
miteinander gepflegt wird. […] Sexuelle Belästigung 
und Verstöße gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
stellen massive Verletzungen von Persönlichkeitsrech­
ten dar. Ein solches Verhalten wird an der Hochschule 
nicht geduldet.“

Daran schließt sich üblicherweise eine Definition von 
sexualisierter Belästigung und Gewalt sowie ggf. wei-
teren Formen der Diskriminierung an, die von der 
Richtlinie geächtet und geahndet werden sollen. Auch 
die Präambel der Hochschule Rhein-Waal hebt bereits 
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das Leitbild eines respektvollen Umgangs „zwischen 
Lehrenden und Lernenden und Hochschulangehö-
rigen aller Nationalitäten, Religionen, Kulturen und 
sexueller Orientierungen“ hervor, das der „Gleich-
berechtigung, Inklusion, Toleranz und ein[em] 
achtsame[n] Miteinander“ verpflichtet ist. 

Die Richtlinie der Universität Münster umfasst ne-
ben sexueller Belästigung auch Mobbing, Stalking 
sowie Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Be-
hinderung, sexueller Identität, Hautfarbe, Religion, 
Weltanschauung oder des Alters und spezifiziert 
diese jeweiligen Tatbestände im Anschluss ausführ-
lich. Die Richtlinie der Folkwang Universität der 
Künste hingegen bezieht sich bei den Begriffsbestim-
mungen auf die strafrechtlichen Verstöße gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung sowie auf die Definition 
von sexueller Belästigung und Benachteiligung im 
Sinne des AGGs. 

Werden Personengruppen, die potenziell von sexu-
alisierter Diskriminierung, Belästigung und Gewalt 
überhaupt betroffen sind, genauer benannt, wird 
hierbei zumeist auf das Geschlecht sowie auf Miss-
bräuche von Macht- und Abhängigkeits-, aber auch 
von Konkurrenzverhältnissen Bezug genommen. Die 
Universität zu Köln formuliert: 

„Betroffene von sexualisierter Diskriminierung sind, 
strukturell bedingt, vor allem Frauen. Diese Richtlinie 
dient jedoch gleichermaßen dem Schutz aller von sexu­
alisierten Handlungen betroffenen Personen.“ 

In der Richtlinie der Universität Düsseldorf heißt 
es: „Sexualisierte Diskriminierung wird als Mittel 
eingesetzt, anderen Menschen gegenüber Macht 
und Überlegenheit zu demonstrieren und auch, um 
andere Personen auf ihrem Karriereweg zu beein-
trächtigen.“ Ähnliche Formulierungen finden sich 
in weiteren Richtlinien. So betont etwa die Techni-
sche Universität Köln, dass sexuelle Belästigung und 
sexuelle Gewalt als „besonders schwerwiegende und 
verwerfliche Verfehlungen“ zu gelten haben, wenn 
hierbei „Abhängigkeitsverhältnisse am Studien-, Ar-
beits- oder Ausbildungsplatz ausgenutzt, persönliche 
oder berufliche Nachteile angedroht bzw. Vorteile 
in Aussicht gestellt werden“. Tendenziell ausgeblen-
det bleibt bei diesen Reflexionen von sexualisierter 
Gewalt und Diskriminierung als Machtmissbrauch 
zumeist, dass sich letztere auch in Konkurrenzver-
hältnissen auf gleicher Hierarchieebene (zwischen 

Studierenden, zwischen Doktorand_innen, zwischen 
Postdoktorand_innen und zwischen Professor_innen) 
ereignen können.

Zugleich betonen einige Richtlinien, z. B. diejenige 
der Kunsthochschule für Medien Köln, dass sexua-
lisierte Diskriminierung nicht absichtlich erfolgen 
müsse und auch dann vorliege, wenn die betroffene 
Person diese duldet. Noch expliziter wird hierbei die 
Universität Düsseldorf, die in ihrer Richtlinie aus-
drücklich festhält, dass es für das Vorliegen einer Dis-
kriminierung nicht erforderlich ist, dass sich betrof-
fene Personen wehren oder sich ablehnend äußern  
müssen, während die Richtlinie der Universität Bonn 
Betroffenen ausdrücklich rät, unerwünschte Hand-
lungen als solche zu benennen.

Von den Richtlinien nicht explizit angesprochen wer-
den hingegen die spezifischen Belange von trans*- 
und inter*geschlechtlichen Personen. Die Richtlinien 
der RWTH Aachen, der Universität Münster sowie 
der Hochschule Rhein-Waal adressieren die sexuelle 
Identität als ein Diskriminierungsmerkmal. Explizit 
werden lesbische, schwule und queere Menschen 
jedoch nicht als potenzielle Betroffene von sexua-
lisierter Belästigung, Diskriminierung und Gewalt 
erwähnt und auch die Problematik der Mehrfachdis-
kriminierung, d. h. der Intersektionalität von Diskri-
minierung, wird nicht weiter erörtert. 

In Bezug auf die im Folgenden betrachteten An-
laufstellen ebenso wie in Bezug auf die sich aus den 
Richtlinien ergebenden Beschwerdeverfahren blei-
ben einige Richtlinien, etwa die der Universität Bonn 
oder der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, sehr vage. 
Dagegen benennen andere Hochschulen die Verant-
wortung und Aufgabe von Hochschulangehörigen –  
insbesondere Führungskräften, Funktionsträger_innen 
und Personen mit Lehr- und Ausbildungsverpflich-
tung –, sexueller Belästigung, Diskriminierung und 
Gewalt auch durch eigenes Verhalten präventiv ent-
gegenzutreten. Diese Richtlinien geben zudem an, 
welche Schritte an der Hochschule präventiv bzw. 
bei Kenntnisnahme von konkreten Vorfällen oder im 
Falle von Beschwerden einzuleiten sind. 

4.2.3	 Anlaufstellen

In der Regel benennen die Richtlinien für die von 
sexualisierter Belästigung, Diskriminierung und Ge-
walt Betroffenen Anlauf- und Beschwerdestellen, an 
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die sie sich zur (Erst-)Beratung sowie für die Beglei-
tung eines Beschwerdeverfahrens wenden können. 
Wie Tabelle B 4.1 illustriert, haben einige Hoch-
schulen jedoch auch unabhängig von der Existenz 
einer Richtlinie Anlaufstellen eingerichtet. Hierbei 
sind die Universitäten Vorreiterinnen, während nur 
an der Hälfte der Kunsthochschulen und nur an 
sechs von 16 Fachhochschulen eine Anlaufstelle im 
Sinne einer Beratungs- oder Beschwerdemöglich-
keit existiert.

Die Universität Bielefeld hat ein unabhängiges und 
professionelles Beratungsangebot für Betroffene von 
sexualisierter Diskriminierung und Gewalt initiiert, 
das konsolidiert ist und wöchentlich stattfindet. Zu-
gleich bietet die Universität regelmäßige Schulungen 
für alle potenziellen Ansprechpersonen an. An der 
Bergischen Universität Wuppertal wurde – obwohl 
eine Richtlinie für den Umgang mit sexualisierter 
Diskriminierung und Gewalt bislang nicht verab-
schiedet wurde – eine Stelle im Rahmen der Ge-
fährdungsprävention eingerichtet, die umfassende  
psychologische Beratung anbietet. Die Universität 
Paderborn hat verschiedene Anlaufstellen, dazu ge-
hört eine Beschwerdestelle nach dem AGG. Auch 
an der Universität Bochum existieren neben der 
Beschwerdestelle nach dem AGG weitere Anlauf-
stellen bei den dezentralen Gleichstellungsbeauf-
tragten sowie der Zentralen Studienberatung. Als 
weitere Ansprechpersonen nennt die Universität  
Bochum zudem die Mentor_innen ihrer diversen 
Mentoring-Programme. Hervorzuheben ist hierbei, 
dass die Universität Bochum explizit das Gleich-
stellungsbüro als eine Anlaufstelle für die Belange 
trans*- und inter*sexueller Personen benennt, das 
für die Beratung dieser Zielgruppe mit einer exter-
nen Einrichtung kooperiert. 

An der Fachhochschule Aachen wurde für Studierende  
eine eigene Anlaufstelle eingerichtet. Auch an der 
Universität Düsseldorf, der Folkwang Universität der 
Künste und der Universität zu Köln sind separate An-
sprechstellen für Studierende sowie für Beschäftigte 
benannt. Die Kunstakademie Münster hat zwei Ver-
trauensdozent_innen (darunter die Prorektorin) als 
Ansprechpersonen in Fällen von Diskriminierung, 
sexueller Belästigung und Gewalt bestimmt. An der 
Hochschule Düsseldorf ist die Antidiskriminierungs-
beauftragte in Zusammenarbeit mit dem Gender and 
Diversity Action Team Ansprechpartner_in und prä-
ventiv wie beratend tätig.

Die Gleichstellungsbeauftragte der Kunsthochschule 
für Medien Köln hat in Kooperation mit dem Rek-
torat im Jahr 2018 eine Ombudsstelle für Macht-
missbrauch und sexualisierte Gewalt initiiert. Auch 
an der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg wurde eine 
Ombudskommission eingerichtet, die sich mit Ver-
stößen gegen die Leitlinie zum partnerschaftlichen 
Verhalten befasst. Die Sporthochschule Köln hat 
ebenfalls interne Beratungsstellen bereits institutio-
nalisiert und mit der dazugehörigen Öffentlichkeits-
arbeit begonnen. Jüngst hat auch die Universität 
Bonn die Einrichtung einer Antidiskriminierungs-
stelle beschlossen, die mithilfe einer Ombudsperson 
und eines Beirats Anlaufstelle für Betroffene sein 
und Präventionsmaßnahmen erarbeiten will. An der 
Hochschule Rhein-Waal wird die Einrichtung einer 
Antidiskriminierungsstelle derzeit diskutiert. 

Inwiefern die in den Richtlinien genannten An-
sprechpersonen die Professionalität der Beratung 
gewährleisten können bzw. inwiefern die Hoch-
schulen die von ihnen als Anlaufstellen genannten 
Personengruppen dementsprechend schulen, bleibt 
allerdings zumeist offen. Dies ist insbesondere dann 
unklar, wenn etwa der AStA oder alle Dozent_innen 
als Ansprechpersonen genannt werden, wie dies 
bspw. bei der Kunsthochschule für Medien der Fall 
ist. Doch auch Personalräte, Gleichstellungsbeauf-
tragte, Schwerbehindertenvertretungen oder Stu-
dienberatung besitzen nicht automatisch die erfor-
derlichen professionellen Beratungskompetenzen. 
Jedenfalls geben nur wenige Hochschulen wie die 
Universität Bielefeld, die Universität Duisburg-Essen 
oder die Universität Wuppertal an, über ein konso-
lidiertes Beratungsangebot zu verfügen und hierbei 
mit psychologisch geschulten, professionellen Bera-
tungseinrichtungen zu kooperieren. Die Folkwang 
Universität der Künste meldet zurück, zumindest 
Kontakt zu den entsprechenden Stellen herzustellen. 
Unklar bleibt zumeist – auch im Hinblick auf die im 
Folgenden betrachteten Leitlinien für das Beschwer-
deverfahren – wie sich hochschulexterne Betroffene, 
die von einigen Richtlinien geschützt werden, sofern 
die Diskriminierung gegen sie vonseiten eines/einer 
Hochschulangehörigen erfolgt, an die Beratungsstellen 
wenden und ihre Rechte wahrnehmen können.

4.2.4	 Beschwerdeverfahren und Sanktionen

Die in den Richtlinien benannten Anlaufstellen die-
nen nicht allein der Beratung, sondern auch der 
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Initiierung von Beschwerdeverfahren. Einige Hoch-
schulen wie etwa die Universität Köln, die Folkwang 
Universität der Künste oder auch die Kunstakademie 
Münster unterscheiden hierbei zwischen formellen 
und informellen Verfahren. Das informelle Verfahren 
zieht zunächst keine Sanktionen nach sich, sondern 
trägt eher den Charakter eines Mediationsverfahrens. 
An der Universität Bielefeld bestehen informelle 
Maßnahmen etwa in einem persönlichen Gespräch 
zwischen der betroffenen und der beschuldigten Per-
son, an dem auch ein/e Vertraute/r der/des Betrof-
fenen teilnehmen kann.Ebenso sind Gespräche mit 
einer/einem Beschuldigten und einer/einem Vor-
gesetzten oder Funktionsträger_in möglich. Das in-
formelle Verfahren kann in ein formales überführt 
werden, sofern die informellen Maßnahmen schei-
tern oder aufgrund der Schwere der Vorwürfe nicht 
angebracht erscheinen.

Formelle Verfahren werden in der Regel auf Antrag 
an die Rektorate und Präsidien der Hochschulen 
(oder die sie vertretenden Beschwerdestellen im Sinne 
des AGG) von der Hochschulleitung initiiert und ge-
führt. Zugleich legen viele Richtlinien fest, dass die 
Gleichstellungsbeauftragte am Verfahren zu beteili-
gen ist. Bisweilen legen die Richtlinien, wie an der 
Universität Duisburg-Essen, auch explizit fest, dass 
die Gleichstellungsbeauftragte – unter Wahrung der 
Anonymität der Betroffenen – die Hochschulleitung 
über die informellen Beschwerden und Erstberatun-
gen zu Vorfällen von sexualisierter Belästigung, Dis-
kriminierung und Gewalt informieren muss und diese 
Verfahren entsprechend zu dokumentieren sind.

Meist legen die Richtlinien Sanktionen fest, die – je 
nach Schwere des konkreten Vorfalls – vonseiten der 
Hochschule zu ergreifen sind, sofern ihr sexualisierte 
Diskriminierung, Belästigung oder Gewalt gemel-
det werden. Die Sanktionsmaßnahmen im Rahmen 
eines formellen Beschwerdeverfahrens werden in 
der Regel nach Statusgruppen unterschieden und 
reichen gegenüber Beschäftigten von Dienstgesprä-
chen, Ermahnungen und Belehrungen, Um- und 
Versetzungen über eine formelle Abmahnung oder, 
im Falle von Beamt_innen, über die Einleitung von 
Disziplinarverfahren bis hin zu fristgerechten und 

fristlosen Kündigungen. Auch der Ausschluss von 
der Nutzung hochschulischer Einrichtungen bzw. 
das Erteilen eines Hausverbots und das Erstatten ei-
ner Strafanzeige behalten sich die Hochschulen vor. 

In den Fällen, in denen Diskriminierung und Belästi-
gung vonseiten der Studierenden ausgehen, werden 
als Sanktionsmaßnahmen ebenfalls der Ausschluss 
von der Nutzung hochschulischer Einrichtungen, 
Hausverbote und Strafanzeigen genannt. Nur ein-
zelne Richtlinien, wie etwa diejenigen der Univer-
sität Bielefeld, der Universität Bonn, der Kunsthoch-
schule für Medien Köln, der Folkwang Universität 
der Künste sowie der Kunstakademie Münster sehen 
auch die Möglichkeit einer Exmatrikulation von 
Studierenden vor. Die Universität Bonn sowie die 
Universitäten Paderborn, Düsseldorf, Köln, die 
RWTH Aachen, die TH Köln, die Hochschule Rhein-
Waal, die Kunsthochschule für Medien Köln sowie 
die Folkwang Universität der Künste nennen den be-
fristeten Ausschluss aus einer Lehrveranstaltung als 
eine mögliche Sanktion. Im Falle, dass die Diskrimi-
nierung von Dritten ausging, nennen einige Hoch-
schulen, darunter u. a. die Universität Bonn, die 
Universität Düsseldorf und die Universität Münster, 
auch die Möglichkeit, bestehende (Lehr-)Aufträge 
zu entziehen bzw. zu kündigen sowie keine weiteren 
Aufträge zu erteilen.

Andere Hochschulen differenzieren nicht eindeutig 
zwischen formellen und informellen Maßnahmen 
und benennen auch nicht immer die jeweiligen Ziel-
gruppen. Die Universität Münster etwa verpflichtet 
sich dazu, „die dem Einzelfall angemessenen Maß-
nahmen“ einzuleiten, und zählt lediglich beispiel-
hafte Schritte auf, die ergriffen werden können, 
ohne eindeutige Verfahrenswege festzulegen. Ähn-
lich gestaltet ist auch die Richtlinie der Universität 
Paderborn, die als mögliche Maßnahme noch eine 
verpflichtende Teilnahme an einer Schulungsveran-
staltung sowie eine „verstärkte Kommunikation im 
Umfeld“ anregt, um ein kooperatives Miteinander zu 
gewährleisten. Die Universität Bochum wiederum 
verweist bezüglich der Sanktionen auf die gesetz
lichen Regelungen nach AGG, LGG und HG NRW. 
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4.3 	 Resümee

Sexualisierte Belästigung, Diskriminierung und 
Gewalt ist eine Thematik, die bereits seit Länge-
rem im Hochschulkontext diskutiert wird und im 
Zuge der gesellschaftlichen Debatten um Alltags-
sexismus derzeit eine erhöhte Beachtung erfährt. 
Sowohl die Hochschulrektorenkonferenz als auch 
die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten (BuKoF) geben Empfehlungen, 
wie die Hochschulen präventiv für eine diskrimi-
nierungsfreie Wissenschaftskultur tätig werden 
und Betroffene konkret unterstützen können. 

Die meisten Hochschulen in NRW geben an, Maß-
nahmen gegen sexualisierte Diskriminierung, 
Belästigung und Gewalt zu ergreifen. Viele Hoch-
schulen sind hierbei präventiv tätig, indem sie 
Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen 
durchführen. Nur sehr selten wird die Thematik 
im Rahmen von Fort- und Weiterbildungsforma-
ten aufgegriffen, um Führungskräfte für die Um-
setzung einer diskriminierungsfreien Hochschul-
kultur zu sensibilisieren. Zugleich ist es auffällig, 
dass die Hochschulen weder als besonders gefähr-
det geltende Gruppen (z. B. trans*geschlechtliche 
Menschen) noch die Problematik der Mehrfach-
diskriminierung ansprechen.

Viele Hochschulen haben allerdings Verfahrensricht-
linien erlassen und entsprechende Anlaufstellen ge-
schaffen, an die sich Betroffene von sexualisierter Dis-
kriminierung, Belästigung und Gewalt wenden können 
und die mit der Begleitung von Beschwerdeverfahren 
betraut sind. Einige Hochschulen haben hierfür auch 
spezifische Anlaufstellen für Studierende, die nur in 
Ausnahmefällen durch die Gesetzgebung des AGGs 
oder durch Dienstvereinbarungen geschützt sind, ein-
gerichtet. Auch bei der Ahndung etwaiger Verstöße 
gegen die Richtlinien unterscheiden die Hochschulen 
in der Regel zwischen Sanktionen gegenüber ihren Be-
schäftigten und den Studierenden. 

Insgesamt unterscheiden sich die Richtlinien sehr 
stark in ihrem Umfang und Inhalt: Nur wenige Hoch-
schulen treffen klare Regelungen zu Prozessen und 
Abläufen im Falle einer Beschwerde. Ebenso bleibt 
unklar, ob und wie die Richtlinien innerhalb der 
Hochschulen bekannt gemacht werden. Insofern 
muss zukünftig noch genauer erforscht werden, ob 
und wie die von den Hochschulen ergriffenen Maß-
nahmen einen Beitrag zu einer diskriminierungs-
freien Hochschule leisten und von sexualisierter 
Diskriminierung und Gewalt Betroffene tatsächlich 
Unterstützung erfahren.
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5	 GLEICHSTELLUNGSQUOTEN UND -ZIELE BEI DER BERUFUNG AUF 
PROFESSUREN

Forderungen nach Quotenregelungen als einem 
Gleichstellungsinstrument, das Frauen Zugang zu 
gesellschaftlichen Schlüsselpositionen ermöglicht, 
in denen sie, wie in der Wissenschaft, bislang stark 
unterrepräsentiert waren, sind nicht neu (vgl. aus-
führlich Hendrix 2019). Angesichts des nach wie vor 
geringen Frauenanteils an den Professuren ist die Be-
rufungspraxis ein zentraler Bestandteil von Gleich-
stellungspolitiken an den Hochschulen, zu denen 
auch die Forderungen nach einer Quotierung zäh-
len. Der Wissenschaftsrat forderte bereits Ende der 
1990er-Jahre „konkrete Zielvereinbarungen“, um die 
Frauenanteile u. a. an den Professuren zu erhöhen. 
Implizit wurde hierdurch das „Kaskadenmodell“ be-
reits vorweggenommen, mit dem eine flexible Quote 
(oder Zielvereinbarung) bestimmt wird, die auf den 
Frauenanteilen in den jeweils vorherigen Qualifika-
tionsstufen basiert. Dies ermöglicht es, nach Fächer-
gruppen differenzierte Quoten zu verabschieden, da 
sich die Frauenanteile je nach Fach- und Forschungs-
gebiet stark unterscheiden. Dabei setzten der Wissen-
schaftsrat und die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) weiterhin auf die freiwillige Selbstverpflich-
tung der Hochschulen und Wissenschaftsinstitutio-
nen und nicht auf eine rechtsverbindliche Einfüh-
rung von Quoten (vgl. Wissenschaftsrat 2007; DFG 
2008: 3f.).

Jedoch haben Gleichstellungsexpert_innen bereits 
früh die Wirksamkeit und den Erfolg von freiwilli-
gen Selbstverpflichtungen bezweifelt (vgl. hierzu 
ausführlich Kortendiek et al. 2016: 195ff.). Diese Skep-
sis hat an Aktualität nichts eingebüßt. So konstatiert 
Jutta Dalhoff, Leiterin des Kompetenzzentrums Frau-
en in Wissenschaft und Forschung (CEWS), in Be-
zug auf die aktuellen Initiativen für mehr Chancen
gleichheit in der Wissenschaft – etwa im Rahmen 
der Exzellenzstrategie oder des Professorinnenpro-
gramms: 

„Ohne klar definierte Sanktionen bei Nichterreichen 
der Ziele, also eine erhöhte Verbindlichkeit der Pro­
gramme und Instrumente, wird es zu keiner nachhal­
tigen strukturellen und geschlechtergerechten Verän­
derung in der Wissenschaft kommen“ (Dahlhoff, zitiert 
nach Löther/Riegraf 2017: 200).

Bereits im Landesgleichstellungsgesetz (LGG) des 
Landes Nordrhein-Westfalen, das erstmals 1999 in 
Kraft trat, ist in Bezug auf die Einstellungspraxis im 
öffentlichen Dienst gesetzlich geregelt, dass Frauen  
„[b]ei gleicher Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung“ bevorzugt eingestellt werden sol-
len, sofern Frauen in dem entsprechenden Bereich 
unterrepräsentiert sind und „sofern nicht in der 
Person eines Mitbewerbers liegende Gründe über-
wiegen“ (vgl. LGG NRW 1999: § 7, Abs. 1, 2 sowie 
ferner § 14 Abs. 2 DRModG NRW 2016). In diesem 
Sinne kann davon gesprochen werden, dass für den 
Hochschulbereich in NRW bereits seit 20 Jahren eine 
„leistungsbezogene Entscheidungsquote“ gilt (vgl. 
Hendrix 2019: 994 sowie insb. 995ff.). Ein wesent-
liches Instrument zur Erhöhung des Frauenanteils 
in den unterschiedlichen Statusgruppen der Hoch-
schulen, in denen eine Unterrepräsentanz vorliegt, 
stellen die Gleichstellungspläne (ehemals Frauen-
förderpläne) dar. Diese definieren laut § 6 Abs. 1 LGG 
Maßnahmen „zum Abbau der Unterrepräsentanz 
von Frauen“. Zugleich müssen die Pläne „konkrete 
Zielvorgaben bezogen auf den Anteil von Frauen bei 
Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppie-
rungen“ enthalten, „um diesen in den Bereichen, in 
denen sie unterrepräsentiert sind, bis auf 50 Prozent 
zu erhöhen“ (§ 6 Abs. 3 LGG NRW). Allerdings sieht 
auch das LGG bei Nichterfüllung der gesetzlichen 
Vorgaben keine Sanktionen vor.

Eine explizite Gleichstellungsquote für die Berufung 
auf Professuren (§ 37a HG) wurde erstmals im Jahr 
2014 im Hochschulgesetz verankert. Das Hochschul-
gesetz (HG) gilt für alle Hochschulen in Trägerschaft 
des Landes NRW mit Ausnahme der Verwaltungsfach-
hochschulen und der Kunsthochschulen. Letztere fal-
len unter das Kunsthochschulgesetz (KunstHG), das 
gemäß § 30a KunstHG keine verbindliche Gleichstel-
lungsquote vorsieht, sondern den Kunsthochschu-
len ermöglicht, Gleichstellungsziele zu vereinbaren. 
Im Gender-Report 2016 wurde erstmals untersucht, 
wie die Hochschulen die gesetzlichen Vorgaben zur 
Gleichstellungsquote bzw. zu den Gleichstellungszie-
len eingeführt und umgesetzt haben (vgl. Kortendiek  
et al. 2016: 194ff.). Diese Analyse wird in diesem 
Kapitel fortgeschrieben. Dabei bilden der aktuelle 
Stand der Umsetzung der Gleichstellungsquote an 
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Universitäten und Fachhochschulen (1) sowie die 
Verabschiedung von Gleichstellungszielen an den 
Kunsthochschulen (2) Schwerpunkte der Unter
suchung. Hierbei wird jeweils analysiert, welche 

Herausforderungen und Probleme die Hochschulen 
selbst bei der Umsetzung der Gleichstellungsquote  
nach § 37a HG und der Gleichstellungsziele nach 
§ 30a KunstHG identifizieren. 

5.1	 UMSETZUNG DER GLEICHSTELLUNGSQUOTE AN UNIVERSITÄTEN UND FACH-
HOCHSCHULEN

Das Hochschulgesetz NRW regelt in zwei Paragrafen 
die geschlechtergerechte Berufung auf Professuren: 
§ 11b HG schreibt die geschlechterparitätische Be-
setzung von Gremien – also auch der Berufungs-
kommissionen – fest. § 37a HG sieht die verbindli-
che Verabschiedung von Gleichstellungsquoten für 
den zukünftigen Professorinnenanteil vor. Hierzu 
muss jede Hochschule zunächst „Fächergruppen“ 
(vgl. Kortendiek et al. 2016: 197ff.) definieren und 
für diese sodann Zielquoten festlegen. Die Quoten 
sind flexibel zu gestalten, d. h., sie beziehen sich auf 
eine Ausgangsgesamtheit, die „dem Pool von Bewer
berInnen in der nächstunteren Qualifikationsstufe  
entsprechen soll“ (Kortendiek et al. 2016: 195), 
und werden in der Regel für jeweils drei Jahre be
schlossen. Liegt der Professorinnenanteil in einer von 
der Hochschule definierten Fächergruppe über 50 %, 
muss keine Gleichstellungsquote verabschiedet wer-
den (§ 37a Abs. 2 Satz 3 HG). 

Allerdings sieht § 37a HG weder Mindeststandards 
für Fächergruppen mit einem sehr niedrigen Frau-
enanteil noch Sanktionen bei Nichterreichen der 
beschlossenen Gleichstellungsquote vor. Aus einer 
gleichstellungspolitischen Perspektive stellt dies eine 
Schwäche des Gesetzes dar. Ein Kaskadenmodell zur 
Erhöhung des Frauenanteils auf Professuren müsste 
nicht nur transparent eingeführt und überprüft wer-
den. Vielmehr sollten Erfolge und Misserfolge beim 
Erreichen der verabschiedeten Gleichstellungsquo-
ten auch in der regulären Mittelzuweisung berück-
sichtigt werden, sodass ein Verfehlen der Gleichstel-
lungsziele sanktioniert werden kann (vgl. Löther/
Riegraf 2017: 201). 

Im Folgenden wird zunächst der Stand der Umset-
zung der Gleichstellungsquote an den Universitäten 
und Fachhochschulen nach § 37a HG dokumentiert, 
der Prozessverlauf zur Einführung und Evaluation 
der Zielquoten beleuchtet sowie Erfolge und Heraus-
forderungen bei der Implementierung der Gleich-
stellungsquote für die Berufung von Professor_innen 

skizziert. Hierfür dient die schriftliche Befragung der 
Hochschulen als Datengrundlage. 

5.1.1	 Gleichstellungsquoten für Professuren – 
Stand der Umsetzung

Erstmals wurde im Gender-Report 2016 der Stand der 
Umsetzung der Gleichstellungsquote für die Berufung 
auf Professuren abgefragt. Die Fortschreibung der Da-
ten zeigt, dass die Implementierung von Gleichstel-
lungsquoten an den Hochschulen deutlich voran
geschritten, jedoch noch nicht abgeschlossen ist: Zum 
Stichtag der Untersuchung am 31. August 2018 hat-
ten insgesamt 13 von 14 Universitäten und 12 der 16 
Fachhochschulen ihre spezifischen Fächergruppen 
definiert und hierfür Zielquoten bestimmt. Die Hoch-
schule für Gesundheit Bochum bleibt weiterhin als 
einzige Hochschule aufgrund ihres Professorinnen-
anteils von über 50 % von der Verabschiedung einer 
Gleichstellungsquote ausgenommen. Die Universität 
Bonn sowie die Fachhochschulen Bielefeld, Westfä-
lische Hochschule26 und Hamm-Lippstadt befinden 
sich knapp vier Jahre nach der Verabschiedung des 
Hochschulgesetzes noch im Prozess der Umsetzung. 
Damit bestätigt sich das Ergebnis des Gender-Reports 
2016, dass der Implementationsprozess an den Fach-
hochschulen etwas langsamer verläuft als an den 
Universitäten.

Die Universität Bonn begründet die Verzögerung bei 
der Verabschiedung der Quoten mit ihrem Bestre-
ben, „zentrale Steuerungsinstrumente miteinander 
zu synchronisieren“ und hierbei die Gleichstellungs-
quoten in die Gleichstellungspläne integrieren zu 
wollen, „um die Evaluations- und Fortschreibungs-
prozesse zusammen koordinieren zu können.“ Wenn-
gleich die Festsetzung der fächerspezifischen Beru-
fungsquoten an der Universität Bonn noch aussteht, 
sind die Zielquoten in der Berufungsordnung der 

26 Im Falle der Westfälischen Hochschule wurden die Gleichstellungs
quoten im Januar 2019 veröffentlicht, können aber aufgrund des Erhe-
bungszeitpunkts nicht mehr berücksichtigt werden.
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Universität bereits verankert. Hier ist festgeschrieben,  
dass im Falle einer Unterrepräsentanz eine aktive Re-
krutierung von Professorinnen zu erfolgen hat und 
auch in der Berufungskommission über das Ziel der 
Hochschule, die Erhöhung des Professorinnenanteils 
zu erreichen, informiert werden soll. 

An der Fachhochschule Bielefeld existiert bislang le-
diglich eine „hochschulübergreifende Zielquote für 
den Frauenanteil bei Neuberufungen“, während sich 
ein Konzeptentwurf zur Definition der Fächergrup-
pen derzeit in der internen Abstimmung befindet.  
Die Hochschule Hamm-Lippstadt verweist erneut auf 

Tab. B 5.1: Umsetzung Gleichstellungsquote für zukünftigen Professorinnenanteil an Universitäten und Fachhochschulen 2016 
und 2018

Hochschulart

2016 2018

Gleichstellungs-
quote 

verabschiedet

Gleichstellungs-
quote 

verabschiedet

Gleichstellungs-
quote im 

Umstellungsprozess

Gleichstellungs-
quote  kommt nicht 

zur Anwendung

Universität

RWTH Aachen

U Bielefeld

U Bochum

TU Dortmund

U Duisburg-Essen

U Düsseldorf

FernU Hagen

DSHS Köln

U Köln

U Münster

U Paderborn

U Siegen

U Wuppertal  

U Bonn

Alle Universitäten
8 13 1 0

57,1 % 92,9 % 7,1 % 0,0 %

Fachhochschule

FH Aachen

HS Bochum

FH Dortmund

HS Düsseldorf

FH Südwestfalen

HS Rhein-Waal

TH Köln

HS Niederrhein

TH Ostwestfalen-Lippe

HS Ruhr West

FH Münster

HS Bonn-Rhein-Sieg

FH Bielefeld

HS Westfälische 

HS Hamm-Lippstadt

HS für Gesundheit Keine Zielquote, da Professorinnenanteil über 50 Prozent

Alle Fachhochschulen
6 12 3 1

37,5 % 75,0 % 18,75 % 6,25 %

Alle Universitäten und Fachhochschulen
14 25 4 1

46,7 % 83,3 % 13,3 % 3,3 %

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen 2016 (Stand 01.02.2016) und 2018 (Stand 31.08.2018).
Ja Im Umsetzungsprozess
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ihren Status als junge Hochschule (2009 gegründet), 
die zwar noch keine Zielquoten verabschiedet habe, 
sich aber dennoch um eine verstärkte Berufung von 
Frauen im MINT-Bereich bemühe. Die Berufungsquote 
von Frauen der Hochschule liegt nach eigener Aussage  
bei 31 %. An der Westfälischen Hochschule wurde 
die Berufungsordnung – Grundlage zur Ermittlung 
der Gleichstellungsquote – Ende 2017 verabschiedet. 
Gleichstellungsbeauftragte und Gleichstellungskom-
mission haben den Vorschlägen für die Gleichstel-
lungsquote bereits zugestimmt, während der Abstim-
mungsprozess mit den Dekanaten Ende 2018 erfolgt 
ist und die Gleichstellungsquoten im Januar 2019 in 
den Amtlichen Mitteilungen veröffentlicht wurden.

5.1.2	 Prozessverlauf zur Einführung und  
Evaluation der Zielquoten

Aufgrund der ungleichzeitigen Implementierung der 
gesetzlichen Regelungen befinden sich die Hochschu-
len an sehr unterschiedlichen Stellen im Prozessver-
lauf der Einführung und Evaluation der Gleichstel-
lungsquote. Die Rückmeldungen der Hochschulen, 
die erst nach dem 01. Februar 2016 eine Gleichstel-
lungsquote verabschiedet haben, verdeutlichen, dass 
es sich beim Prozessverlauf um sehr zeitaufwändi-
ge Verfahren handelt. Dies trifft insbesondere dann 
zu, wenn, wie etwa an der TU Dortmund oder der 
Universität Duisburg-Essen, beteiligungsorientierte  
Verfahren unter Einbeziehung der Fachbereichs-/
Fakultätsräte und der Gleichstellungsakteur_innen 
gewählt werden. An der Universität Wuppertal wurde 
das Verfahren, an dem Rektorat, Verwaltung, Dekane
konferenz, Dekan_innen und Senat beteiligt waren, 
durch die Gleichstellungsbeauftragte sowie die Stabs-
stelle für Gleichstellung und Vielfalt moderiert. An 
der Universität Duisburg-Essen waren diverse Gre-
mien (Gleichstellungskommission, Senat, Rektorat 
und die Fakultätsräte) am Verfahren beteiligt. Zu-
gleich war die Gleichstellungsbeauftragte beratend 
eingebunden. Hingegen berichtet die Hochschule 
Bonn-Rhein-Sieg, dass Fächergruppen und Zielquo-
ten lediglich im erweiterten Präsidium diskutiert 
und verabschiedet wurden. An der Fachhochschule 
Dortmund wurde ein erster Entwurf für eine Gleich-
stellungsquote durch Justiziariat, Controlling und 
Gleichstellungsbeauftragte vorbereitet, im Rektorat 
beschlossen und abschließend unter Beteiligung der 
Fachbereichskonferenz durch den Senat verabschie-
det. Hierbei habe es „wenig Diskussionsbedarf“ in 
den Gremien gegeben. Ebenso sei der Prozess an der 

Fachhochschule Südwestfalen nach eigener Angabe 
„problemlos“ verlaufen.

Um Synergien zu erzielen, haben einige Hochschulen,  
darunter die Universität Siegen und die TU Dortmund, 
die Laufzeiten der Zielquoten sowie der Gleich-
stellungspläne synchronisiert. In Siegen wurde 
der Prozess zur Einführung von Zielquoten bereits 
2013 begonnen und damit vor der Implementie-
rung der Gleichstellungsquote in das Hochschulge-
setz. Ebenso wie die Universität Siegen hat sich auch 
die Universität Münster im Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten dafür entschieden, die 
Neufestsetzung der Zielquoten erst nach einer Lauf-
zeit von fünf Jahren vorzunehmen, um auch kleinen 
Fächergruppen mit einer geringen Zahl an Beru-
fungsverfahren die Chance zu geben, „eine realistisch 
erreichbare Zielquote“ anzusetzen. Die Universität 
Siegen behält sich vor, im Rahmen der Zwischen
evaluation der Gleichstellungspläne in den Fakultäten 
ggf. auch Neujustierungen der Quoten vorzunehmen. 

Für die Bestimmung der Gleichstellungsquoten nut-
zen die Hochschulen (u. a. die Universität Wupper
tal, die Hochschule Düsseldorf, die Hochschule 
Rhein-Waal oder die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg) 
weiterhin das Statistiktool der Koordinations- und 
Forschungsstelle des Netzwerks Frauen- und Ge-
schlechterforschung NRW. Ebenso wird das Tool von 
vielen Hochschulen – darunter die Deutsche Sport-
hochschule Köln oder die Universität Düsseldorf – 
für die Evaluation und Neubestimmung der Gleich
stellungsquoten genutzt.27 

Erste Hochschulen, die bereits zum Stichtag 01. Feb
ruar 2016 Gleichstellungsquoten eingeführt hatten, 
sind nach drei Jahren zur Evaluation des Verfah-
rens und Neubestimmung der Quoten verpflichtet. 
Die Universität Bielefeld gibt an, die Fortschreibung 
der Gleichstellungspläne mit der Aktualisierung der 
Gleichstellungsquote zu kombinieren. Laut Rückmel-
dung der Hochschulen wird ein ähnliches Verfahren 
u. a. an der FernUniversität Hagen umgesetzt und ist 
an den Universitäten Wuppertal und Siegen in Pla-
nung. Die Universität Bonn, die einzige Universität, 
die die Gleichstellungsquote noch nicht eingeführt 
hat, plant bereits die Verankerung der Evaluation und 
Fortschreibung der Quote im Gleichstellungsplan. 

27 Das Tool ist zu finden unter: www.genderreport-hochschulen.nrw.de/
statistikportal.
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Auch die TU Dortmund gibt an, Gleichstellungskon-
zept und Gleichstellungsquote aneinanderzukoppeln. 
An der Universität Duisburg-Essen wird die Gleich-
stellungskommission über das Evaluationskonzept 
beraten, das derzeit durch das Gleichstellungsbü-
ro entwickelt wird. Die Universität Münster gibt an, 
die Ergebnisse der Zwischenevaluation zudem an 
die Fachbereiche zu kommunizieren. Die Fachhoch-
schule Dortmund will detaillierte Informationen im 
Rahmen des Berufungsmanagements erfassen, u. a. 
über Absagen, Ausscheiden aus dem Verfahren sowie 
die Bewerber_innenlage. An den Fachhochschulen 
Südwestfalen, Ruhr West und Bonn-Rhein-Sieg wird 
durch jährliche Gespräche zwischen Fachbereichen 
und Hochschulleitung auch der Umsetzungsstand der 
Gleichstellungspläne sowie der Gleichstellungsquote  
beraten. An der Universität Paderborn wurden die 
Fakultäten um Vorschläge für die Festsetzung neuer 
Quoten auf der Basis des Kaskadenmodells und wei-
terer Parameter gebeten, die im Anschluss durch das 
Präsidium beschlossen werden. Die Universität Bo-
chum berichtet von der Etablierung eines kontinuier-
lichen Monitoring-Verfahrens. Die erhobenen Daten 
werden jeder Berufungskommission vorab zur Ver-
fügung gestellt. Andere Hochschulen – wie die Hoch-
schule Rhein-Waal oder die Hochschule Düsseldorf –  
melden zurück, noch keinen Verfahrensvorschlag 
definiert zu haben, da die Quoten erst kürzlich verab-
schiedet wurden. 

Viele Hochschulen haben die Einführung der Gleich-
stellungsquote dazu genutzt, Gleichstellungsaspekte 
noch stärker systematisch im Berufungsprozess zu 
verankern. So setzt die Universität Siegen die Zielquote  
im Rahmen des Berufungsverfahrens prozess- statt 
outputorientiert um: Die Berufungskommission und 
insbesondere die/der Vorsitzende soll gewährleisten, 
dass der Frauenanteil im gesamten Verfahren – bei den 
Bewerbungen und den Probevorträgen – mindestens 
der fachspezifischen Gleichstellungsquote entspricht. 
Hierzu soll die Kommission auch eine proaktive Stra-
tegie zur Akquise von Bewerberinnen wählen. Eine 
systematische Analyse der Fachhochschule Aachen 
über die Bewerbungssituation von 2014 bis 2017 hat 
ergeben, dass Frauen innerhalb der Berufungsver-
fahren erfolgreicher abschneiden als Männer. Um 
die Berufungsquote von Frauen zu steigern, erklärt 
die Hochschule deshalb, die Bewerberinnenzahlen 
systematisch erhöhen zu wollen. Sie setzt hierbei auf 
eine Förderung der Gender-Sensibilität innerhalb der 
Fachbereiche sowie der Berufungskommissionen, die 

zu Beginn eines Verfahrens ein Briefing über förder
liche Instrumente zur Gewinnung von Professorin-
nen sowie zur Erweiterung des Bewerberinnenpools 
erhalten. Ebenso werden die Fortsetzung des Projekts 
„Professorin werden“ sowie das Alumnimanagement 
als Instrumente zur Rekrutierung von Professorinnen 
angesehen. Die FernUniversität Hagen bietet gezielte  
Schulungen von Berufungskommissionen an, die 
eine Komponente zur Sensibilisierung für Geschlech-
tergerechtigkeit enthalten. An der Hochschule Bochum 
oder der Fachhochschule Dortmund sehen die Be-
rufungsordnungen Neuausschreibungen bei einem 
Mangel geeigneter Bewerberinnen vor.

Die Hochschulen, die die Gleichstellungsquote bereits 
vor dem Stichtag 01. Februar 2016 implementiert 
hatten, bewerten diese zumeist als ein wirksames 
Instrument, um eine positive Veränderung der Hoch-
schul- und insbesondere der Gleichstellungskultur 
zu erreichen. So berichtet etwa die Technische Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe davon, dass die Mitglieder 
der Berufungskommissionen mittlerweile sensibili-
siert seien „für die Bedeutung von Bewerberinnen“. 
Die Universität Paderborn hebt das Engagement so-
wie den Diskussionsprozess innerhalb der Fakultä-
ten zur Formulierung von Zielquoten positiv hervor. 
Zugleich unterstreicht die Universität Paderborn, dass 
sich insbesondere „die Koppelung der Zielquoten mit 
einem finanziellen Anreizsystem […] sehr zielfüh-
rend“ ausgewirkt habe. Übereinstimmend konstatiert 
auch die Universität zu Köln, dass die Zielquoten an 
den Fakultäten „weitestgehend akzeptiert“, jedoch 
„ohne eine Form von Sanktion oder Anreiz […] wir-
kungslos“ bleiben.

Die Universität zu Köln hat auch Zielquoten auf der 
Ebene der Postdoktorand_innen (W1, Nachwuchs-
gruppenleitungen, Habilitationen) im Rahmen der 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen verabredet, die 
ebenfalls mit finanziellen Anreizen hinterlegt sind. 
Abgesehen von den Juniorprofessuren erweise es 
sich jedoch aufgrund des Lehrstuhlprinzips als pro
blematisch, klare Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten zu benennen, sodass die vereinbarten Ziele 
oft verfehlt würden.

5.1.3	 Umsetzung der Gleichstellungsquote und 
Berufungspraxis

Die Umsetzung der Gleichstellungsquote nach § 37a 
HG ist in die Gleichstellungs- und Berufungspraxis 



227Gender-Report 2019

5	 GLEICHSTELLUNGSQUOTEN UND -ZIELE BEI DER BERUFUNG AUF PROFESSUREN

der jeweiligen Hochschule integriert. Im Folgenden 
wird die Perspektive der Hochschulen auf Erfolge 
und Herausforderungen bei der Umsetzung darge-
stellt. Allerdings führt die große Heterogenität zwi-
schen den Hochschulen, die ihre jeweiligen Fächer 
mitunter ganz unterschiedlich gruppieren, dazu, dass 
sich die verabschiedeten Quoten nicht miteinander 
vergleichen lassen. Hierauf wurde bereits im Gender-
Report 2016 hingewiesen. Auch bei den aktuellen 
Rückmeldungen kommt als zusätzliche Hürde hinzu, 
dass die Hochschulen nicht immer klar benennen, ob 
es sich bei den von ihnen verabschiedeten Quoten um 
Zielquoten handelt oder sich diese allein auf die Neu-
berufungen beziehen (Kortendiek et al. 2016: 203f.). 

Für viele Hochschulen stellt die Besetzung oder Wie-
derbesetzung einer Professur mit einer Frau ein wich-
tiges gleichstellungspolitisches Ziel dar. Sie streben 
daher an, ihren Frauenanteil an den Professuren zu 
steigern, um so die jeweils verabschiedeten Gleich-
stellungsquoten – zumindest in Teilen – zu errei-
chen. Die Deutsche Sporthochschule Köln hat eine 
Neuberufungsquote von 50 % erreicht. Zum Ablauf 
der ersten Phase der Festsetzung der Gleichstellungs
quote ist es der Technischen Hochschule Köln gelun-
gen, den Frauenanteil bei den Neuberufungen über 
alle Fächergruppen hinweg auf 37,2 % zu steigern. 
Der Frauenanteil an allen Professuren liegt nun bei 
23,5 %. Auch die Fachhochschule Aachen verweist 
darauf, dass es ihr als technisch ausgerichteter Fach-
hochschule gelungen sei, einen Frauenanteil von 
30 % an den Neuberufungen erreicht zu haben. An 
der FernUniversität Hagen konnten die Zielquoten 
von allen Fakultäten erfüllt werden. Die Technische 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe berichtet, dass der 
Anteil der Professor_innen seit Verabschiedung der 
Quote insgesamt von 18 % auf 20,3 % angestiegen ist.

Herausforderungen bei der Steigerung des  
Professorinnenanteils
Insgesamt verdeutlichen die Rückmeldungen der 
Hochschulen jedoch, dass der Frauenanteil, trotz 
verabschiedeter Quoten, in einigen Fächergruppen 
weiterhin stagniert – ein Umstand, der auch von den 
Hochschulen selbst problematisiert wird. So berichtet 
die Universität Düsseldorf, dass in fünf Fächergruppen 
die Frauenanteile bei den Professuren seit 2015 stag-
nieren. Darüber hinaus schwanken die an den einzel-
nen Hochschulen neu verabschiedeten Quoten stark 
nach Fächergruppe. Insbesondere in Fächern mit 
einer hohen Unterrepräsentanz von Frauen, wie in 

den Technik- und Ingenieurwissenschaften oder den 
Wirtschaftswissenschaften, liegen die verabschiedeten 
Gleichstellungsquoten an manchen Hochschulen bei 
ca. 10 % und manchmal sogar noch darunter. Dies gilt 
etwa für die TU Dortmund (für Maschinenbau 6,6 %, 
Elektrotechnik 10,7 %), die Technische Hochschule 
Ostwestfalen-Lippe (Elektrotechnik und Technische 
Informatik 8 %), die Universität Siegen (Elektrotech-
nik inklusive Informatik 10 %), die Universität Biele-
feld (Physik 11 %) und die Universität Duisburg-Essen 
(Wirtschaftswissenschaften 9 %). Ausgehend von den 
jeweiligen hochschulspezifischen Bedingungen und 
Voraussetzungen formulieren andere Hochschulen 
für diese Fächer ambitioniertere Quoten, z. B. Hoch-
schule Ruhr West (Maschinenbau 20 %), Hochschule 
Bonn-Rhein-Sieg (Elektrotechnik, Maschinenbau und 
Technikjournalismus 21,9 %), TU Dortmund (Physik 
17 %), Universität Duisburg-Essen (Physik 18 %) und 
RWTH Aachen (Wirtschaftswissenschaften 26 %). 
Auch in der Mathematik oder den naturwissenschaft-
lichen Fächern sind die von den Hochschulen fest-
gelegten Zielquoten weit von der Parität entfernt. So 
hat bspw. die TU Dortmund für das Fach Mathematik 
eine Quote von 14,3 % festgesetzt. Für eine Naturwis-
senschaft relativ hoch angesetzt werden zumeist die 
Quoten in der Chemie: an der TU Dortmund 25 %, an 
der Universität Münster 20 % und an der Universität 
Bielefeld 33 %. 

Es stellt sich bei den von den Hochschulen vermeldeten 
Erfolgen beim Erreichen der Zielquoten insgesamt die 
Frage, wie ambitioniert die in den einzelnen Fächer-
gruppen verabschiedeten Quoten jeweils sind. So wur-
de bspw. an der FernUniversität Hagen die mit 10 % 
angesetzte Zielquote in den Wirtschaftswissenschaften 
erreicht. Gleichzeitig sank dort der Frauenanteil an 
den Professuren zuletzt von 13 % auf 10 %. Näher an 
der Parität angesiedelt sind die Gleichstellungsquoten 
für die geistes-, gesellschafts- und gesundheitswissen
schaftlichen Fächergruppen: Beispielsweise wird an 
der Universität Bielefeld in den Erziehungswissen-
schaften, den Gesundheitswissenschaften und der 
Sportwissenschaft eine paritätische Quote von 50 % 
angestrebt. Auch die TU Dortmund will in den Erzie-
hungswissenschaften sowie den Sport- und Kunst
wissenschaften Parität erreichen. Wird der Blick auf 
die Hochschulen ausgeweitet, die bereits vor dem Jahr 
2016 Quoten verabschiedet und den Evaluationspro-
zess bereits einmal durchlaufen haben, bestätigen sich 
die großen Differenzen zwischen den Fächergruppen 
(vgl. Kortendiek et al. 2016: 203f.). 
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Die Berufungsquote aus der Perspektive der  
Hochschulen
In ihren Rückmeldungen thematisieren auch die 
Hochschulen unintendierte, negative Auswirkungen 
des vom Gesetzgeber vorgegebenen Modells der flexi-
blen Quote und deren Berechnung. Das Kaskadenmo-
dell wird von einigen Hochschulen kritisch beurteilt, 
da es nicht unumschränkt einer paritätischen Beset-
zung von Professuren diene: Die Hochschule Düssel
dorf formuliert eine grundlegende Kritik am Kas-
kadenmodell, „da die strukturelle Diskriminierung 
durch das Kaskadenmodell nicht nivelliert, sondern, 
im Gegenteil, das Ungleichgewicht als Phänomen 
dieser Diskriminierung ‚kaskadisch‘ von einer Ebene 
(Karriere- oder Qualifizierungsstufe) auf die nächste  
projiziert“ werde. Dies eröffne die Möglichkeiten,  
Fächergruppen „taktisch“ zu definieren, um „den Sta-
tus quo festzuschreiben oder aber ein tatsächliches 
Ungleichgewicht zu kaschieren“. 

Anhand der Hochschule Niederrhein wird die Proble-
matik des Kaskadenmodells deutlich sichtbar: Bei der 
erstmaligen Verabschiedung ihrer Gleichstellungs-
quote im Jahr 2014 musste im Fachbereich Beklei-
dungstechnik keine Quote ausgewiesen werden, da 
der Frauenanteil an den Professuren über 50 % lag. 
Bei der Neuberechnung der Quote im Jahr 2016 lag 
der Frauenanteil bei knapp 44 %. Für die zu verab-
schiedende Quote wurde das Kaskadenmodell ange-
legt, das – angesichts der technisch ausgerichteten 
Fächergruppe – eine Quote von 16 % ergab. Dies 
zeigt, dass sich das Kaskadenmodell in den Fällen als 
ungeeignet für eine aktive Gleichstellungsförderung 
erweist, in denen Fachbereiche – entgegen der all-
gemeinen Tendenz der Fachgruppe – bereits einen  
hohen Frauenanteil an den Professuren aufweisen. 

Deshalb sehen auch die Universitäten Bielefeld und 
Paderborn eine strikte Umsetzung des Kaskadenmo-
dells kritisch. So weist die Universität Bielefeld darauf 
hin, dass Fächer, die im Vergleich zu den Referenz-
zahlen des Kaskadenmodells einen erhöhten Pro-
fessorinnenanteil aufweisen, sich „nur schwerlich 
für weiterreichende Gleichstellungsziele und zur 
Verabschiedung ambitionierter Quoten“ motivieren 
ließen. Dies sei ein Hindernis auf dem Weg zu einer 
paritätischen Besetzung von Professuren. Die Uni-
versität Paderborn verweist zudem auf das Problem, 
dass das Kaskadenmodell „in ingenieurwissenschaft-
lichen Fächern in vielen Fällen nicht greift“, und 
empfiehlt, „andere Bezugsgrößen wie z. B. den Lan-

des- und Bundesdurchschnitt“ für die Festsetzung der 
Gleichstellungsquote hinzuzuziehen. Die Universität 
Bielefeld berichtet zudem von Akzeptanzproblemen 
bei der Umsetzung der Gleichstellungsquote – nicht 
zuletzt aufgrund eines bereits implementierten, breit 
aufgestellten gleichstellungspolitischen Instrumen-
tariums. 

Die Fachhochschule Dortmund hingegen begegnet 
Problemen mit dem Kaskadenmodell proaktiv und 
gleichstellungsorientiert: Liegt in einem Fachbereich 
der tatsächliche Anteil der Frauen über der errechne-
ten Gleichstellungsquote unter 50 %, strebt die Fach-
hochschule Dortmund mindestens die Beibehaltung 
des tatsächlichen Anteils als Zielvorgabe an.

Fehlende Sanktionsmöglichkeiten und die Problematik  
der Einzelverfahren 
Jenseits der Kritik am Verfahren und dem fehlen-
den Willen des Gesetzgebers zu einer „klare[n] und 
mutige[n] gesetzliche[n] Vorgabe“ bewertet die 
Hochschule Düsseldorf – ebenso wie die RWTH  
Aachen – die fehlenden Sanktionsmöglichkeiten 
beim Erreichen oder Verfehlen der Gleichstellungs-
quote als sehr negativ. Die Universität Köln hono-
riert deshalb die Erfüllung der Gleichstellungsquote 
über die Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit den 
Fakultäten finanziell. Auch an der Universität Pader-
born stellt das Präsidium den Fakultäten ein Anreiz-
system von jeweils bis zu 180.000 Euro zur Zieler
reichung zur Verfügung.

Einige Hochschulen berichten von der Herausforde-
rung, dass während der Laufzeit der Zielvereinba-
rungen nur wenige – bisweilen keine – Neuberufun-
gen anstehen, wodurch die festgelegten Zielquoten 
mangels Verfahren nicht erreicht werden könnten. 
Dieses Problem betrifft vor allem kleinere Hochschu-
len, aber auch kleine Fachbereiche/Fächergruppen, 
an denen die Zahl der Berufungen begrenzt sind: So 
fanden an der Hochschule Bochum im Zeitraum vom 
Januar 2016 bis zum Juli 2018 an vier von insgesamt 
drei Fachbereichen insgesamt zehn Berufungsver-
fahren statt, bei denen in zwei Fachbereichen („Bau- 
und Umweltingenieurwesen“ sowie „Wirtschaft“) je 
eine Frau berufen werden konnte. Die Hochschule 
Rhein-Waal etwa hat interdisziplinäre Fakultäten, so-
dass einzelne Fächer bisweilen nur mit ein oder zwei 
Professuren vertreten sind. Die bisweilen geringen 
Zahlen von Neuberufungen erschweren nach An-
sicht der Universität Münster zugleich eine präzise 
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Beurteilung des Prozessverlaufs. Der Gegensatz zwi-
schen einer Neuberufungsquote von 0 % und 100 % 
spiegele mitunter „nur eine einzige Berufung wider“. 
Die Universität Duisburg-Essen weist zugleich auf die 
Herausforderung von Wegberufungen/Weggängen 
im Zusammenhang mit den gegebenen Nachbeset-
zungsintervallen sowie der Laufzeit der Quote hin.

Insbesondere Fachhochschulen mit ingenieurwis-
senschaftlichem Schwerpunkt finden nicht immer 
genügend Bewerberinnen auf Professuren, trotz der 
ergriffenen proaktiven Maßnahmen zur Gewinnung 
von potenziellen Kandidatinnen. Von solchen Pro
blemen berichten u. a. die Hochschule Bonn-Rhein-
Sieg, die Hochschule Ruhr West, die Fachhochschule 
Münster, die Technische Hochschule Ostwestfalen-
Lippe, die Fachhochschule Aachen, aber auch die 
Universität Paderborn, die von einem „Spagat zwi-
schen ambitionierten Zielquoten“, dem Zeitrahmen 
und einer schwierigen Bewerberinnenlage spricht. 
Die Hochschule Bochum weist zudem darauf hin, 
dass insbesondere im Ruhrgebiet die Hochschuldichte  
zu einer starken Konkurrenzsituation führe und 
dass einige Bewerberinnen nicht genügend Berufs-
praxis aufwiesen. Nach Ansicht der FH Aachen be-

wegten sich viele Frauen mit der entsprechenden 
Berufspraxis nicht mehr innerhalb der Scientific 
Community und seien so nur schwer als potenzielle  
Bewerberinnen zu erreichen. Die Fachhochschule 
Dortmund sowie die Universität Siegen berichten, 
dass eine proaktive Rekrutierungsstrategie gerade im 
MINT-Bereich oftmals nicht erfolgreich sei.

Schließlich hebt die Technische Hochschule Köln 
als weitere Schwierigkeit hervor, dass jede Berufung 
auf einem individuellen Stellenbesetzungsverfahren  
beruhe und dass qualifizierte Frauen oftmals trotz 
Listenplatz am Ende nicht berufen werden könnten. 
Die Universität Düsseldorf hat auch von erstplatzier-
ten Frauen Absagen erhalten und macht hierfür ihre 
begrenzte finanzielle Ausstattung im Vergleich zu 
anderen Hochschulen verantwortlich. Die Fachhoch-
schule Dortmund berichtet, dass Frauen vermehrt 
bereits während des Verfahrens aufgrund eines an-
deren Angebots abspringen. Auch die Universität 
Bielefeld beobachtet, dass insbesondere in den Natur-
wissenschaften Bewerberinnen äußerst gefragt seien 
und es zu einer Konkurrenz mit Standorten komme, 
die durch die Ausstattung und/oder die Lage attrak-
tiver seien.

5.2	 UMSETZUNG DER GLEICHSTELLUNGSZIELE AN DEN KUNSTHOCHSCHULEN

Anders als für die Universitäten und Fachhochschu-
len fallen die Kunsthochschulen unter den Geltungs-
bereich des Kunsthochschulgesetzes (KunstHG). Dort 
ist – abweichend von § 37a HG – keine Neuberu-
fungsquote für die Besetzung von Professuren imple-
mentiert. Stattdessen soll das Rektorat im Einverneh-
men mit den Fachbereichen, sofern diese bestehen, 
gemäß § 30a KunstHG „Gleichstellungsziele“ für die 

an der Kunst- bzw. Musikhochschule vertretenen  
Fächergruppen definieren. Hierbei definiert das Gesetz 
lediglich das Ziel des Erreichens „eines angemessenen 
Verhältnisses zwischen Professorinnen und Professo-
ren“, während auf die Spezifizierung einer Ausgangs-
gesamtheit zur systematischen Berechnung dieses 
Verhältnisses verzichtet wurde (vgl. Kortendiek et al. 
2016: 198). 

Tab. B 5.2: Umsetzung der Gleichstellungsziele für zukünftigen Professorinnenanteil an nordrhein-westfälischen Kunsthochschulen 

Kunsthochschule
2016 2018

Gleichstellungsziel 
verabschiedet

Gleichstellungsziel 
verabschiedet

HS für Musik Detmold

Robert Schumann HS Düsseldorf

Folkwang U der Künste

HS für Musik und Tanz Köln

Kunst-HS für Medien Köln

Kunstakademie Münster

Kunstakademie Düsseldorf k. A. k. A.

Alle Kunsthochschulen
3 6

50,0 % 100 %
Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen 2016 (Stand 01.02.2016) und 2018 (Stand 31.08.2018). 

Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich: alle Kunsthochschulen n = 6.Ja Im Umsetzungsprozess
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Die Rückmeldungen der Kunsthochschulen zeigen, 
dass dort – zumeist über die Gleichstellungspläne – 
konkrete und auch ambitionierte Ziele zur Erhöhung 
des Professorinnenanteils formuliert werden. In ih-
rem Gleichstellungskonzept formuliert die Hoch-
schule für Musik Detmold den Anspruch, 40 % aller 
neu ausgeschriebenen Stellen mit Frauen zu beset-
zen, was laut Rückmeldung der Hochschule auch 
ausdrücklich für die Berufung von Professorinnen 
gilt. Die Hochschule für Musik und Tanz Köln will den 
Professorinnenanteil auf mindestens 30 % steigern. 
Die Kunsthochschule für Medien Köln strebt ein aus-
geglichenes Geschlechterverhältnis bei den Lehren-
den an und hat hierzu Qualifizierungsmaßnahmen 
für Teilnehmende an Berufungsverfahren angeboten, 
die u. a. Aspekte von Chancengleichheit themati-
sieren. Hingegen formuliert der Gleichstellungsplan 
der Kunstakademie Münster das allgemeine Ziel ei-
ner aktiven Frauenförderung im Rahmen der Perso-
nalpolitik, für die u. a. Verfahrenstransparenz einen 
wichtigen Baustein darstellt. Der Frauenanteil unter 
den Professor_innen beträgt derzeit 41 % und ist da-
mit bereits nahe an der Parität. 

5.2.1	 Erfolge und Herausforderungen

Nicht allein aufgrund der besonderen Rechtsgrund-
lage des KunstHG unterscheidet sich die Situation 
der Kunsthochschulen von derjenigen der anderen 
Hochschulen in Trägerschaft des Landes NRW. Bis-
weilen wirkt sich auch die geringe Größe der Hoch-
schulen auf die Struktur der Gleichstellungsarbeit 
aus. So verweist bspw. die Kunstakademie Münster 
darauf, dass sie mit insgesamt 18 Professuren (in-
klusive des Rektors) und ca. 330 Studierenden eine 
der kleinsten Hochschulen des Landes ist. Dement-
sprechend können sich bereits aus der Neubeset-
zung einer einzigen Professur große Veränderungen 
in der Statistik ergeben. Die Folkwang Universität 
der Künste – eine der größten Kunsthochschulen des 
Landes – konnte seit Anfang 2017 vier von insgesamt 
sieben ausgeschriebenen Professuren mit Frauen be-
setzen und den Frauenanteil an den Professuren von 
20 % im Jahr 2012 auf nun 27 % steigern. Obwohl 
der durchschnittliche Bewerber_innenanteil von 
Frauen bei 46 % lag, schwankt dieser nach Aussage 
der Folkwang Universität sehr stark nach musischem 
bzw. künstlerischem Fach, sodass der niedrigste An-
teil bei einem Verfahren bei 19,5 % lag. Hier wirk-
ten sich Geschlechterstereotype der künstlerischen 
Sozialisation stark aus, die auch von der Hochschule  

für Musik und Tanz Köln beobachtet werden und 
deren Weichen u. U. bereits in der Kindheit bei der 
Frage, wer überhaupt ein bestimmtes Instrument 
(z. B. Schlagzeug, Kontrabass, Flöte) erlernt, gestellt 
werden. Die Folkwang Universität der Künste erachtet 
deshalb die Institutionalisierung von geschlechterge-
rechten Programmen und Strukturen als notwendig, 
die die gesamte künstlerische Ausbildung und insbe-
sondere die Nachwuchsförderung umfassen. Hierzu 
fehlten jedoch die entsprechenden Ressourcen inner-
halb des Hochschulmanagements und der Verwal-
tung. Als weiteres Problem kommt hinzu, dass – wie 
die Hochschule für Musik Detmold formuliert – „eine 
Benachteiligung von Frauen von vielen Angehörigen 
und Mitgliedern der Hochschule (geschlechtsunab-
hängig) nicht wahrgenommen“ werde. 

Insgesamt wirkt sich die geringe Größe der Kunst-
akademie Münster für die Strukturen der Gleich-
stellungsarbeit dahingehend aus, dass sie sich auf 
die Förderung von „individuell ausgearbeiteten 
Projekten“ konzentriert und sich zum Ziel setzt, 
eine gleichstellungsfreundliche und ermöglichende 
Kultur an der Hochschule zu schaffen. Diese Suche 
nach passgenauen, „an den konkreten Bedarfen der 
Betroffenen ausgerichtete[n] Lösungen“ lasse sich 
jedoch bisweilen nur schwer erfassen, da sich diese 
Lösungen nur schlecht quantifizieren oder in Form 
von strukturierten Angeboten darstellen ließen. Hin-
gegen berichten andere, z. T. deutlich größere Kunst-
hochschulen, wie die Hochschule für Musik und 
Tanz Köln oder die Robert Schumann Hochschule 
Düsseldorf, von dem Erfolg, Gleichstellungs- und 
Gender-Themen in den Strukturen der Hochschulen 
verankert zu haben – als Themen der Senats- und 
Fachbereichssitzungen, aber auch durch die Institu-
tionalisierung der Gleichstellungskommission und 
die konsequente Verwendung einer geschlechter-
gerechten Sprache. Ebenso wird eine erhöhte Ak-
zeptanz und Selbstverständlichkeit von Frauen als 
künstlerisch Lehrende hervorgehoben. 

5.2.2	 Evaluation der Gleichstellungsziele 

Die Evaluation der Gleichstellungsziele erfolgt an 
den Kunsthochschulen zumeist im Rahmen der 
Fortschreibung der Gleichstellungspläne. Die Robert 
Schumann Hochschule erwägt derzeit eine vorgezo-
gene Dokumentation, um sich erneut am Professo-
rinnen-Programm des Bundes beteiligen zu können. 
An der Folkwang Universität der Künste wurde – in 
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Vorbereitung auf die Fortschreibung des Rahmen-
plans Gleichstellung im Wintersemester 2018/19 –  
bereits ein Maßnahmenkatalog mit neuen Zielen er-
arbeitet, der in die Überprüfung und Überarbeitung 
der Gleichstellungsziele einfließen wird. Da an eini
gen Hochschulen die Verabschiedung der Gleich-
stellungsziele erfolgt ist und dementsprechend auch 

noch keine Zwischenstände vorliegen, haben nicht 
alle Kunsthochschulen bereits Konzepte für deren 
Evaluation erarbeitet. Dennoch stellt etwa die Hoch-
schule für Musik Detmold bereits fest, dass „die ver-
stärkten Aktivitäten der Gleichstellungsbeauftragten 
in vielen Alltagsbereichen der Hochschule“ bereits 
jetzt sichtbar werden. 

5.3 	 Resümee

Die Institutionalisierung der Gleichstellungsquote  
nach § 37a HG sowie der Gleichstellungsziele 
nach § 30a KunstHG schreitet voran, wobei die 
Universitäten im Vergleich zu den Fachhochschu-
len im Prozess etwas weiter sind: Lediglich vier 
Hochschulen befinden sich im erstmaligen Imple-
mentierungsprozess der Gleichstellungsquote –  
drei Fachhochschulen und eine Universität. Wer-
den die verabschiedeten Quoten betrachtet, zeigen 
sich vor allem Unterschiede zwischen den Fächer-
gruppen: Während die Quoten in den Sozial- und 
Geisteswissenschaften nahe an der Parität ange-
siedelt sind, werden viele Quoten in den Natur- 
und Technikwissenschaften noch unterhalb von 
25 % verabschiedet. Zum Teil haben auch die 
Hochschulen bereits erkannt, dass sich die Fest-
setzung der Quoten allein auf der Basis des Kas
kadenmodells als ungenügend erweist. Einige 
Hochschulen setzen deshalb auf Modifikationen 
im Prozess, die es erlauben, anspruchsvolle Quoten, 
aber auch finanzielle Anreize zur Zielerreichung 
zu definieren. Dennoch stellt sich in Bezug auf das 
Kaskadenmodell grundsätzlich die Frage, inwie-

weit errechnete Quoten, die nicht nur weit unter-
halb der Parität, sondern sogar noch weit unterhalb 
der 25 % angesiedelt sind, überhaupt dazu geeignet 
sind, das Ziel der Geschlechtergerechtigkeit und der 
Geschlechterparität an den Hochschulen aktiv zu 
fördern. Auch behindert, wie einige Hochschulen im 
Einklang mit der Forschungsliteratur konstatieren, 
die fehlende gesetzliche Verankerung von Sanktions
möglichkeiten bei Nichterreichen der Berufungs
quote das Ziel einer geschlechterparitätischen Beset-
zung von Professuren. 

Die Entwicklung an den Kunsthochschulen ist po-
sitiv, da die meisten Kunsthochschulen mittlerweile 
Gleichstellungsziele verabschiedet haben, die an-
spruchsvolle Ziele verfolgen und den Frauenanteil bei 
den Professuren deutlich steigern wollen. Um solche 
Beispiele guter Praxis zu verallgemeinern und einer 
weiter fortschreitenden, ungleichzeitigen Entwick-
lung auf der Ebene der Hochschulen vorzubeugen, 
wären eine Weiterentwicklung des Hochschulgeset-
zes sowie eine Angleichung des Kunsthochschulge-
setzes durch die Landesregierung wünschenswert.
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6	 WISSENSCHAFTSFELD GESCHLECHTERFORSCHUNG – PROFESSUREN, 
ZENTREN, STUDIENGÄNGE

Aus Sicht der Wissenssoziologie und Wissenschafts-
forschung lässt sich nachzeichnen, wie sich seit den 
Anfängen der Frauenforschung an den nordrhein-
westfälischen Hochschulen ab Mitte der 1980er-Jahre  
bis heute ein interdisziplinäres Wissenschaftsfeld 
der Geschlechterforschung ausdifferenziert. Die Ge-
schlechterforschung hat sich dabei zu einem eigen-
ständigen Wissenschaftsgebiet mit ausgewiesenen 
Professuren, eigenständigen Instituten und Studien
gängen entwickelt (Brand/Sabisch 2019). Jedoch 
ist diese Entwicklung von Brüchen gekennzeich-
net (Metz-Göckel 2019) und bisher fehlt es an einer 
nationalen, systematischen und kontinuierlichen 
Forschungsförderung – insbesondere durch die DFG. 

Seit der Einrichtung der ersten Netzwerkprofessur28  
für Frauenforschung im Jahr 1986 über die Förde-
rung einer Koordinationsstelle des Netzwerks Frau-
enforschung NRW (1996) und ihre Verstetigung 
als „Koordinations- und Forschungsstelle Netzwerk 
Frauen- und Geschlechterforschung NRW“ (2017) 
sowie die Förderung von Gender-Denominationen 
im Zuge des „Landesprogramms geschlechtergerech-
te Hochschulen“ (2016–2019) gehört die Frauen- 
und Geschlechterforschung zum Wissenschaftsprofil 
der Hochschulen. Auch durch die Ausschreibung 
des Wissenschaftspreises für exzellente Gender-
Forschung 2019 des MKW NRW wird noch einmal 
deutlich, dass dieses Wissenschaftsfeld Akzeptanz 
und Förderung erfährt.29 Der Wissenschaftspreis für 
Gender-Forschung knüpft an eine Förderlinie des 
nordrhein-westfälischen Wissenschaftsministeriums 
an, die mit der ersten Frauenforschungsprofessur und 
der Gründung des damaligen „Netzwerks Frauenfor-
schung NRW“ begann und seitdem in unterschied
licher Weise die Förderung des Wissenschaftsgebiets 
zum Inhalt hat (Schmidt 2012). 

Die Förderung der Frauen- und Geschlechterfor-
schung durch nordrhein-westfälische Wissenschafts-

28 Als „Netzwerkprofessur“ wird eine Professur mit Gender-Denomination 
bezeichnet, die über das Wissenschaftsministerium des Landes NRW ge-
fördert und von der Hochschule unter bestimmten Bedingungen einge-
worben wurde (dauerhafte Integration in die Struktur der Hochschule). 
Zusammen bilden diese „Netzwerkprofessuren“ den Kern des hochschul-
übergreifenden Netzwerks Frauen- und Geschlechterforschung NRW.
29 https://www.mkw.nrw/presse/pressemeldungen/details/exzellente- 
genderforschung-land-nordrhein-westfalen-schafft-neuen-wissenschafts 
preis [Zugriff am 11.06.2019].

politik steht nicht mehr am Anfang, bedarf aber nicht 
zuletzt aufgrund der zunehmenden Infragestellung 
der Wissenschaftsfreiheit eine besondere Aufmerk-
samkeit. „Die Geschlechterforschung ist durch die in 
Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz garantierte Wissenschafts-
freiheit verfassungsrechtlich geschützt“ – dies betont 
die Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenminis-
terinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren 
der Länder (GFMK), der auch die nordrhein-westfä-
lische Ministerin Ina Scharrenbach angehört, nicht 
zuletzt aufgrund zunehmender rechtspopulistischer 
Infragestellungen der Geschlechterforschung (vgl. 
GFMK 2018). In ihrer 2018 verabschiedeten Ent-
schließung wird der wissenschaftliche Erkenntnis-
gewinn der Geschlechterforschung hervorgehoben 
und auf die Generierung wichtiger „Erkenntnisse für 
eine geschlechtergerechte Gestaltung von Forschung 
und Lehre“ hingewiesen. Diese klare Positionierung 
zur Bedeutung der Geschlechterforschung endet mit 
einem Appell an die Bundesregierung und an dieje-
nigen, die in der Wissenschaft Verantwortung tragen, 
„sich für die Förderung der Geschlechterforschung 
und die Einrichtung von Gender-Professuren einzu-
setzen“ (GFMK 2018). 

Erstellung der Übersicht 
Die Entwicklung der Geschlechterforschung an den 
nordrhein-westfälischen Hochschulen wird im Fol-
genden insbesondere anhand der Professuren mit 
Gender-(Teil-)Denomination sowie der Zentren und 
Studiengänge für Gender Studies im Überblick dar-
gestellt (Erhebungszeitraum Juli 2019). Die Übersicht 
über die Professuren mit einer Gender-Denomination 
erfolgt auf der Basis der Datenbanken des Netzwerks 
Frauen- und Geschlechterforschung NRW und der 
Datenbank Gender-Professuren der Zentraleinrich-
tung zur Förderung von Frauen- und Geschlechter
forschung an der Freien Universität Berlin. Die Über-
sicht über die Zentren und Studiengänge erfolgt 
ebenfalls auf der Basis der Datenbank des Netzwerks 
FGF NRW sowie der Datenbank der Konferenz der 
Einrichtungen für Frauen- und Geschlechterstudien 
im deutschsprachigen Raum (KEG). 

Zunächst wird der Fokus auf die durch das Landes-
programm geförderten Gender-Denominationen ge-
legt. Hierzu wurden die Professorinnen und Professo-
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ren im Rahmen eines Beiratstreffens des Netzwerks 
Frauen- und Geschlechterforschung NRW von der 

KoFo um eine kurze Rückmeldung zu den Erfahrun-
gen mit dem Förderprogramm gebeten.

6.1	 PROFESSUREN MIT EINER GENDER-(TEIL-)DENOMINATION

Im Jahr 2019 lehren und forschen insgesamt 66 Pro-
fessorinnen und Professoren an nordrhein-westfäli
schen Hochschulen, deren Professur eine Gender-De-
nomination bzw. eine Gender-(Teil-)Denomination 
aufweist. Hinzu kommen zwei Gastprofessuren mit 
wechselnden Besetzungen (Ruhr-Universität Bochum 
und Universität Bielefeld). Der Großteil dieser Pro-
fessuren steht über das Netzwerk Frauen- und Ge-
schlechterforschung NRW30 im Austausch. 

Neue Gender-Denominationen – Wirkung des 
Landesprogramms
Nach Ablauf der dreijährigen Förderphase (2016–2019) 
durch das Wissenschaftsministerium haben sich die 
Hochschulen verpflichtet, die Gender-Denominatio-
nen mindestens für drei weitere Jahre beizubehalten. 
Das Ministerium förderte die neue Widmung einer 
Professur oder Juniorprofessur mit einer Gender-
Denomination oder eine nachträgliche zusätzliche 
Widmung einer neuen Gender-(Teil-)Denomination 
einer bestehenden Professur. Insgesamt wurden aus 
dem „Landesprogramm geschlechtergerechte Hoch-
schulen“ elf Gender-(Teil-)Denominationen geför-
dert31: Es wurden zehn Umwidmungen bestehender 
Professuren gefördert und eine Professur neu geschaf-
fen (Folkwang Universität der Künste). Ein Verfahren 
für eine neue Gender-Professur ist gescheitert (Uni-
versität Düsseldorf) und ein weiteres Verfahren konn-
te nicht in dem entsprechenden Zeitraum umgesetzt 
werden (HS Düsseldorf), sodass die berufene Professo-
rin nur für zwei Jahre angestellt wurde. 

Im Folgenden werden die Erfahrungen mit dem För-
derprogramm zusammenfassend wiedergegeben:

•	 Forschung: Die Gender-Denominationen und 
Forschungen tragen zur verstärkten Auseinander

30 Das Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW ist ein vom 
Wissenschaftsministerium des Landes Nordrhein-Westfalen unterstütz-
ter Verbund von über 400 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, 
die einen Forschungsschwerpunkt in der Geschlechterforschung aufwei-
sen, an insgesamt 37 Hochschulen in NRW und zehn hochschulnahen 
Forschungseinrichtungen (Stand Juni 2019). Die Vernetzung wird über 
die „Koordinations- und Forschungsstelle“ (KoFo) des Netzwerks Frauen- 
und Geschlechterforschung NRW organisiert, die seit 2017 eine landes-
weit agierende Betriebseinheit der Universität Duisburg-Essen ist.
31 Diese Professuren sind in der Tabelle mit einem Sternchen hinter der 
Denomination gekennzeichnet.

setzung mit der Geschlechterperspektive im eige-
nen Fach bei und wirken auch in die Hochschule 
hinein. Durch die finanzielle Förderung konnten 
die Professor_innen Forschungsfragen in ihren 
Feldern aus einer Geschlechterperspektive voran
bringen, neue Felder erschließen und auch in-
terdisziplinäre Kooperationen eingehen. Exem-
plarisch werden hier neue Forschungen aus den 
Wirtschaftswissenschaften zum Gender Marketing 
(Prof. Dr. Susanne Stark), aus der Biologie zur Mo-
lekulargenetik von Adipositas und Essstörungen 
(Prof. Dr. Anke Hinney), aus der Sozialmedizin 
die Gesundheitsförderung für lesbische, bisexu-
elle und queere Frauen* (Prof. Dr. Gabriele Den-
nert), aus der Physik zur Geschlechterforschung 
in der Fachdisziplin Physik (Prof.  Dr.  Cornelia 
Denz) und aus der Katholischen Theologie zum 
„Dritten Geschlecht“ in sozialethischer Perspektive 
(Prof. Dr. Marianne Heimbach-Steins) genannt.

•	 Ausstattung: Mit den durch die Landesförde-
rung erhaltenen Mitteln wurden wissenschaft-
liche Mitarbeiter_innen bzw. Doktorand_innen 
eingestellt. Mit den Mitteln konnten auch Pro-
motionen im Bereich der Geschlechterforschung 
gefördert sowie das Interesse der Mitarbeitenden 
an den Gender Studies vertieft werden. Zum Teil 
führen einzelne Hochschulen die Förderung für 
ein Jahr oder länger weiter. Dies musste je ver-
handelt werden. An anderen Hochschulen ist 
keine weitere finanzielle Förderung der Professu-
ren zu erwarten. 

•	 Dauer der Denomination: Die Denomination  
steht für die in der Ausschreibung zum Lan-
desprogramm angegebene Mindestlaufzeit an 
den Hochschulen nicht infrage. Die Fortführung 
der Denomination wird in der Regel den Inha-
ber_innen der Professur überlassen und ist in 
der Regel „auf Dauer“ gestellt und somit an die 
Person gebunden. Inwiefern die Denomination 
unabhängig von der jeweiligen Professorin/dem 
jeweiligen Professor verstetigt wird, bleibt un-
klar. Hier steht zu befürchten, dass solche Pro
fessuren durch Pensionierung oder Rufannahme 
an eine andere Hochschule nicht nachbesetzt 
werden.
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•	 Ausblick: An manchen Hochschulen wird die 
weitere finanzielle Förderung der Professuren 
noch verhandelt. Aus den bisherigen Forschungen 
und Publikationen sind z. T. Drittmittelanträge 
entstanden. An den Fachhochschulen besteht das 
Problem, dass Forschung, die als Grundlagenfor-
schung eingeschätzt wird, nicht gefördert wird. 
Problematisch ist auch ein Wechsel des Dekanats 
und die damit einhergehende fehlende weite-
re Anerkennung für die Geschlechterforschung 
im Fach. Insgesamt wurde das Landesprogramm 
sehr positiv bewertet, allerdings wurde auch auf 
einige Problemlagen verwiesen. So erschwere 
die hohe Lehrverpflichtung an Fachhochschulen 
die Forschungstätigkeit. Hierfür sei eine hohe in-
trinsische Motivation notwendig. Insofern wäre 
es gut, wenn zukünftig in Ausschreibungen die 

unterschiedlichen Ausgangsbedingungen an Uni-
versitäten und Fachhochschulen berücksichtigt 
würden.

Trotz der Förderung von Gender-Denominationen ist 
im Vergleich zum Gender-Report 2016 die Zahl der 
Gender-Professuren insgesamt leicht rückläufig. Dies 
liegt u. a. daran, dass das Verfahren zur Einrichtung 
der Professur „Gendersensible Gewaltpräventions-
forschung“ an der Universität Düsseldorf/Medizini-
sche Fakultät gescheitert ist, drei Juniorprofessuren 
mit Gender-Denomination nicht fortgeführt wurden 
(Paderborn, Siegen, Wuppertal) und an der RWTH 
Aachen die Denomination „Soziologie mit dem 
Schwerpunkt Gender und Technik“ nach dem Wech-
sel der Professorin in „Technik und Diversität“ geän-
dert wurde.

Tab. B 6.1: Professuren mit einer (Teil-)Denomination Frauen- und Geschlechterforschung/Gender Studies an nordrhein-westfälischen 
Hochschulen

Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

Universität n = 51 | 76,1 %

RWTH Aachen 1. Fakultät für Bauingenieurwesen: 
Gender und Diversity in den Ingenieurwissenschaften
Prof. Dr. Carmen Leicht-Scholten

2. Medizinische Fakultät/Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik: 
Neuropsychologische Geschlechterforschung
Prof. Dr. Ute Habel

U Bielefeld 3. Fakultät für Erziehungswissenschaft: 
Pädagogische Diagnose und Beratung unter besonderer Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
Geschlechterverhältnisse
Prof. Dr. Katharina Gröning

4. Fakultät für Geschichtswissenschaft, Philosophie und Theologie: 
Allgemeine Geschichte unter besonderer Berücksichtigung der Geschlechtergeschichte
Prof. Dr. Martina Kessel

5. Fakultät für Gesundheitswissenschaften: 
Ökologie und Biologie in den Gesundheitswissenschaften unter besonderer Berücksichtigung 
geschlechtsspezifischer Aspekte
Prof. Dr. Claudia Hornberg

6. Psychologie/CITEC Center of Excellence Cognitive Interaction Technology: 
Gender and Emotion in Cognitive Interaction Technology
Prof. Dr. Friederike Eyssel

7. Fakultät für Psychologie und Sportwissenschaft:
Sozialpsychologie und experimentalpsychologische Genderforschung*
Prof. Dr. Gerd Bohner

8. Fakultät für Soziologie: 
Geschlechtersoziologie
Prof. Dr. Tomke König

9. Fakultät für Soziologie: 
Geschlechtersoziologie
Prof. Dr. Diana Lengersdorf

10. Fakultät für Linguistik und Literaturwissenschaft:
American Studies mit dem Schwerpunkt Gender
Prof. Dr. Julia Roth

11. Gender-Gastprofessur
(wechselnde Besetzung/fakultätsübergreifende „Wanderprofessur“)
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Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

U Bochum 12. Fakultät für Geschichtswissenschaft:
Geschichte der Frühen Neuzeit und Geschlechtergeschichte
Prof. Dr. Maren Lorenz

13. Fakultät für Geschichtswissenschaft:
Neuere Kunstgeschichte mit dem Schwerpunkt Geschlechterforschung
Prof. Dr. Änne Söll

14. Fakultät für Philologie: 
Transformationen Audiovisueller Medien unter besonderer Berücksichtigung von Gender und Queer 
Theory 
Prof. Dr. Henriette Gunkel

15. Fakultät für Philologie:
Medienöffentlichkeit und Medienakteure unter besonderer Berücksichtigung von Gender
Prof. Dr. Astrid Deuber-Mankowsky

16. Fakultät für Sozialwissenschaft: 
Gender Studies
Prof. Dr. Katja Sabisch

17. Fakultät für Sozialwissenschaft:
Marie-Jahoda-Fellowship für internationale Geschlechterforschung
wechselnde Besetzung

18. Fakultät für Sozialwissenschaft:
Soziologie/Soziale Ungleichheit und Geschlecht
Prof. Dr. Heike Kahlert

TU Dortmund 19. Fakultät für Kulturwissenschaften: 
Neue und neueste deutsche Literatur mit dem Schwerpunkt Gender und Diversität
Prof. Dr. Sigrid Nieberle

20. Fakultät für Rehabilitationswissenschaften: 
Frauenforschung in Rehabilitation und Pädagogik bei Behinderung
Vertr.-Prof. Dr. Monika Schröttle

21. Fakultät Erziehungswissenschaft, Psychologie und Soziologie:
Soziologie der Geschlechterverhältnisse
Prof. Dr. Michael Meuser

U Düsseldorf 22. Medizinische Fakultät/Institut für Rechtsmedizin:
Rechtsmedizin (Gewalt und Geschlecht)
Prof. Dr. Stefanie Ritz-Timme

23. Philosophische Fakultät:
Modernes Japan – Kulturwissenschaften und Genderforschung 
Prof. Dr. Andrea Germer

U Duisburg-Essen 24. Fakultät für Bildungswissenschaften:
Erziehungswissenschaft unter Berücksichtigung von migrations- und geschlechtsspezifischen 
Bildungsprozessen (vakant)

25. Fakultät für Bildungswissenschaften: 
Allgemeine Erziehungswissenschaft mit Berücksichtigung der Genderperspektive 
(vakant)

26. Medizinische Fakultät/Institut für medizinische Psychologie und Verhaltensimmunbiologie:
Experimentelle Psychobiologie unter Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Aspekten*
Prof. Dr. Sigrid Elsenbruch

27. Medizinische Fakultät/Klinik für Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie des Kindes- und Jugendalters: 
Molekulargenetik von Adipositas und Essstörungen unter Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen 
Aspekten*
Prof. Dr. Anke Hinney

28. Fakultät für Gesellschaftswissenschaften: 
Soziale Ungleichheit und Genderforschung
Vertr.-Prof. Dr. Annette von Alemann

29. Fakultät für Ingenieurwissenschaften: 
Medien und Kommunikation unter Einschluss von Genderperspektiven im Umgang mit neuen 
Technologien*
Prof. Dr. Nicole Krämer
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32 

32 Die Professur „Musikwissenschaft mit Schwerpunkt Genderforschung“ ist auch an der Hochschule für Musik Detmold angesiedelt, sodass die Professur 
an zwei Standorten vertreten ist.

Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

FernU Hagen	 30. Rechtswissenschaftliche Fakultät: 
Gender im Recht
Vertr.-Prof. Dr. Anja Böning

31. Fakultät für Kultur- und Sozialwissenschaften:
Literatur- und medienwissenschaftliche Genderforschung
Jun.-Prof. Dr. Irina Gradinari

DSHS Köln 32. Institut für Soziologie und Genderforschung:  
Soziologie und Sportsoziologie (Arbeitsbereich Geschlechterforschung im Sport) 
Prof. Dr. Ilse Hartmann-Tews

U Köln 33. Humanwissenschaftliche Fakultät: 
Methoden der Bildungs- und Sozialforschung unter besonderer Berücksichtigung der Genderforschung
Prof. Dr. Susanne Völker

34. Humanwissenschaftliche Fakultät: 
Geschlecht, Technik und Organisation
Jun.-Prof. Dr. Eva Sänger

35. Humanwissenschaftliche Fakultät: 
Historische Bildungsforschung mit Schwerpunkt Gender History
Prof. Dr. Elke Kleinau

36. Humanwissenschaftliche Fakultät: 
Pädagogische Psychologie mit Schwerpunkt Frauen- und Geschlechterforschung
Prof. Dr. Ellen Aschermann

37. Philosophische Fakultät:  
Ältere Deutsche Sprache und Literatur mit den Schwerpunkten Spätmittelalter, Frühe Neuzeit und 
historische Geschlechterforschung 
Prof. Dr. Monika Schausten

38. Medizinische Fakultät/Medizinische Psychologie:  
Medizinische Psychologie | Neuropsychologie und Gender Studies*
Prof. Dr. Elke Kalbe

39. Philosophische Fakultät: 
Allgemeine Literaturwissenschaft/Medientheorie mit Schwerpunkt in der Geschlechterforschung
Prof. Dr. Claudia Liebrand

U Münster 40. Katholisch-Theologische Fakultät: 
Religionspädagogik, Bildungs- und Genderforschung 
Prof. Dr. Judith Könemann

41. Katholisch-Theologische Fakultät:  
Christliche Sozialwissenschaft und sozialethische Genderforschung*
Prof. Dr. Marianne Heimbach-Steins

42. Medizinische Fakultät/Institut für Klinische Radiologie: 
Cognition & Gender
Prof. Dr. med. Dr. rer. nat. Bettina Pfleiderer

43. Fachbereich Physik:  
Experimentelle Physik und Geschlechterforschung in der Physik*
Prof. Dr. Cornelia Denz

44. Fachbereich Erziehungswissenschaft und Sozialwissenschaften: 
Politikwissenschaft mit Schwerpunkt der Theorie und Politik von Geschlechterverhältnissen
Prof. Dr. Gabriele Wilde

U Paderborn 45. Fakultät für Kulturwissenschaften/Institut für Erziehungswissenschaft:  
Schulpädagogik mit dem Schwerpunkt Geschlechterforschung 
Prof. Dr. Antje Langer

46. Kulturwissenschaft/Musikwissenschaft:  
Musikwissenschaft mit Schwerpunkt Genderforschung32  
Prof. Dr. Rebecca Grotjahn

47. Fakultät für Kulturwissenschaften:  
Vergleichende Literatur- und Kulturwissenschaft mit Schwerpunkt Gender Studies
Prof. Dr. Jörn Steigerwald 

48. Fakultät für Kulturwissenschaften/Psychologie:  
Pädagogische Psychologie und Entwicklungspsychologie unter Berücksichtigung der 
Geschlechterforschung
Prof. Dr. Heike M. Buhl
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Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

U Siegen 49. Philosophische Fakultät/Katholische Theologie:  
Neues Testament/Historische Masculinity Studies*
Prof. Dr. Hans-Ulrich Weidemann

50. Fakultät Bildung, Architektur, Künste/Musik: 
Populäre Musik und Gender Studies
Prof. Dr. Florian Heesch

U Wuppertal 51. Fakultät für Human- und Sozialwissenschaften/Erziehungswissenschaft:  
Erziehungswissenschaft mit dem Schwerpunkt Geschlecht und Diversität
Prof. Dr. Astrid Messerschmidt

Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

Fachhochschule n = 13 | 19,4 %

FH Bielefeld 52. Fachbereich Ingenieurwissenschaften/Architektur/Bauingenieurwesen:  
Architektur, Planungstheorie und Projektsteuerung unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der 
Frau im Baubetrieb und Handwerk
Prof. Dipl.-Ing. Bettina Monst

53. Fachbereich Sozialwesen:  
Gesellschaftstheorie, Gender Studies und Konstituierung sozialer Ungleichheit
Prof. Dr. Claudia Rademacher

54. Fachbereich Ingenieurwissenschaften:   
Ingenieurwissenschaften unter besonderer Berücksichtigung von Gender und Diversity
Prof. Dr. Andrea Kaimann

HS Bochum 55. Fachbereich Wirtschaft:  
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und Marketing unter besonderer Berücksichtigung von 
Genderfragen*
Prof. Dr. Susanne Stark

FH Dortmund 56. Angewandte Sozialwissenschaften:  
Sozialmedizin und Public Health mit Schwerpunkt Geschlecht und Diversität*
Prof. Dr. med. Gabriele Dennert

HS Düsseldorf 57. Fachbereich Design:  
Gender & Cultural Studies 
Prof. Dr. Yvonne P. Doderer

58. Fachbereich Wirtschaftswissenschaften:   
Wirtschaftswissenschaften, insbesondere Personalführung und Gender Studies
Prof. Dr. Tatjana Steusloff

59. Fachbereich Sozial- & Kulturwissenschaften: 
Soziologie mit besonderem Schwerpunkt Geschlechtersoziologie 
Prof. Dr. Christiane Leidinger

HS Westfälische 60. Fachbereich Wirtschaft:   
Betriebswirtschaftslehre, insbesondere Management und Personalentwicklung unter besonderer 
Berücksichtigung frauenspezifischer Aspekte
Prof. Dr. Katrin Hansen

HS Rhein-Waal 61. Fakultät für Gesellschaft und Ökonomie:  
Soziologie mit dem Schwerpunkt Genderforschung
Prof. Dr. Eva Maria Hinterhuber

TH Köln 62. Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften (Institut für Geschlechterstudien):  
Psychologie mit dem Schwerpunkt Geschlechterforschung
Prof. Dr. Inken Lind

63. Design: 
Geschlechterverhältnisse im Design
(vakant)

HS Ruhr West 64. Institut Informatik:  
Human Factors and Gender Studies
Prof. Dr. Sabrina Eimler



238 Studien Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW, Nr. 31

GLEICHSTELLUNG – ZUR UMSETZUNG (RECHTLICHER) INTERVENTIONS- UND STEUERUNGSMASSNAHMEN

Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

Weitere Hochschulen n = 1 | 1,5 %

Kirchliche Hochschule 
Wuppertal/Bethel 
(Standort Wuppertal)

68. Theologie: 
Feministische Theologie/Theologische Geschlechterforschung und Neues Testament
Jun.-Prof. Dr. Claudia Janssen

Quelle: eigene Erhebung auf der Basis der Wissenschaftler_innen-Datenbank des Netzwerks Frauen- und Geschlechterforschung NRW (www.netzwerk-fgf.nrw.de) und der Datenbank 
Genderprofessuren des Margherita-von-Brentano-Zentrums für Geschlechterforschung an der FU Berlin (https://www.mvbz.org/database.php).  

* Hierbei handelt es sich um die Förderung einer Gender-Denomination durch das Landesprogramm „Geschlechtergerechte Hochschulen“, Stand 2019.

33 

33 Die Professur „Musikwissenschaft mit Schwerpunkt Genderforschung“ ist auch an der Hochschule für Musik Detmold angesiedelt, sodass die Professur 
an zwei Standorten vertreten ist.

Hochschule Gender-Professuren: Fach, (Teil-)Denomination und Professorin/Professor (Stand Juli 2019)

Kunsthochschule n = 2 | 3,0 %

HS für Musik Detmold 65. Kulturwissenschaft/Musikwissenschaft:
Musikwissenschaft mit Schwerpunkt Genderforschung33

Prof. Dr. Rebecca Grotjahn

Folkwang U der Künste 66. Fachbereich Gestaltung:  
Gender und Diversity in Forschung und Lehre*
Prof. Dr. Simon Dickel

Kunst-HS für Medien 
Köln

67. Medien- und Kulturwissenschaften:  
Queer Studies in Künsten und Wissenschaft 
Prof. Dr. Isabell Lorey

Drei Viertel aller Gender-Denominationen entfallen  
auf Professuren an Universitäten und ein Anteil 
von knapp einem Fünftel auf die Fachhochschulen. 
Damit liegt der Anteil von Gender-Professuren an 
Fachhochschulen in NRW leicht unter dem Bundes-
durchschnitt (23,7 %) (GWK 2018: 22).

Eine Übersicht nach Fächergruppen zeigt deutlich, 
dass Professuren mit Gender-Denominationen un-
gleich verteilt sind. Der Fächergruppe der Rechts-, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften gehören die 
meisten Gender-Professuren an, wobei hier zu berück-
sichtigen ist, dass es sich um eine breit aufgestellte 

Gruppe handelt, die unterschiedliche Fächer unter 
„einem Dach“ versammelt. An zweiter Stelle steht die 
Fächergruppe Geisteswissenschaften. Nicht zuletzt 
durch das Landesprogramm Geschlechtergerechte 
Hochschulen konnte der Anteil an Professuren in der 
Fächergruppe Humanmedizin/Gesundheitswissen-
schaften gesteigert werden. Dies trifft nicht auf die  
Fächergruppe der Mathematik und Naturwissen-
schaften zu, hier besteht nach wie vor eklatanter 
Mangel.

Tab. B 6.2: Gender-Professuren an den Hochschulen in NRW nach Fächergruppen/Fakultäten 2019

Fächergruppe (Fakultät/Fachbereich) Anzahl %

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 29 43,3

Geisteswissenschaften 16 23,9

Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften 7 10,4

Kunst, Kunstwissenschaft 6 9,0

Ingenieurwissenschaften 5 7,5

Sport 1 1,5

Mathematik, Naturwissenschaften 1 1,5

Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften, Veterinärmedizin 0 0,0 

Interdisziplinäre Gastprofessuren 2 3,0

Gesamt 67 100 %

Quelle: eigene Erhebung auf der Basis der Wissenschaftler_innen-Datenbank des Netzwerks Frauen- und Geschlechterforschung NRW (www.netzwerk-fgf.nrw.de/
wissenschaftlerinnen/portrait) und der Datenbank Genderprofessuren der Zentraleinrichtung zur Förderung von Frauen- und Geschlechterforschung an der Freien Universität Berlin 

(www.mvbz.fu-berlin.de/service/datensammlungen/professuren/index.html), Stand Juli 2019.



239Gender-Report 2019

6	 WISSENSCHAFTSFELD GESCHLECHTERFORSCHUNG – PROFESSUREN, ZENTREN, STUDIENGÄNGE

6.2	 INTERDISZIPLINÄRE ZENTREN, DISZIPLINÄRE ARBEITSSTELLEN UND STUDIENGÄNGE

Die sieben Zentren für Geschlechterforschung befin-
den sich allesamt an Universitäten und haben in der 
Regel den institutionellen Status einer interdisziplinä-
ren und fakultätsübergreifenden „Zentralen Einrich-
tung“, d. h., diese Einrichtungen vernetzen nicht nur 
Fakultäten, sondern insbesondere unterschiedliche 
Fachdisziplinen. Neu hinzugekommen ist im Jahr 
2019 das „Marie Jahoda Center for International Gen-
der Studies“ an der Universität Bochum. Das Zentrum 
gibt sich ein interdisziplinäres Forschungsprofil aus 
den vier inhaltlichen Linien „Digitalisierung, Sexua-
lität und Affekt“, „Wissen und Methode“, „Körper und 
Gewalt“ sowie „Männlichkeiten“, ein Schwerpunkt 
liegt auch auf der Förderung und Unterstützung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in der Geschlechter-
forschung.

Zentren für Geschlechterforschung und Gender 
Studies 
1.	 Universität Bochum | Marie Jahoda Center for  

International Gender Studies (MaJaC)
2.	 Universität Bielefeld | Interdisziplinäres Zentrum 

für Geschlechterforschung (IZG)
3.	 Universität Duisburg-Essen | Essener Kolleg für 

Geschlechterforschung (EKfG)
4.	 Universität zu Köln | GeStiK – Gender Studies in 

Köln
5.	 Universität Münster | Zentrum für Europäische 

Geschlechterstudien (ZEUGS)
6.	 Universität Paderborn | Zentrum für Geschlechter-

studien/Gender Studies (ZG)
7.	 Universität Siegen | Gestu_S: Zentrum Gender  

Studies Siegen

Forschungs- und Arbeitsstellen für Geschlechter
forschung 
Darüber hinaus gibt es fünf disziplinär ausgerichtete 
Arbeitsstellen. Neu aufgestellt hat sich im Jahr 2018 
die „Arbeitsstelle für Theologische Genderforschung“ 
an der Katholisch-Theologischen Fakultät der West-
fälischen Wilhelms-Universität (WWU) Münster und 
benennt als Ziel: „Die Arbeitsstelle für Theologische 
Genderforschung fördert die genderbezogene theolo-
gische Forschung und Lehre an der Katholisch-Theo-
logischen Fakultät“.34 

34 https://www.uni-muenster.de/imperia/md/content/wwu/ab_uni/
ab2018/ausgabe49/beitrag04.pdf [Zugriff am 31.05.2019].

1.	 Universität Bonn | Arbeitsstelle für Theologische 
Genderforschung 

2.	 Deutsche Sporthochschule Köln | Interdisziplinäres 
Genderkompetenzzentrum in den Sportwissen-
schaften (IGiS)

3.	 Technische Hochschule Köln | Fakultät für an-
gewandte Sozialwissenschaften | Institut für Ge-
schlechterstudien (IFG)

4.	 WWU Münster | Arbeitsstelle für Theologische 
Genderforschung (AThG)

5.	 Universität Paderborn | History of Women Philoso-
phers and Scientists (HWPS)

Studiengänge Gender Studies
Im deutschsprachigen Raum werden mittlerweile 
rund 30 Bachelor- und Master-Studiengänge „Gender 
Studies“ mit je unterschiedlichen Schwerpunktset-
zungen und Studienprogrammen angeboten. „Durch 
die Möglichkeit, Gender Studies ab dem B. A. als ei-
genständiges Fach studieren zu können, kommt es 
außerdem zu einem Wandel im Selbstverständnis. 
Studierende nehmen Gender Studies zunehmend als 
eigenständige Disziplin wahr“ (Brand/Sabisch 2019: 
1048). Als jüngster Studiengang nahm zum Winter-
semester 2017 der 1-Fach-Master-Studiengang „Gen-
der  & Queer Studies“ als gemeinsamer Studiengang 
der Universität zu Köln und der TH Köln in Koope-
ration mit der Hochschule für Musik und Tanz Köln 
seinen Betrieb auf. Er bietet Studierenden aus unter
schiedlichen Fachdisziplinen ein Curriculum mit 
Beiträgen aus den breiten Feldern der Sozial- und Er-
ziehungswissenschaften, Geistes- und Kulturwissen-
schaften, Natur- und Technikwissenschaften, Rechts-
wissenschaften, Medizin, Wirtschaftswissenschaften 
und den Künsten.

An den Hochschulen in NRW werden im Jahr 2019 fol-
gende Studiengänge und Teilstudiengänge angeboten: 

1.	 Universität Bielefeld | Gender Studies – Interdiszi-
plinäre Forschung und Anwendung (Master)

2.	 Universität Bochum | Gender Studies – Kultur, 
Kommunikation, Gesellschaft (Master)

3.	 Hochschule Rhein-Waal Kleve | Gender and Diver-
sity (Bachelor)

4.	 Universität zu Köln, TH Köln in Kooperation mit 
der Hochschule für Musik und Tanz Köln | Gender 
& Queer Studies (Master)
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5.	 Universität Paderborn | Geschlechterstudien/Gen-
der Studies (Master-(Teil-)Studiengang)

6.	 Universität Paderborn | Komparatistik, Interkul-
turalität, Intermedialität und Gender Studies 
(Master)

7.	 Universität Wuppertal | Erziehungswissenschaft: 
Bildungstheorie und Gesellschaftsanalyse – mit 
Geschlechterforschungsschwerpunkt (Master)

Weiterbildende Studien 
Darüber hinaus werden zwei weiterbildende Studien-
gänge angeboten:

1.	 Katholische Fachhochschule NW, Abteilung Aachen |  
Soziale Arbeit für Frauen und Männer neben der 
Familientätigkeit (Bachelor)

2.	 Universität Bielefeld | FrauenStudien

6.3 	 Resümee

Das Wissenschaftsfeld der Geschlechterforschung 
differenziert sich weiter aus und umfasst vielfältige 
Fachdisziplinen – hierzu hat nicht zuletzt das „Lan-
desprogramm geschlechtergerechte Hochschulen“ 
beigetragen. Eine Unterstützung der Geschlechter
forschung durch Wissenschaftspolitik, -institutio
nen und insbesondere durch die Hochschulen 
selbst ist notwendig im Sinne von innovativer und 
nachhaltiger Forschungsförderung. Jedoch fehlt 
es insbesondere weiter an Gender-Perspektiven in 
und aus den Natur- und Technikwissenschaften – 
wo hingegen das Forschungsdefizit in der Medizi-
nischen Forschung reduziert werden konnte. 

Die Gender-Denominationen sind in der Regel 
fachdisziplinär ausgerichtet und an den Fakul-
täten/Fachbereichen angesiedelt, während die 
Zentren zur Geschlechterforschung in der Regel 

interdisziplinär ausgerichtet sind. Disziplinäre Pers-
pektiven werden zugleich stärker über Arbeitsstellen 
an den Fakultäten eröffnet. Hingegen bringen die 
noch relativ jungen Studienprogramme der Gender 
Studies die disziplinären Perspektiven zusammen. 
Neben den Gender-Denominationen, den Zentren 
und Arbeitsstellen gewinnen die Studiengänge (ins-
besondere Master-Studiengänge Gender Studies) an 
den nordrhein-westfälischen Hochschulen weiter an 
Bedeutung: So haben die Universität zu Köln und die 
TH Köln in Kooperation mit der Hochschule für Musik 
und Tanz Köln in 2017 erstmals Studierende aufge-
nommen.

Die Geschlechterforschung verortet sich somit in und 
zwischen den Fachdisziplinen und entwickelt sich 
zugleich selbst zur Disziplin – den Gender Studies.
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Finanzierungsmodelle, Mittelverteilung und haus-
hälterische Entscheidungen steuern die Entwicklung 
von Gleichstellung an den Hochschulen. Hochschu-
len in Trägerschaft des Landes sind zwar öffentlich 
finanziert, sie bewirtschaften die erhaltenen Mittel 
in Form des Globalhaushalts jedoch eigenverant-
wortlich. Neben dieser Grundfinanzierung wird ein 
Teil der Landesmittel leistungsbezogen an die Hoch-
schulen verteilt, die sogenannte leistungsorientierte 
Mittelverteilung (LOM). Gleichstellungsaspekte sind 
nach dem Hochschulgesetz NRW (§ 24 Abs. 5 HG) in 
diesem Prozess der Mittelverteilung zu berücksich-
tigen. Hierunter fallen insbesondere die LOM, die 
Entwicklung gendergerechter Finanzierungsmodelle 
sowie die Ausstattung und Entlastung der Gleich
stellungsbeauftragten.

Um die Mittelverteilung und Haushaltsplanungen an 
Hochschulen geschlechtergerecht zu gestalten, bietet 
sich das Konzept des Gender Budgetings an, das eine 
Überprüfung aller Prozesse in öffentlichen Haushal-
ten aus einer Geschlechterperspektive vorsieht und 
für eine entsprechende Steuerung der Geldflüsse sor-
gen soll (Rudolf 2017: 3). Gender Budgeting ist eine 
umfassende Strategie, anhand derer auch die Prozesse 
der Budgetzuweisung als solche infrage gestellt wer-
den sollen (Klatzer 2019: 1004). Damit ist verbunden, 
keinen separaten Haushalt zur Frauenförderung oder 
Gleichstellungspolitik zu generieren, sondern Strate-
gien für Geschlechtergleichheit „in das Zentrum des 
Haushaltsgeschehens“ (Rudolf 2017: 5) einzubetten. 

Im Gender-Report 2016 wurden die verschiedenen 
von den Hochschulen in NRW genutzten gleichstel-
lungsorientierten fiskalischen Steuerungsmodelle vier 

verschiedenen Kategorien zugeordnet: (1) Frauen
förderprogramme als (Finanz-)Ausgleich; (2) mone-
täre Anreizsysteme zur Realisierung von Gleichstel-
lung; (3) Forschungsförderung unter Offenlegung 
von Gleichstellungszielen und Gender-Expertise; 
(4) Gender Budgeting als Integration der Geschlech-
terperspektive in die Mittelvergabe und den Haus-
haltsprozess (Kortendiek et al. 2016: 224ff.). Die Un-
tersuchung ergab, dass zwar an vielen Hochschulen 
einzelne monetäre Steuerungsinstrumente zur Ver-
besserung der Geschlechtergerechtigkeit genutzt wer-
den, aber ein „umfassendes Gender Budgeting […] 
nur in Ansätzen umgesetzt“ (Kortendiek et al. 2016: 
227) wird. Auch die LaKof hat auf ihrer im Novem-
ber 2017 veranstalteten Tagung „Gender Budgeting – 
Implementierung und Umsetzung an Hochschulen“ 
festgestellt, dass „an nordrhein-westfälischen Hoch-
schulen noch keine Erfahrungen mit dem eigent-
lichen Gender-Budgeting-Ansatz bestehen“ (LaKof 
2017: 7). Vor diesem Hintergrund werden im vorlie-
genden Gender-Report 2019 die Mittelvergabe und 
monetäre Steuerungsinstrumente an den Hochschu-
len im Hinblick auf ihren Beitrag zur Gleichstellung 
analysiert. Im Fokus der Analyse stehen zunächst die 
Verwendung des sogenannten Sockelbetrags, den die 
Hochschulen zur Stärkung der Gleichstellungsbeauf-
tragten aus dem Landesprogramm für geschlechter-
gerechte Hochschulen erhalten, und die Umsetzung 
der internen leistungsorientierten Mittelverteilung 
(LOM) an den Hochschulen. Zusätzlich werden weite-
re monetäre Anreizsysteme, die auf eine Realisierung 
von Gleichstellung zielen, in den Blick genommen. 
Dabei bildet ausschließlich die Hochschulbefragung 
die Datengrundlage für die in diesem Kapitel vorge-
nommenen Analysen.

7.1	 NUTZUNG UND WIRKUNG DES SOCKELBETRAGS ZUR FÖRDERUNG DER GLEICHSTELLUNG 

Das bis Ende 2018 laufende „Landesprogramm für ge-
schlechtergerechte Hochschulen“ setzt sich aus drei 
Säulen zusammen. Neben der finanziellen Unterstüt-
zung von Nachwuchswissenschaftlerinnen und der 
Förderung von Professuren in der Gender-Forschung 
nimmt der sogenannte Sockelbetrag zur Stärkung 
der Gleichstellungsbeauftragten den größten Teil des 
Landesprogramms ein. Mit einem jährlichen Gesamt-
volumen von drei Millionen Euro wird die Arbeit der 
Gleichstellungsbeauftragten an den Hochschulen des 

Landes unterstützt, die Verwendung der Mittel er-
folgt an den Hochschulen in Abstimmung mit den 
Gleichstellungsbeauftragten. Die Verteilung der Mit-
tel staffelt sich hierbei nach den Studierendenzahlen 
und variiert je nach Größe der Hochschule zwischen 
10.000 und 180.000 Euro. Als eine feststehende jähr-
liche Finanzierungsquelle dient der Sockelbetrag 
dazu, eine Grundlage für die Gleichstellungsarbeit an 
den Hochschulen zu bilden und Planungssicherheit 
herzustellen.
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Der Sockelbetrag, den die Hochschulen erhalten, 
ist zweckgebunden und darf ausschließlich nur für 
strukturelle gleichstellungsfördernde Maßnahmen, 
für zusätzliche Maßnahmen in Fächergruppen mit 
besonders deutlicher Unterrepräsentanz von Frauen, 
für Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sowie für die Förderung von 
Mitarbeiterinnen in Technik und Verwaltung ein-
gesetzt werden. Er bleibt auch im Förderprogramm 
„Chancen ergreifen, Forschung und Familie fördern –  
Programm für chancengerechte Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen“, das im Januar 2019 gestartet 
ist, als eine Komponente der Gleichstellungsförde-
rung bestehen. Sein Volumen wurde von 3 Millionen 
auf 4,5 Millionen Euro erhöht. Allerdings wurde die 
Mittelverwendung weiter spezifiziert: Hochschulen 
sind fortan verpflichtet, mindestens 40 % der ihnen 
zugewiesenen Mittel zweckgebunden für Maßnah-
men zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Studium 
und Beruf mit familiären Verpflichtungen und Pflege 
zu verwenden (MKW NRW 2019b).

Die Rückmeldungen der Hochschulen zeigen die hohe 
Bedeutung, die der Sockelbetrag für die Gleichstel-
lungsarbeit an den Hochschulen einnimmt, indem er 
gleichermaßen eine finanzielle Variabilität sowie eine 
verlässliche Planbarkeit herstellt. Indem er eine sichere 
finanzielle Grundlage herstellt, ermöglicht der Sockel-
betrag oftmals erst die Realisierung vieler Gleichstel-
lungsmaßnahmen. So hebt etwa die Technische Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe den Sockelbetrag als „einen 
projektunabhängigen Mittelzufluss“ hervor, während 
die Hochschule Düsseldorf herausstellt, dass die um-
fangreichen Leistungen des Familienbüros ohne die 
Mittel aus dem Sockelbetrag nicht umzusetzen wären. 
Im Folgenden soll ein Überblick gegeben werden, 
welche Gleichstellungsmaßnahmen und -projekte 
von diesen Finanzmitteln getragen werden. 

7.1.1	 Sicherung und Unterstützung zentraler 
Gleichstellungsaufgaben 

Über alle Hochschularten hinweg ist der Sockelbetrag 
wichtig für die alltäglichen Aufgaben der Gleichstel-
lungsarbeit und damit für die Arbeitsfähigkeit der 
zentralen Gleichstellungsstellen. 18 Hochschulen ge-
ben an, dass ein Teil der Gelder in Form von Personal-
mitteln für die Unterstützung der zentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten aufgewendet wird. Dabei wird auch 
deutlich, dass die unterschiedliche Größe der Hoch-
schulen und somit das Volumen des Sockelbetrags 

einen Einfluss auf den Umfang der Personalmittel hat. 
Während ‚kleine‘ Hochschulen, wie die Hochschule 
für Musik Detmold oder die Folkwang Universität der 
Künste, lediglich eine Hilfskraftstelle finanzieren, wer-
den an der Universität Siegen die Mittel für „Stellen 
im Gleichstellungsbüro“ und an der RWTH Aachen für 
die anteilige Finanzierung der Stabsstelle für Gender 
und Diversity Management eingesetzt. 

Eine ähnliche Bedeutung ist dem Sockelbetrag im Be-
reich der Vereinbarkeit von Familie und Studium und 
Beruf zuzuschreiben.35 Insgesamt 16 Hochschulen 
geben hier an, Mittel zu verwenden. Dabei erstreckt 
sich die konkrete Ausgestaltung über ein breites Spek-
trum von Maßnahmen, angefangen bei der Finanzie-
rung von Stellen im Familienservicebüro (Universi-
tät Düsseldorf, RWTH Aachen, Universität Bielefeld, 
Hochschule Düsseldorf, Hochschule Ruhr West) über 
konkrete Kinderbetreuungsmaßnahmen in Form 
von Ferien- oder Notfallbetreuung (Fachhochschule 
Bielefeld, Universität Wuppertal, Westfälische Hoch-
schule) bis hin zur Ausstattung von entsprechenden 
Räumlichkeiten (Hochschule Hamm-Lippstadt, Fach-
hochschule Aachen). Daran anknüpfend wird an sie-
ben Hochschulen die Teilnahme und/oder Arbeit am 
„audit familiengerechte hochschule“ aus dem Sockel-
betrag finanziert. Auch die Bewerbung für das Total-
E-Quality-Prädikat wird so an zwei Universitäten er-
möglicht (RWTH Aachen, Universität Bielefeld). 

Insbesondere an den Kunsthochschulen und kleine-
ren (Fach-)Hochschulen wird der Sockelbetrag ge-
nutzt, um verschiedene Veranstaltungsformate an-
zubieten. Dadurch wird an diesen Hochschulen die 
Möglichkeit geschaffen, Gleichstellungspraxis und 
Gender-Forschung über niedrigschwellige Maßnah-
men in die Hochschulöffentlichkeit zu transportieren. 

Zur Förderung von (wissenschaftlichen) Karrieren 
werden die Gelder des Sockelbetrags häufiger an Uni-
versitäten und Fachhochschulen eingesetzt. Als ein
zige Kunsthochschule gibt die Kunstakademie Müns-
ter an, über diesen Weg Promovendinnen zu fördern. 
An sechs Fachhochschulen und neun Universitäten 
wird ein Teil des Sockelbetrags dazu verwendet, Karrie
ren von Wissenschaftlerinnen zu fördern, sei es über 
die (Teil-)Finanzierung von Promotionsstellen (Fach-
hochschule Aachen, Fachhochschule Dortmund), die 

35 Die Bedeutung des Sockelbetrags für die Förderung von Vereinbarkeit 
wird sich aufgrund der veränderten Vergaberichtlinie in Zukunft voraus-
sichtlich noch steigern.
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personelle und finanzielle Unterstützung von Habili-
tandinnen (Universität Bonn, FernUniversität Hagen) 
oder durch Mentoring-Programme (RWTH Aachen, 
Universität Siegen, Deutsche Sporthochschule Köln, 
Universität Bielefeld). Darüber hinaus werden an ei-
nigen Hochschulen (bspw. Hochschule Bonn-Rhein-
Sieg, Technische Hochschule Ostwestfalen-Lippe, 
Hochschule für Musik und Tanz Köln) Stipendien 
durch den Sockelbetrag finanziert.

An acht Hochschulen wird der Sockelbetrag zur Förde-
rung der Gender- und Gleichstellungsperspektive in 
den MINT-Fächern eingesetzt. Neben der Interessen
stärkung für Natur- und Ingenieurwissenschaften 
bei Schülerinnen und jungen Frauen werden auch 
Projekte wie „GenderStEP“ (Fachhochschule Dort-
mund) finanziert, das die Selbstlern-Kompetenz von 
Studentinnen in der Studieneingangsphase erhöhen 
soll. 

Eine sehr spezifische Nutzung des Sockelbetrags be-
schreibt die Universität Bochum. Während nahezu 
alle anderen Hochschulen die Mittel auf mehrere 
Projekte und Maßnahmen verteilen, werden dort 
die gesamten Mittel für ein Anreizprogramm zur Be-
rufung von Professorinnen verwendet. So kann neu 
berufenen Wissenschaftlerinnen eine Einmalzahlung 
von 20.000 Euro eröffnet werden, die diese selbst ver-
walten können. Eine ähnliche Fokussierung auf Beru-

fungsverfahren gibt die Universität Münster an und 
die Universität Paderborn verweist ebenfalls auf ein 
„Anreizsystem zur Steigerung des Frauenanteils an 
den Professuren“.

Zu beachten bleibt dabei, dass sich die finanziellen 
Spielräume zwischen den einzelnen Hochschulen 
sehr stark unterscheiden und entsprechend insbeson-
dere den großen Universitäten mehr Handlungsmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen. Während bspw. an 
der Universität Bochum bis zu neun Professorinnen 
jeweils 20.000 Euro allein durch den Sockelbetrag zur 
Verfügung gestellt werden können, könnte an den 
Kunsthochschulen und anderen ‚kleinen‘ Fachhoch-
schulen nicht einmal eine Professorin in dieser Form 
unterstützt werden.

Es zeigt sich, dass die Mittel vielfältig eingesetzt wer-
den. Allerdings wird zugleich deutlich, dass die Hoch-
schulen bei der Verwendung des Sockelbetrags kei-
nen Fokus auf die Gleichstellungsarbeit im Bereich 
der Mitarbeiter_innen in Technik und Verwaltung 
legen. Lediglich die Hochschule Rhein-Waal nennt in 
ihrer Rückmeldung einen explizit auf diese Beschäf-
tigtengruppe ausgerichteten Workshop. Gleichzeitig 
schließen viele Projekte im Bereich Vereinbarkeit und 
einige andere Veranstaltungen auch die Beschäftigten 
in Technik und Verwaltung ein.

7.2	 MONETÄRE ANREIZSYSTEME ZUR REALISIERUNG VON GLEICHSTELLUNG

Monetäre Anreizsysteme stellen eines der vier im 
Gender-Report 2016 identifizierten gendergerechten 
Finanzierungsmodelle dar, das von den Hochschulen 
in NRW zur Förderung von Gleichstellung genutzt 
wird. Hiervon ist die leistungsorientierte Mittelver-
teilung (LOM) eines der auch in NRW verbreiteten 
Steuerungsinstrumente (vgl. Kortendiek et al. 2016: 
220ff.). Dabei ist allerdings zu beachten, dass die LOM 
des Landes NRW einen Parameter Gleichstellung bei 
der Mittelvergabe an die Hochschulen berücksich-
tigt, dieser jedoch nicht zwangsläufig bei der internen 
LOM, d. h. bei der Mittelvergabe innerhalb der Hoch-
schulen, angewendet wird. Dieses Unterkapitel gibt 
einen Überblick, welche Hochschulen eine leistungs-
orientierte Mittelvergabe intern praktizieren und 
welchen Stellenwert dem Parameter „Gleichstellung“ 
hierbei zukommt. Darüber hinaus werden weitere 
Varianten monetärer Anreizsysteme sowie Frauen

förderprogramme mit einer Anreizkomponente  
vorgestellt, die zur Geschlechtergerechtigkeit an den 
Hochschulen beitragen können. 

7.2.1	 Leistungsorientierte Mittelvergabe  
innerhalb der Hochschulen

Im Rahmen der Finanzierung der Hochschulen ver-
gibt das Land NRW 20 % der Gesamtzuführungen in 
Form eines Leistungsbudgets, das sich nach verschie-
denen Indikatoren richtet: (1) dem Parameter Lehre 
(Absolvent_innen), (2) dem Parameter Forschung 
(Drittmitteleinnahmen) und dem Parameter Gleich-
stellung (Professuren), wobei die Berechnungen der 
Indikatoren für die Fachhochschulen und Universi-
täten gesondert erfolgen. Der Indikator Gleichstellung 
fließt für beide Hochschultypen mit je 10 % in die Ver-
teilung ein. Zur Berechnung wird die Anzahl „der Pro-
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fessorinnen einer Hochschule an den Professorinnen 
aller Hochschulen des gleichen Typs in NRW“ (MKW 
NRW 2019a: 4) gemessen. Darüber hinaus werden für 
die einzelne Hochschule Professorinnen in den soge-
nannten MINT-Fächern mit dem Faktor 2,5 gewichtet. 
Somit wird der Gleichstellungsauftrag, verstanden als 
Erhöhung des Professorinnenanteils an den Hoch-
schulen, in der LOM des Landes NRW berücksichtigt. 
Zu beachten ist, dass einige Hochschulen von der LOM 
des Landes ausgenommen sind36. Dies sind die Kunst-
hochschulen, die FernUniversität Hagen, die Deutsche 
Sporthochschule Köln, die im Rahmen des Fachhoch-
schulaufbaus gegründeten Fachhochschulen Hamm-
Lippstadt, Rhein-Waal und Ruhr West sowie die Hoch-
schule für Gesundheit Bochum.

Unabhängig davon können die Hochschulen interne 
LOM-Systeme implementieren und entsprechend ei-
nen Teil ihrer Mittel an die Fakultäten oder Fachbe-
reiche und zentralen Einrichtungen nach leistungs-
abhängigen Kriterien vergeben. Im Folgenden sollen 
diese internen Budgetierungsmechanismen an den 
Hochschulen beleuchtet werden. Anhand der Rück-
meldungen der Hochschulen ist direkt festzustellen, 
dass mit 19 der 37 Hochschulen des Landes NRW et-
was mehr als die Hälfte eine interne LOM eingeführt 
hat. Dabei unterscheiden sich die von den Hoch-
schulen angegebenen Gründe für eine Nichtberück-
sichtigung einer internen LOM sehr: Die Deutsche 
Sporthochschule Köln, die von der LOM des Landes 
ausgenommen ist, verweist darauf, dass es für sie 
als „1-Fakuläten-Hochschule“ keinen Sinn ergebe, 
auf diese Weise Mittel zu verteilen. Die Hochschule 

36 Hierzu zählen die FernUniversität Hagen aufgrund ihrer Sonderposition 
als Fernuniversität, die Deutsche Sporthochschule Köln durch ihre spe-
zifische Ausrichtung auf eine Disziplin, die ‚jungen‘ Hochschulen Hoch-
schule Hamm-Lippstadt, Hochschule Rhein-Waal, Hochschule Ruhr West 
und Hochschule für Gesundheit Bochum aufgrund ihres geringen Alters 
und alle Kunsthochschulen.

Hamm-Lippstadt nennt ihr junges Alter und sieht sich 
„noch im Aufbau begriffen“. Zudem ist auch sie von 
der LOM des Landes ausgenommen. Viele Kunsthoch-
schulen verweisen ebenfalls auf diese Sonderposition, 
aufgrund derer sie nicht in die LOM des Landes inte
griert sind. Die TU Dortmund lehnt dagegen eine LOM 
zugunsten einer bedarfsorientierten Mittelvergabe ab, 
bei der auch Bedarfe für Gleichstellungsmaßnahmen 
angemeldet werden können.

Nutzung des Parameters Gleichstellung
Von den 19 Hochschulen mit einer internen LOM be-
ziehen elf Hochschulen den Parameter Gleichstellung 
bei der Verteilung ihrer Mittel ein. Die Universität 
Bonn gibt an, einen Parameter Gleichstellung in ihre 
bestehende LOM einzuführen, und die Universität 
Bochum sowie die Hochschule Rhein-Waal wollen bei 
der für 2019 geplanten Einführung einer LOM Gleich-
stellung als einen Indikator aufnehmen. Sieben der elf 
Hochschulen, die in ihrer internen LOM einen Para-
meter Gleichstellung aufgenommen haben, gewich-
ten ihn wie die Landes-LOM mit 10 %. Die Ausgestal-
tung des jeweiligen Parameters variiert jedoch nach 
Hochschule. Hier geben nur die Hochschule Bochum, 
die Fachhochschule Dortmund und die Fachhoch-
schule Südwestfalen an, das Verfahren des Landes 
NRW eins zu eins zu übernehmen. 

Von einem mehrstufigen Verfahren zur Ermittlung 
des „Gleichstellungsparameters“ berichtet die Hoch-
schule Düsseldorf. In einem ersten Schritt werden aus 
dem 10 %-Anteil der internen LOM Prämien an die 
Fachbereiche ausgezahlt. Dabei handelt es sich um 
Prämien für Neuberufungen von Professorinnen, für 
entfristete Neueinstellungen von wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Lehrkräften für besondere Auf-
gaben sowie für Entfristungen derselben mit Prämien 
in Höhe von 15.000 Euro (bzw. 5.000 Euro für Entfris-

Tab. B 7.1: Übersicht über die interne leistungsorientierte Mittelvergabe (LOM) an nordrhein-westfälischen Hochschulen nach 
Hochschulart

Hochschulart Anzahl 
Hochschulen

Interne LOM

an Hochschulen davon mit 
Gleichstellungs- 

indikator

davon 
Gleichstellungs- 

indikator in 
Planung

davon ohne 
Gleichstellungs- 

indikator

Universitäten 14 9 5 2 2

Fachhochschulen 16 10 6 1 3

Kunsthochschulen 6 0 (-) (-) (-)

Alle Hochschulen 36 19 11 3 5

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen 2018 (Stand 31.08.2018). Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich: alle Hochschulen n = 36; 
Kunsthochschulen n = 6.
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tungen). Die verbliebenen Mittel werden anhand der 
Anteile an Professorinnen und entfristeten wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen und Lehrkräften für be-
sondere Aufgaben an die Fachbereiche verteilt. Dieser 
Fokus sowohl auf Neueinstellungen als auch auf Ent-
fristungen von weiblichen Hochschulbeschäftigten 
im Kontext einer internen LOM ist laut der Antworten 
der Hochschulen einmalig in NRW.

Ebenfalls auf die Messung von Veränderungen ausge-
richtet ist das Anreizsystem an der Universität Pader-
born. Neben der Beachtung von Frauenanteilen bei den 
Professuren, Promotionen und Absolvent_innen wer-
den die Steigerungsraten von Frauenanteilen bei den 
Professuren, Promotionen und dem wissenschaftlichen 
Personal in die LOM einbezogen. Damit wird ein stär-
kerer Blick auf die Entwicklungen an den Fakultäten 
gelegt und sich nicht auf den Status quo beschränkt.

Die Universitäten Bielefeld und Münster beschreiben  
in ihren Fragebögen die interne LOM als Teil eines 
komplexen Verteilungskonzepts der finanziellen 
Mittel in der Hochschule. Dabei beschränkt sich die 
Universität Münster zur Bestimmung der Gleichstel-
lungskomponente auf die jeweilige „Promotionsquote 
von Frauen in Relation zur fachspezifischen Promo-
tionsquote des Landes NRW“ und konzentriert sich 
damit auf eine Ebene der wissenschaftlichen Qualifi-
zierungsphase. Wohingegen die Universität Bielefeld 
neben dem „Anteil der Doktorandinnen“ auch „die 
Anzahl der Professorinnen“ in ihre Berechnung inte
griert. Ebenfalls auf zwei Qualifikationsebenen für die 
Berücksichtigung einer Gleichstellungsperspektive in 
der LOM agiert die RWTH Aachen, die dafür jedoch 
die Frauenanteile des wissenschaftlichen Personals 
und der Absolvent_innen mit fachspezifischen NRW-
Quoten in Beziehung setzt. Im Vergleich zu den übri-
gen Hochschulen werden die beiden Frauenanteile als 
zwei getrennte Parameter von insgesamt fünf LOM-
Parametern angerechnet. 

Auf die Einbeziehung aller Statusgruppen aus dem 
Wissenschaftsbereich sind die Hochschule Ruhr 
West und die Universität Duisburg-Essen ausgerich-
tet. Während Erstere die „Anzahl der Studentinnen, 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Professo-
rinnen“ als einen Parameter in die Berechnungen der 
internen LOM einbezieht, stützt sich die Universität 
Duisburg-Essen stärker auf die jeweiligen Abschlüsse,  
da sie die „Absolventinnen, Promovendinnen und 
Professorinnen“ als Berechnungsgrundlage anführen. 

Zudem ist auffällig, dass hier nicht der Vergleich zu 
den fachspezifischen Frauenanteilen in NRW gezogen 
wird, sondern die Frauenanteile ins Verhältnis zu den 
gesamtuniversitären Zahlen gesetzt werden. Dabei 
werden, wie auch in der LOM des Landes NRW, Ge-
wichtungen der Fachgruppen zugunsten der Natur- 
und Ingenieurswissenschaften vorgenommen.

Die meisten Komponenten bezieht die Technische 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe in die Berechnung des 
Parameters Gleichstellung ein, den sie „als wichtiges 
Instrument in Prozessen des Gender Mainstreaming“ 
beschreibt. Dafür werden sechs Größen herangezo-
gen, nämlich die Frauenanteile bei den Professuren, 
den Lehrbeauftragten, den wissenschaftlichen Mitar-
beiter_innen, den Student_innen, den Student_innen 
im 1. Fachsemester und den Absolvent_innen.

Problemstellungen der Leistungsorientierten  
Mittelvergabe
Insgesamt lässt sich festhalten, dass sich die Ausgestal-
tung des Parameters Gleichstellung im Rahmen der 
internen LOMs der Hochschulen in NRW auf verschie-
denen Ebenen unterscheidet und sich bisher kein spe-
zifisches Finanzierungskonzept zur Berücksichtigung 
von Gleichstellungsaspekten durchgesetzt hat. Doch 
auch Hochschulen, die trotz einer internen LOM Ab-
stand von einem Parameter Gleichstellung nehmen, 
weisen auf Schwachpunkte einer solchermaßen vor-
genommenen Gender-Finanzierung hin. So bemängelt 
die Universität Wuppertal in ihrer Rückmeldung die 
geringe „Steuerungswirksamkeit“ durch einen Para-
meter, der lediglich 10 % der Kriterien für die LOM 
ausmacht. Durch eine Verrechnung mit den prozentual  
höherwertigen Parametern würde „Gleichstellung“ 
monetär kaum ins Gewicht fallen. Deswegen hat sich 
die Universität Wuppertal dafür entschieden, einen 
festen „Budgetanteil in Höhe von 1 % des Fakultäts-
haushalts für Gleichstellungszwecke“ zu binden. Die 
Fachhochschule Aachen beschreibt einen Parameter 
für Gleichstellung als nicht zweckmäßig für ihr über-
wiegend ingenieur-/naturwissenschaftliches Profil, 
da eine Verteilung zugunsten der beiden Fachberei-
che mit „eine[r] größere[n] weibliche[n] Ausgangsge-
samtheit“ stattfinden würde. 

An dem internen Prozess der Verteilung der LOM sind – 
neben der Hochschulleitung – im Wesentlichen fünf 
Akteur_innen beteiligt: der Senat, der Hochschulrat, 
die zentrale Verwaltung in Form von Dezernaten, 
Stabsstellen und Kommissionen, die Fakultäten und 
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Fachbereiche sowie die zentrale Gleichstellungsbe-
auftragte. Am umfassendsten geht hierbei die Uni-
versität Düsseldorf vor, die alle diese Akteur_innen 
einbezieht. In den meisten der 19 Hochschulen mit 
einer internen LOM beschränkt sich die Beteiligung 
allerdings auf zwei bis drei dieser genannten Gruppen. 
Dabei wird in den Rückmeldungen der Hochschulen 
bei 12 Hochschulen eine Beteiligung der zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten explizit herausgestellt. 
Zudem ist sie an vier Hochschulen (RWTH Aachen, 
Universität Duisburg-Essen, Universität Siegen und 
Westfälische Hochschule) indirekt durch die Beteili-
gung des Senats als beratendes Mitglied in den Prozess 
integriert. Lediglich an der Hochschule Bochum und 
der Fachhochschule Münster ist die Beteiligung der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten am Prozess der 
LOM nicht aus den Rückmeldungen ersichtlich.

7.2.2	 Monetäre Anreizsysteme im weiteren Sinne 

Im Folgenden werden weitere monetäre Anreizsys-
teme an den Hochschulen in NRW vorgestellt. Dabei 
wird sich an der Kategorisierung entlang der Modelle 
des Gender-Reports 2016 orientiert (Kortendiek et al. 
2016: 217). Da jedoch auch eine Vielzahl an Maßnah-
men aus dem Bereich der Frauenförderprogramme 
Anreizkomponenten beinhalten und die Trennlinie 
mitunter nicht klar zu ziehen ist, wird im Anschluss 
an die monetären Anreizsysteme im engeren Sinne 
auch auf Frauenförderprogramme mit einer Anreiz-
komponente eingegangen.

Neben der leistungsorientierten Mittelvergabe ist die 
Verteilung von Finanzen anhand von abgeschlosse-
nen Ziel- und Leistungsvereinbarungen ein übliches 
Vorgehen, um monetäre Anreizsysteme an Hochschu-
len zu implementieren (vgl. Blome et al. 2013: 191ff.).  
So verweist bspw. die Universität zu Köln auf die 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen, die u. a. für den 
„Bereich Gender“ alle zwei Jahre zwischen Rektorat 
und Fakultäten abgeschlossen werden. Auch die Uni-
versität Paderborn hat Zielvereinbarungen mit einem 
Gleichstellungsbezug eingeführt, deren „Gegenstand 
[…] Ziele zur Steigerung des Frauenanteils an Pro
fessuren, am sonstigen wissenschaftlichen Personal 
und an den Promotionen“ sind. 

Als zweite Form der monetären Anreizsysteme sind 
Anreizsysteme zur Steigerung des Professorinnenan-
teils zu fassen. Hierunter fallen die bereits erwähnten 
Instrumente der Universität Bochum und der Univer-

sität Paderborn: In Bochum werden die Wissenschaft-
lerinnen direkt finanziell gefördert und in Paderborn 
erhält die jeweilige Fakultät zusätzliche Gleichstellungs-
mittel, insofern sie den Professorinnenanteil steigert. 

Darüber hinaus bestehen an den Hochschulen zahl-
reiche finanzielle Förderformate, die der klassischen 
Frauenförderung zuzuordnen wären, aber trotzdem 
eine Anreizkomponente aufweisen. Am häufigsten 
wurden in den Rückmeldungen der Hochschulen 
„Gleichstellungspreise“ genannt, durch die Gleichstel-
lungsmaßnahmen an den Fakultäten zentral finan-
ziert werden können. An fünf Universitäten (Bielefeld, 
Bochum, Köln, Münster, Wuppertal) ist ein solches 
Programm eingerichtet worden. 

Die RWTH Aachen hat bereits im Jahr 2012 im Rahmen 
ihres Zukunftskonzepts II eine Quote eingeführt, nach 
der 30 % der Personalmittel für Frauen verausgabt wer-
den müssen. „Bei Nicht-Erfüllung der Quote fließen die 
Mittel in einen Frauenfördertopf, woraus insgesamt sie-
ben Wissenschaftlerinnen Mittel erhalten haben.“ Über 
eine Fortführung dieses Verfahrens in der Exzellenz
initiative III sei noch nicht bestimmt worden.

Einige Hochschulen nennen Angebote, die Positionen 
von Frauen in Gremien und Ämtern fördern. So be-
steht an der Fachhochschule Aachen und der Robert 
Schumann Hochschule Düsseldorf die Möglichkeit für 
dezentrale Gleichstellungsbeauftragte, aus zentralen 
Gleichstellungsbudgets unterstützt zu werden. Außer-
dem will die Robert Schumann Hochschule das „En-
gagement im Bereich Gleichstellung“ ihrer Mitglieder 
fördern, indem personelle Entlastung und Tagungs-
teilnahmen über Anreize finanziert werden. Auf einer 
institutionellen Ebene werden an der Universität Bie-
lefeld Fakultäten mit der Finanzierung einer halben 
wissenschaftlichen Mitarbeiter_innenstelle ausge
stattet, wenn sie eine Dekanin wählen. 

Eine Vergütung in Höhe von 30.000 Euro erhalten 
die Fakultäten und zentralen Einrichtungen an der 
FernUniversität Hagen, wenn „sie erfolgreich gleich-
stellungsfördernde Maßnahmen umsetzen und ihre 
selbst gesetzten Ziele erreichen“. Nach den eigenen 
Angaben profitieren an der Fachhochschule Bielefeld 
diejenigen Fachbereiche, die Gleichstellungsmaßnah-
men umsetzen, von Fördermitteln, bspw. aus dem 
Professorinnenprogramm II. Insgesamt geben sechs 
Hochschulen in den Rückmeldungen an, dass die 
Gleichstellungsarbeit durch Gelder aus dem Professo-
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rinnenprogramm gestützt wird und so u. a. Projekte 
an den Fakultäten und Fachbereichen gefördert wer-
den können. 

Die Universität Bielefeld bietet eine hälftige Finanzie-
rung einer Gender-Gastprofessur an, um Lehre und 
Forschung der Geschlechterforschung in den jeweili-
gen Fakultäten zu unterstützen. Ebenfalls einen An-
reiz zur Entwicklung von Lehr- und Forschungspro-
jekten bietet die Fachhochschule Dortmund, indem 
sie einen dafür vorgesehenen „Anreiztopf der Gleich-
stellungskommission“ eingerichtet hat.

Auch die zweite (Nachwuchsförderung) und dritte 
Säule (Förderung von Gender-Denominationen) des 
Landesprogramms für geschlechtergerechte Hoch-
schulen fallen in den Bereich der Frauenförderung 
mit Anreizkomponente. Hier verweisen die FernUni-
versität Hagen, die Universität zu Köln und die Fach-

hochschule Bielefeld auf deren Bedeutung für die 
hochschulischen Gleichstellungspolitiken.

Schließlich bieten Hochschulen ihren Fakultäten, 
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen die Mög-
lichkeit, aus zentralen Haushalsmitteln Gelder für de-
zentrale Gleichstellungsmaßnahmen zu beantragen. 
Je nach Hochschule kann dies durch einen „Strategie-
etat“ (Universität Bielefeld), einen „Finanzfonds zur 
Umsetzung des gesetzlichen Gleichstellungsauftrags“ 
(Universität zu Köln) oder generell eine „bedarfsori-
entierte Mittelverteilung“ (TU Dortmund) organisiert 
sein. Zum Teil werden diese Mittel nach Vorschlag 
der zentralen Gleichstellungsbeauftragten (Fachhoch-
schule Bielefeld) oder „unter Einbeziehung der Gleich-
stellungskommission“ (Robert Schumann Hochschu-
le Düsseldorf) verteilt oder direkt über ein Budget 
der zentralen Gleichstellungsbeauftragten verwaltet  
(Universität Münster, Westfälische Hochschule).

7.3 	 Resümee

Die Einbeziehung von Gender-Gerechtigkeit in die 
haushälterischen Prozesse variiert an den einzel-
nen Hochschulen sowohl hinsichtlich des Umfangs 
als auch der Vorgehensweise. Auch die beiden aus-
führlich dargestellten fiskalischen Steuerungsinst-
rumente – der Sockelbetrag und die interne LOM –  
weisen grundsätzlich verschiedene Wirkweisen 
auf. Ersteres wird als Grundlagenfinanzierung von 
Gleichstellungsarbeit an alle Hochschulen des Lan-
des NRW vergeben und ist dabei nicht an Voraus-
setzungen geknüpft. Entsprechend kann dadurch 
Planungssicherheit geschaffen werden, insbesondere 
für auf Dauer angelegte Maßnahmen. Das zweite In-
strument jedoch beinhaltet einen Wettbewerbscha-
rakter zwischen den verschiedenen Institutionen an 
der Hochschule und die Zuweisung ist an Leistungen 
dieser einzelnen Bereiche geknüpft. So können Ar-
gumente geschaffen werden, um den Fakultäten und 
Fachbereichen Gleichstellungsarbeit nahezulegen. 

Hinsichtlich des Sockelbetrags ist festzustellen, dass 
er sich in der Praxis überaus gut bewährt hat. Der 
Einsatz der Mittel kann je nach Bedarf hochschul-
spezifisch eingesetzt und den Bedingungen der je-
weiligen Hochschule gerecht werden. Somit wird 
eine Vielfalt an Maßnahmen ermöglicht, die den 
Hochschulangehörigen zugute kommt. Dabei wird 
aber auch augenscheinlich, dass nahezu keine spe-

zifischen Maßnahmen für Mitarbeitende in Technik 
und Verwaltung durch den Sockelbetrag finanziert 
werden, wodurch die Bedürfnisse einer großen Gruppe 
der Hochschulbeschäftigten kaum beachtet werden. 

Die Verfahren der internen LOM variieren beim 
Parameter Gleichstellung zwischen den einzelnen 
Hochschulen, nämlich ob er besteht bzw. wodurch 
er bestimmt wird. Die elf Hochschulen mit einem 
entsprechenden Parameter haben verschiedene Ver-
fahren, Daten und Gewichtungen gewählt, um zu 
bestimmen, welchen Organisationseinheiten mehr 
leistungsorientierte Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den. Als wesentliche Indikatoren für die Berechnung 
der Parameter sind Promotionen, Vergleichsquoten, 
Steigerungsraten und Entfristungen zu nennen. Doch 
bleibt festzustellen, dass acht Hochschulen eine inter-
ne LOM durchführen, ohne den Aspekt Gleichstellung 
in irgendeiner Form einzubeziehen. Dies wird z. T. mit 
einer Kritik am System der LOM verbunden, wonach 
Gleichstellungsaspekte nur eine geringe Auswirkung 
auf die Verteilungsmechanismen der LOM hätten.

Darüber hinaus nutzen die Hochschulen weitere 
Anreizsysteme und insbesondere Frauenförderpro-
gramme mit Anreizkomponente, um Gleichstellung 
in haushälterische Prozesse zu integrieren. Neben 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen erfreuen sich in-
nerhochschulische Wettbewerbe für Gleichstellungs-
preise einer großen Beliebtheit.
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8	 GLEICHSTELLUNG UND ENTGELTTRANSPARENZ

Im Folgenden wird die Bedeutung des Gesetzes zur 
Förderung der Entgelttransparenz zwischen Frauen und 
Männern (Entgelttransparenzgesetz; EntgTranspG),  
das am 06. Juli 2017 in Kraft getreten ist, für die Hoch-
schulen in NRW beleuchtet.37 Es wird dargelegt, wie 
die Hochschulen das EntgTranspG bewerten sowie ob 
und auf welche Weise das Gesetz in die Praxis über-
führt wird. Darüber hinaus werden Maßnahmen vor-
gestellt, die die Hochschulen über die Anwendung des 
Gesetzes hinaus zur Förderung der Entgeltgleichheit 
ergreifen.

Das EntgTranspG verpflichtet Arbeitgeber_innen 
nach § 6 Abs. 2 dazu, Maßnahmen zu ergreifen, die 
ihre Beschäftigten vor Benachteiligungen wegen des 
Geschlechts in Bezug auf das Entgelt schützen. Kern 
des Gesetzes sind in erster Linie Auskunfts- und Prü-
fungsverfahren über die gezahlten Entgelte und nicht 
Maßnahmen zur Durchsetzung von Entgeltgleichheit. 
Insofern ist das Gesetz ein Transparenzgesetz. Trans-
parenz will das Gesetz mittels eines individuellen Aus-
kunftsanspruchs über das Entgelt einer gleichen oder 
gleichwertigen Tätigkeit herstellen (BMFSFJ 2017). 
Dieser Anspruch ist jedoch beschränkt auf Betriebe mit 
mehr als 200 Beschäftigten (§ 12 Abs. 1 EntgTranspG).  
Faktisch können deshalb lediglich 32 % aller Be-
schäftigten einen individuellen Auskunftsanspruch 
geltend machen. Dies entspricht 0,7 % aller Betriebe 
(Baumann et al. 2019: 3; vgl. auch Frodermann et al. 
2018). Außerdem fallen aufgrund der föderalen Ge-
setzgebungsstrukturen alle Landesbeamt_innen aus 
dem Geltungsbereich des Gesetzes heraus (§ 5 Abs. 2 
EntgTranspG), sodass das Gesetz an den Hochschulen 
NRWs nur für Tarifbeschäftigte gilt. Neben der indivi-
duellen Auskunftspflicht werden den Arbeitgeber_in-
nen der Privatwirtschaft Prüfverfahren auf freiwilliger 
Basis vorgeschlagen, um zu analysieren, ob in ihrem 
Betrieb gegen das Gebot der Entgeltgleichheit ver
stoßen wird. Diese freiwilligen Prüfverfahren richten 
sich allein an private Arbeitgeber_innen mit „in 
der Regel mehr als 500 Beschäftigten“ (§ 17 Abs. 1 
EntgTransG). Auch die Berichtspflicht zu Gleichstel-
lung und Entgeltgleichheit gilt nach § 21 EntgTranspG  
ausschließlich für private Arbeitgeber_innen mit 
mehr als 500 Beschäftigten, die dem Handelsgesetz-
buch unterliegen. Das EntgTranspG enthält also vor 

37 Ausführlich beantwortet Teil C die Fragen nach Umfang und Ursachen 
geschlechterbezogener Verdienstunterschiede an den Hochschulen in 
NRW.

allem Regelungen, die die Privatwirtschaft betreffen 
und weniger die Hochschulen als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Darüber hinaus ist bei allen drei 
Komponenten zur Herstellung von Entgelttransparenz 
zu beachten, dass für tarifvertragliche Entgeltregelun-
gen nach § 4 Abs. 5 EntgTranspG eine Angemessen-
heitsvermutung gilt, sodass „Tätigkeiten, die aufgrund 
dieser Regelungen unterschiedlichen Entgeltgruppen 
zugewiesen werden, […] nicht (als) gleichwertig an-
gesehen“ werden und dementsprechend einer Über-
prüfung entzogen sind.

Vor diesem Hintergrund wird das EntgTranspG viel-
fach kritisch beurteilt. Zwar begrüßen gleichstel-
lungs- und gewerkschaftspolitische Akteur_innen die 
Intention des Gesetzgebers, den Rechtsanspruch auf 
gleiches Entgelt für Frauen und Männer bei gleicher 
oder gleichwertiger Arbeit tatsächlich durchzusetzen 
(vgl. BuKoF 2018a; DGB 2017; DJB 2017) sowie die 
durch das EntgTranspG vorgenommene Überführung 
von Definitionen und zentralen Begriffen (u. a. glei-
che und gleichwertige Arbeit) aus dem europäischen 
in das deutsche Recht (DJB 2017). Die konkrete Aus-
gestaltung des Gesetzes wird jedoch zumindest am-
bivalent, mitunter gar kontraproduktiv beurteilt: So 
falle das Gesetz deutlich hinter den ursprünglichen 
Gesetzesentwurf des BMFSFJ aus dem Jahr 2015 zu-
rück, der u. a. verbindliche und zertifiziert wirksame 
Entgeltprüfverfahren für die Betriebe vorsah und den 
Gewerkschaften zudem die Möglichkeit eines Ver-
bandsklagerechts einräumen wollte. Der Deutsche 
Juristinnenbund bezweifelt deshalb ebenso wie der 
DGB, dass das gegenwärtige Gesetz den Grundsatz 
‚gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige Tätig-
keiten‘ tatsächlich verwirklichen hilft (DGB 2017; DJB 
2016, 2017). Es stelle bestenfalls Transparenz in Bezug 
auf die betrieblichen Entgeltstrukturen her. 

Die Kritik richtet sich erstens an die eingeschränkte 
Auskunftspflicht der Arbeitgeber_innen, die nicht 
umfassend alle Entgeltbestandteile einschließt und 
zudem individuell konzipiert ist und keine Möglich-
keit der Verbandsklage vorsieht. Zweitens ist die An-
gemessenheitsvermutung hinsichtlich tarifvertrag
licher Regelungen ein zentraler Kritikpunkt, da diese 
sowohl aufgrund ihrer inhaltlichen Ausgestaltung 
durch die Tarifpartner_innen als auch in der jeweils 
konkreten betrieblichen Umsetzung zu Entgeltdis-
kriminierungen führen können. Drittens werden die 
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freiwilligen Prüfverfahren als wirkungslos kritisiert, 
da für diese keinerlei Standards definiert werden. Dies 
führe möglicherweise dazu, dass Arbeitgeber_innen 
nicht-zertifizierte, unwirksame Prüfmethoden wäh-
len, die im schlimmsten Fall sogar dafür sorgten, dass 
die Rechtsansprüche der von Entgeltungleichheit 
betroffenen Beschäftigten erlöschen (vgl. Pfarr 2018;  
DJB 2017; DGB 2017). 

Dass das Gesetz bislang wenig Wirkung entfaltet, zei-
gen Ergebnisse der WSI-Betriebsrätebefragung 2018 
zur Umsetzung des EntgTranspG (Baumann et al. 
2019). So haben bislang lediglich 12 % der befragten 
Betriebe Aktivitäten zur Umsetzung ergriffen. Wird 
nur die Branche der öffentlichen Dienstleistungen, 
Erziehung und Gesundheit betrachtet, so liegt die 
Quote sogar nur bei 11 % (Baumann et al. 2019: 5f.). 
Setzen Arbeitgeber_innen jedoch Maßnahmen um, 
die darauf zielen, gute Beschäftigungsbedingungen si-
cherzustellen, so erhöht dies die Wahrscheinlichkeit, 
dass zugleich konkrete Schritte zur Umsetzung des 
EntgTranspG unternommen werden (Baumann et al. 
2019: 8ff.). Auf dieser Basis empfehlen Baumann et al. 
(2019: 20) eine Verschärfung der bisherigen Regelun-
gen, die u. a. eine verpflichtende Prüfung der betrieb-
lichen Entgeltstrukturen sowie eine Abkehr von der 
grundsätzlichen Annahme der Diskriminierungsfrei-
heit von Tarifverträgen sowie der darauf basierenden, 
konkret vorgenommenen Eingruppierungen umfasst. 
Auch die von der Bundesregierung in Auftrag gege-
bene erste Evaluation des EntgTranspG regt u. a. eine 
Überprüfung der Angemessenheitsvermutung tarif-
licher Eingruppierungen sowie eine Präzisierung des 
Begriffs der gleichwertigen Arbeit an (Dermanowski 
et al. 2019: 123ff.). 

Mit Blick auf die Hochschulen kritisiert auch die Bun-
deskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten an Hochschulen (BuKoF) die Ausgestaltung 
des Gesetzes, da für die Hochschulen lediglich der 
individuelle Auskunftsanspruch der Tarifbeschäftig-
ten zur Anwendung komme. Die Landesbeamt_innen 
fallen nicht unter das Gesetz und die freiwilligen Be-
richts- und Überprüfungsverfahren entfallen eben-
falls (vgl. BuKoF 2018a). Zudem befindet die BuKoF, 
dass die Wahrnehmung des individualisierten Aus-
kunftsrechts aufgrund der hohen Verbreitung von 
befristeten Arbeitsverhältnissen an den Hochschu-
len besonders schwierig sei und aufgrund fehlender 
Sanktionsmöglichkeiten faktisch wirkungslos blei-
be. Problematisch erscheint aus der Perspektive der 

BuKoF auch, dass „Lehrbeauftragte, Hilfskräfte und 
Werkauftragnehmer*innen“ überhaupt nicht durch 
das Gesetz erfasst werden. Aufgrund dieser Einschrän-
kungen stellten „weibliche unbefristet beschäftigte 
Führungskräfte“ die einzige Gruppe dar, die an den 
Hochschulen von dem Gesetz potenziell profitiere 
(BuKoF 2018a). Die mittelbare Entgeltdiskriminierung 
durch das Gesetz, die an den Hochschulen gerade durch 
die unterschiedliche Bewertung und Eingruppierung 
gleichwertiger Tätigkeiten („z. B. Sekretärinnen versus 
Handwerker, Bibliothekarinnen versus Ingenieure“) 
entstehe, gerate überhaupt nicht in den Blick (BuKoF 
2018a). Aufgrund der Angemessenheitsvermutung 
von Eingruppierungen könnten die verschiedenen 
Gruppen mithilfe des vorliegenden Gesetzes jedoch 
gar nicht miteinander verglichen werden, da Prüfun-
gen lediglich innerhalb der gleichen Entgeltgruppe 
vorgenommen werden dürfen. Als weitere Hürde 
erweise sich ein Geschlechterbias auf der Ebene der 
Arbeitsbewertung, da „viele Anforderungen weiblich 
konnotierter Arbeitsplätze (z. B. psychosoziale Kom-
petenz, Beeinträchtigungen durch Arbeitsunterbre-
chungen und Arbeitsbedingungen) im Tarifvertrag 
überhaupt nicht bewertet werden“ (BuKoF 2018a). 
Hinzu komme eine unterschiedliche Eingruppierung 
von Beschäftigten an den Fachhochschulen und 
Universitäten, obwohl die gleichen tarifvertraglichen 
Grundlagen bestehen. Die BuKoF (2018a) emp-
fiehlt daher den Gleichstellungsakteur_innen an 
den Hochschulen, das zertifizierte Prüfverfahren EG-
Check anzuwenden, um die Entgeltgleichheit an den 
Hochschulen zu überprüfen und zu verbessern.38 
 
Im Folgenden wird analysiert, wie die Hochschulen 
den Umsetzungsprozess des EntgTranspG gestaltet  
haben und ob und wie an den Hochschulen selbst 
Maßnahmen und Regularien implementiert sind, die 
auf eine Förderung der Entgeltgleichheit abzielen.

38 Beim EG-Check handelt es sich um ein Instrumentarium zur Prü-
fung der Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern. Vgl. www.
eg-check.de/ [Zugriff am 10.01.2019]. Laut WSI-Betriebsrätebefragung 
2018 hat lediglich ein gutes Drittel der befragten Betriebe in den letzten 
zwei Jahren (also z. T. noch vor der Verabschiedung des EntgTranspG) die  
eigenen Entgeltstrukturen überprüft. Dabei hat eine große Mehrheit 
der Betriebe eigene Prüfverfahren angewendet. Externe Prüfverfahren 
(EG-Check oder Logib D) oder von privaten Beratern entwickelte exter-
ne Prüfverfahren spielen mit insgesamt knapp 10 % nur eine marginale 
Rolle. In etwa der Hälfte der befragten Betriebe nimmt der Betriebsrat 
im Rahmen seiner Beteiligung bei personellen Einzelmaßnahmen des 
Arbeitgebers (u. a. Einstellungen oder Versetzungen) standardmäßig 
die Frage einer etwaigen Benachteiligung von Frauen beim Entgelt auf  
(Baumann et al. 2019).



250 Studien Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW, Nr. 31

GLEICHSTELLUNG – ZUR UMSETZUNG (RECHTLICHER) INTERVENTIONS- UND STEUERUNGSMASSNAHMEN

8.1	 UMSETZUNG DES ENTGELTTRANSPARENZGESETZES

Bislang haben insgesamt sechs Hochschulen (drei 
Universitäten und drei Fachhochschulen) konkrete 
Maßnahmen zur Implementierung des EntgTranspG 
ergriffen, weitere sechs Hochschulen (drei Universitä-
ten, eine Fachhochschule und zwei Kunsthochschu-
len) planen solche Maßnahmen. Fünf Hochschulen 
(vier Kunsthochschulen und zwei Fachhochschulen) 
fallen aufgrund ihrer geringen Größe nicht unter das 
Entgelttransparenzgesetz, die übrigen Hochschulen 
planen auch keine Maßnahmen (vgl. Tab. B 8.1). 

Wie einleitend geschildert, betrifft die Hochschulen, 
sofern sie mehr als 200 Tarifbeschäftigte haben, al-
lein die Umsetzung des individuellen Auskunftsan-
spruchs. Den Rückmeldungen zufolge lagen bislang 
(Stand 31.08.2018) nur an wenigen Hochschulen in-
dividuelle Auskunftsanfragen vonseiten der Beschäf-
tigten vor – etwa an der Fachhochschule Bielefeld, wo 
Auskunftsersuche von Beschäftigten über die Perso-
nalräte gestellt werden können. Zudem bietet dort die 
zentrale Gleichstellungsbeauftragte auf Anfrage Be-
ratung und Information über Möglichkeiten, die sich 
für Mitarbeiter_innen aus dem Gesetz ergeben. Eben-
so hat die Universität Münster nicht nur bereits ein 
Verfahren zur Erfüllung des Auskunftsverlangens eta-
bliert, sondern auch erste Auskünfte erteilt. Die RWTH 
Aachen verhandelt derzeit eine Dienstvereinbarung 
mit den Personalräten, die Zuständigkeiten für die Er-
teilung von Auskünften nach dem Gesetz regeln wird, 
und auch an der Universität Bochum werden derzeit 
konkrete Verfahrenswege und -modelle erarbeitet. 
Die Universität Bonn hat schon mit den Personalrä-
ten vereinbart, eingehende Anfragen federführend 
durch das Personalmanagement bearbeiten zu lassen. 
An der Technischen Hochschule Ostwestfalen-Lippe 
befasst sich ein hochschulübergreifender Arbeitskreis 
mit der Thematik und deren Umsetzung. Die Fern-
Universität Hagen hat ebenfalls ein Verfahren für den 
Umgang mit Auskunftsersuchen entwickelt. 

Die Universität Düsseldorf gibt an, die beteiligten 
Fachabteilungen über das Gesetz informiert zu ha-
ben. An der Folkwang Universität der Künste hat eine 
entsprechende Schulung der Leitung der Personal-
abteilung stattgefunden, sodass derzeit, ebenso wie 
an der Hochschule für Musik und Tanz Köln, Hand-
lungsempfehlungen zur Umsetzung der erforderlichen  
Maßnahmen erarbeitet werden. Die Fachhochschule  
Münster steht mit mehreren Hochschulen im Aus-

tausch und hat an einem Webinar zum Thema „Ent-
gelttransparenzgesetz“ teilgenommen. Die Beant-
wortung etwaiger Anfragen wurde in Absprache mit 
der Gleichstellungsbeauftragten vorbereitet (u. a. 
die Bildung der Vergleichsgruppen). Die Hochschule 
Hamm-Lippstadt setzt das EntgTranspG um und er-
teilt Auskünfte „entsprechend der Regelungen“. An 
der Universität Duisburg-Essen wird derzeit durch 
das Sachgebiet Personalangelegenheiten des wissen-
schaftlichen Mittelbaus sowie der Beschäftigten in 
Technik und Verwaltung eine Information für alle Be-
schäftigten zu ihrem Auskunftsanspruch entwickelt.

Andere Hochschulen, wie bspw. die Universität 
Wuppertal, die Fachhochschule Dortmund, die Tech-
nische Hochschule Köln, die Hochschule Düsseldorf, 
die Fachhochschule Südwestfalen oder die Westfäli-
sche Hochschule, sehen keine Notwendigkeit, geson-
derte Maßnahmen zur Umsetzung des Auskunfts-
rechts zu ergreifen. An der TU Dortmund erteile das 
Dezernat Personal und Recht „dem gesetzlichen An-
spruch entsprechend Auskunft“. Ähnlich ist auch das 
Procedere an der Kunstakademie Münster. An der 
Deutschen Sporthochschule Köln haben die Perso-
nalräte der Verlagerung der Auskunftspflicht auf die 
Hochschule als Arbeitgeberin zugestimmt. Darüber 
hinaus hält die Deutsche Sporthochschule Köln keine 
weiteren Maßnahmen für erforderlich. 

Einige Hochschulen thematisieren die Schwächen des 
EntgTranspG. So gibt etwa die Fachhochschule Dort-
mund an, „sich zum Gesetz äußerst zurückhaltend“ zu 
verhalten. Zugleich verweist sie auf die Schwierigkei-
ten der Gleichstellungsbeauftragten, auf der Grund
lage des Gesetzes zu handeln, da die Vergleichsgruppen 
innerhalb einer Entgeltgruppe klein seien: 

„Eventuelle Ungerechtigkeiten bei der Einteilung in 
Entgeltgruppen wären nur durch die Betrachtung von 
‚gleichwertiger Arbeit‘ zu erreichen, dieses ist aber nicht 
Bestandteil des Gesetzes.“

Ähnlich äußert sich auch die Universität Bielefeld: Sie 
merkt kritisch an, dass das Gesetz an den Hochschu-
len als tarifgebundene öffentliche Arbeitgeber_innen 
seine intendierte Wirkung der Tendenz nach verfehle: 

„Für die Beantwortung eines Auskunftsverlangens 
wäre es ausreichend, auf den Tarifvertrag und die 
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Tab. B 8.1: Umsetzung des EntgTranspG und Maßnahmen zur Förderung von Entgeltgleichheit an nordrhein-westfälischen Hochschulen

Hochschulart Maßnahmen zur Umsetzung des EntgTranspG Maßnahmen zur Herstellung von Entgeltgleichheit

Universität

RWTH Aachen X

U Bielefeld X

U Bochum X

U Bonn X

TU Dortmund X

U Duisburg-Essen

U Düsseldorf X

FernU Hagen

DSHS Köln X

U Köln X

U Münster

U Paderborn X X

U Siegen X

U Wuppertal X

Alle Universitäten
3 3 8 9 1 4

21,4 % 21,4 % 57,1 % 64,3 % 7,1 % 28,6 %

Fachhochschule

FH Aachen X

FH Bielefeld X

HS Bochum X

HS für Gesundheit (-) X

FH Dortmund X X

HS Düsseldorf X X

HS Westfälische X X

HS Hamm-Lippstadt X

FH Südwestfalen X X

HS Rhein-Waal X X

TH Köln X X

HS Niederrhein X X

TH Ostwestfalen-Lippe X

HS Ruhr West (-) X

FH Münster

HS Bonn-Rhein-Sieg X

Alle Fachhochschulen
3 1 10 4 0 12

21,4 % 7,1 % 71,4 % 25,0 % 0,0 % 75,0 %

Kunsthochschule

HS für Musik Detmold (-) X

Robert Schumann HS Düsseldorf (-)

Folkwang U der Künste X

HS für Musik und Tanz Köln X

Kunst-HS für Medien Köln (-) X

Kunstakademie Münster (-) X

Kunstakademie Düsseldorf k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Alle Kunsthochschulen
0 2 0 1 0 5

0,0 % 100 % 0,0 % 16,7 % 0,0 % 83,3 %

Alle Hochschulen 
6 6 18 14 1 21

20,0 % 20,0 % 60,0 % 38,9 % 2,8 % 58,3 %

Quelle: Befragung der NRW-Hochschulen Sommer 2018 (Stand 31.08.2018). Da die Kunstakademie Düsseldorf nicht an der Befragung teilgenommen hat, ergibt sich: alle Hoch
schulen n = 36; alle Kunsthochschulen n = 6. Bezüglich der Maßnahmen im Sinne des EntgTranspG sind die Hochschule für Gesundheit Bochum, die Hochschule Ruhr West, die 

Robert Schumann Hochschule Düsseldorf, die Hochschule für Musik Detmold, die Kunsthochschule für Medien Köln sowie die Kunstakademie Münster aufgrund der geringen 
Beschäftigtenzahlen nicht vom EntgTranspG betroffen. Daher ergibt sich für die linke Tabellenseite: alle Hochschulen n = 30, alle Fachhochschulen n = 14, alle Kunsthochschulen n = 2.

Ja Keine MaßnahmenIn Planung X
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Eingruppierung zu verweisen. Zudem besteht im Kon­
text des Auskunftsverlangens bei der Bildung von Ver­
gleichsgruppen eine Beschränkung auf die eigene Ent­
geltgruppe, was in Bezug auf geschlechterspezifische 
Eingruppierungen nicht aussagekräftig ist. Diskrimi­
nierungen werden von den Gleichstellungsbeauftragten 

häufig schon in der Eingruppierung selbst bzw. noch 
einen Schritt vorher in der Festlegung der für die Ein­
gruppierung relevanten Tätigkeitsmerkmale durch die 
Tarifvertragsparteien wahrgenommen. In diesen Fällen 
hilft der Auskunftsanspruch nach dem Entgelttranspa­
renzgesetz natürlich nicht weiter.“ 

8.2	 FÖRDERUNG DER ENTGELTGLEICHHEIT

Darüber hinaus wurden die Hochschulen befragt, 
ob sie weitere Maßnahmen zur Förderung von Ent-
geltgleichheit ergreifen und welche dies sind. Eine 
Mehrheit der befragten Hochschulen (21 von 36) 
ergreift keine solchen konkreten Maßnahmen und 
plant dies auch nicht für die Zukunft. Dies gilt insbe-
sondere für die Fach- und Kunsthochschulen. Wäh-
rend eine Mehrheit der Universitäten (neun von 14) 
die Entgeltgleichheit fördern, trifft dies nur auf ein 
Viertel (vier von 16) Fachhochschulen und auf eine 
Kunsthochschule zu (vgl. Tab. B 8.1). 

Sofern die Hochschulen begründen, weshalb sie kei-
ne Maßnahmen zur Förderung von Entgeltgleichheit 
ergreifen, steht im Mittelpunkt der Argumentation, 
dass sie hierfür keine Notwendigkeit erkennen. So 
erläutert etwa die RWTH Aachen, dass „in Abstim-
mung mit den Personalräten keine Maßnahmen 
für erforderlich gehalten (werden), da die RWTH ein 
tarifgebundener Arbeitgeber ist und nach dem maß-
geblichen Tarifvertrag (TV-L) sich die Entgeltgruppe 
und die Erfahrungsstufe und damit das Entgelt nach 
Qualifikation, Tätigkeiten, Berufserfahrung und kon-
kreter Auswahlsituation richtet, sodass es keine Be-
nachteiligungen wegen des Geschlechts gibt“. Hier 
wird die Anwendung tarifvertraglicher Regelungen 
unmittelbar mit einer Verwirklichung von Entgelt-
gleichheit gleichgesetzt. Ein ähnliches Argument 
vertritt auch die Deutsche Sporthochschule Köln. 

Für die Robert Schumann Hochschule Düsseldorf 
sind sowohl die tarifvertraglichen Vorgaben für die 
Eingruppierung als auch die entsprechenden Rege-
lungen für Zulagen und Prämien „eindeutig bzw. 
zwingend und schließen somit geschlechterbedingte 
Ungleichheiten im Entgelt bei gleichen oder gleich-
artigen Tätigkeiten von vornherein aus“. Dement-
sprechend seien „Maßnahmen, die auf die Förderung 
von Entgeltgleichheit hinwirken, […] im Geltungs-
bereich des TV-L entbehrlich“. Auch die Hochschule für 
Musik Detmold hält – abgesehen von der Problematik 

der Leistungsbezüge im Rahmen der W-Besoldung – 
die tarif- bzw. besoldungsrechtlichen Vorgaben für 
ausreichend und spezifische Maßnahmen zur Her-
stellung von Entgeltgleichheit für entbehrlich; die 
Kunstakademie Münster spricht davon, dass durch 
die Anwendung tarifrechtlicher Regelungen „eine 
Entgeltbenachteiligung ausgeschlossen“ werde. Die 
Universität Bochum weist zudem darauf hin, dass 
„[d]ie Zuständigkeit für eine Änderung der Tarif-
merkmale […] beim Arbeitgeberverband (AdL)“ liege 
und nicht bei ihr selbst. Die Folkwang Universität 
der Künste gibt an, dass die Anwendung der gesetz-
lichen Grundlagen des Arbeits- und des Antidiskri-
minierungsrechts in Verbindung mit der Gremien-
beteiligung sowie der Einhaltung tarifvertraglicher 
Regelungen „einer Förderung/Beibehaltung der 
Entgeltgleichheit“ entspreche. Ähnlich sieht auch 
die Hochschule Rhein-Waal durch die Einhaltung 
tarifvertraglicher Regelungen sowie die Beteiligung 
von Personalrat und Gleichstellungsbeauftragter 
die Entgeltgleichheit gewahrt. Einige Hochschulen, 
etwa die Fachhochschule Bielefeld oder die Folk-
wang Universität der Künste, sehen die Beteiligung 
der Gleichstellungsbeauftragten an allen relevanten 
Prozessen (u. a. Stellenausschreibungen, Einstel-
lungsverfahren, Höhergruppierungen, Übertragung 
von Tätigkeiten etc.) als Maßnahme zur Förderung 
von Entgeltgleichheit an – auch wenn diese Vorge-
hensweise lediglich der Einhaltung der bestehenden 
gesetzlichen Vorgaben entspricht.

Andere Hochschulen hingegen beurteilen die bis-
herigen rechtlichen Regelungen zur Verwirklichung 
von Entgeltgleichheit als nicht ausreichend. Die von 
diesen Hochschulen ergriffenen Maßnahmen für Ent-
geltgleichheit ihrer Beschäftigten unterscheiden sich 
in ihrer Reichweite und bezüglich ihrer Zielgruppen: 
Mithilfe von Prüf-Zertifikaten und Controlling-Ver-
fahren schaffen die Hochschulen (interne) Transpa-
renz und zugleich die Basis für zielgerichtete Maß-
nahmen zur Verwirklichung von Entgeltgleichheit. 
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Solche Maßnahmen beziehen sich zum einen auf die 
Personalrekrutierung und -entwicklung und zum 
anderen auf die Leistungsvergütungen in der W-Be-
soldung sowie im Tarifrecht. Die tariflichen Entgelt-
strukturen sollen diskriminierungsfrei gestaltet wer-
den. Nach Ansicht der Gleichstellungsakteur_innen 
an den Hochschulen stellen dabei insbesondere die 
Fragen der diskriminierungsfreien Bewertung von 
Tätigkeiten – als Basis für die tarifliche Eingruppie-
rung – sowie von Leistung – als Grundlage für die 
Gewährung von Zulagen – wichtige Stellschrauben 
dar, wenn es darum geht, Entgeltgleichheit zu ver-
wirklichen.

8.2.1	 Herstellung von Transparenz mithilfe von 
Zertifikaten und Controlling-Verfahren

Die FernUniversität Hagen hat sich im Jahr 2016 als 
bundesweit erste Hochschule am EG-Check-Verfah-
ren beteiligt und ist hierfür mit einem Zertifikat der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes ausgezeichnet  
worden. Zudem setzt die FernUniversität auf eine 
Sensibilisierung der Leitungsebene und bietet den 
Dezernaten an, sich zum Thema Entgelttransparenz 
fortzubilden. An der Universität Bielefeld wird der-
zeit im Rahmen der Fortschreibung des MTV-Gleich-
stellungsplans die Beteiligung am EG-Check-Verfah-
ren diskutiert, da die Hochschule die Umsetzung des 
EntgTranspG allein nicht als zielführend ansieht, um 
tatsächliche Entgeltgleichheit herzustellen.

Die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg strebt eine Zerti-
fizierung mit dem Total-E-Quality-Prädikat an. Im 
Rahmen des vergangenen Frauenförderrahmenplans 
hatte die Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule 
für die Mitarbeiter_innen im MTV-Bereich sowie für 
die wissenschaftlichen Mitarbeiter_innen den Gender  
Pay Gap berechnet. Im Jahr 2019 soll zudem ein 
systematischer Vergleich der Leistungs- und Beru-
fungszulagen von Professorinnen und Professoren 
vorgenommen werden. Auch die Hochschule Bo-
chum untersucht nach eigenen Angaben, ob es bei 
den Zulagen „Indizien für Ungleichbehandlungen 
zwischen Frauen und Männern gibt“, und verweist 
ansonsten auf die Umsetzung des AGG. An der Uni-
versität Siegen ist ebenfalls eine Initiative zur Über-
prüfung der Vergleichbarkeit von Leistungsbezügen 
von Professor_innen im Entstehen. Diese geht auf die 
Professorinnen, die Mitglied in der Gleichstellungs-
kommission sind, zurück.

8.2.2	 Personalrekrutierung und -entwicklung

Die Fachhochschule Münster hat den gesamten Per-
sonalauswahlprozess standardisiert, sodass Rahmen-
bedingungen und Auswahlkriterien für alle Bewer-
ber_innen vereinheitlicht wurden. Zudem wurde eine 
Richtlinie für die Personalgewinnung verabschiedet, 
die sich am Grundsatz des OTM-Recruitment orien-
tiert (open, transparent and mertit-based recruit-
ment). Diese stelle sicher, dass die Auswahlverfahren 
transparent und fair gestaltet sind und nach Leis-
tungs- und Befähigungskriterien entschieden werde.

Die Fachhochschule Aachen sieht ihre Personalent-
wicklungsmaßnahmen als einen Baustein zur Siche-
rung von Transparenz sowie einer „chancengerechten 
Entgeltstruktur“. An der Universität zu Köln wurden 
im Juli 2018 Leitlinien für gute Beschäftigungsbe-
dingungen für den wissenschaftlichen Nachwuchs 
verabschiedet. Dabei geht die Universität davon aus, 
dass diese Maßnahmen „sowohl unmittelbar als auch 
mittelbar zu einer Minimierung der Entgeltbenach-
teiligung (auch) von Frauen“ beitragen. Die konkret 
beschlossenen Regelungen betreffen u. a. die Zusage, 
Master-Absolvent_innen grundsätzlich nach dem 
TV-L E13 zu beschäftigen, sodass eine Beschäftigung 
als wissenschaftliche Hilfskraft „so weit wie möglich 
vermieden“ werde. Ebenso sind längere Vertrags-
laufzeiten für Promovend_innen sowie ein Beschäf-
tigungsumfang von mindestens 50 % verankert. Zu-
gleich geht die Universität zu Köln davon aus, dass die 
Anwendung des TV-L und der beamtenrechtlichen 
Vorgaben die Beschäftigten der Hochschule grund-
sätzlich vor einer Entgeltbenachteiligung aufgrund 
des Geschlechts schützt.

Die FernUniversität Hagen hat im Oktober 2017 neue 
Richtlinien zur Beschäftigung von Hilfskräften, Fach-
mentor_innen sowie wissenschaftlichen Online-Tu-
tor_innen verabschiedet, die das Entgeltgleichheitsge-
bot sowie Transparenzanforderungen berücksichtigen. 
An der Universität Bonn gelten einheitliche Regula-
rien und Vergütungssätze für die Hilfskräfte, die in 
den Richtlinien für die Beschäftigung und Vergütung 
wissenschaftlicher und studentischer Hilfskräfte fest-
gelegt sind. Die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg will –  
sofern eine Verstetigung der Hochschulpaktmittel aus 
Bund und Land erfolgt – etwaige bevorstehende Ent-
fristung von wissenschaftlichen Mitarbeiter_innen 
und MTV-Beschäftigten geschlechtergerecht vorneh-
men und diesen Prozess durch die zentrale sowie die 



254 Studien Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW, Nr. 31

GLEICHSTELLUNG – ZUR UMSETZUNG (RECHTLICHER) INTERVENTIONS- UND STEUERUNGSMASSNAHMEN

dezentralen Gleichstellungsbeauftragten begleiten 
lassen. Die Universität Düsseldorf setzt neben den 
Regelungen aus dem Tarifvertrag auch den Kodex 
„Gute Arbeit an NRW-Hochschulen“ um.39

Die Universität Siegen weist darauf hin, dass Eingrup-
pierungen an den Hochschulen in festen Gruppen, 
Laufbahnen und Stufen entsprechend der Tätigkeits-
beschreibung und des Dienstalters erfolgen: 

„Entgeltgerechtigkeit muss daher bei der Bewertung der 
Tätigkeiten innerhalb der Hochschule ansetzen. Das be­
deutet insbesondere eine Überprüfung und gegebenen­
falls eine Höhergruppierung von ‚typisch weiblichen‘ 
Positionen, insbesondere in den Sekretariaten.“

Hierfür setzt sich an der Universität Siegen seit mehr 
als fünf Jahren das Netzwerk Hochschulsekretariat 
ein: Es wurden Muster-Tätigkeitsbeschreibungen für 
Eingruppierungen entwickelt, die betroffenen Kolleg
innen zur Überprüfung ihrer Eingruppierung aufge-
fordert sowie Anträge auf Höhergruppierung einge-
reicht. Obwohl bislang keine zentralen Regularien zur 
Förderung der Entgeltgleichheit vorliegen, führt die 
Universität Siegen fortlaufend statistische Daten über 
Positionen, Befristungen und Umfang von Stellen und 
untersucht diese auch nach dem Merkmal Geschlecht. 
Diese Überprüfung der Tätigkeitsdarstellungen im 
Tarifbereich soll auch in Zukunft fortgesetzt werden. 

Die Universität Bielefeld hat im MTV-Gleichstellungs-
plan Maßnahmen mit dem Ziel verankert, das geltende 
Tarifrecht zu einer diskriminierungsfreieren Entgelt-
ordnung weiterzuentwickeln. Dies sei jedoch bislang 
„nicht im angestrebten Maße erfolgreich“ gewesen, 
sodass die Hochschule derzeit hauptsächlich auf Per-
sonalentwicklungsmaßnahmen für Frauen setze. 
Auch die Universität Wuppertal nutzt „detaillierte 
Gleichstellungspläne“ und Fortbildungen, um „Rah-
menbedingungen für Entgeltgleichheit“ zu schaffen. 
An der TU Dortmund arbeitet eine „Dienstposten-AG“ 
 zum Thema Entgeltgleichheit, bestehend aus Mitglie-
dern der Universitätsleitung und der Personalverwal-
tung sowie dem Personalrat, die dazu beitragen soll, 

39 Der „Vertrag über gute Beschäftigungsbedingungen für das Hoch-
schulpersonal“ geht auf § 34a HG zurück. Erarbeitet wurde der Rah-
menvertrag durch das Wissenschaftsministerium sowie Vertreter_innen 
der Hochschulen und des Landespersonalrats. Vgl. https://www.mkw. 
nrw/hochschule/hochschulen-in-nrw/rahmenvertrag-fuer-gute- 
beschaeftigungsbedingungen/ [Zugriff am 21.11.2018]. Mit Inkrafttreten 
des veränderten Hochschulgesetzes zum 01.10.2019, wurde der Paragraf 
allerdings gestrichen.

„Transparenz und Gleichbehandlung“ zu gewährleis-
ten. Auch die TU Dortmund erachtet die Entgeltstruk-
turen durch den TV-L als „weitgehend vorgegeben“. 
Niedrige Eingruppierungen bei Frauen (und Männern) 
resultierten häufig aus einem nicht vollständig aus-
geschöpften Potenzial der Beschäftigten, weshalb die 
TU im Rahmen der Personalentwicklung „Fort- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten anbietet, die eine be-
rufliche Entwicklung fördern“ sollen. TU Dortmund 
und Universität Wuppertal setzen hier u. a. auf den 
H2-Lehrgang, der sich an alle tarifbeschäftigten Mit-
arbeiter_innen im MTV-Bereich richtet und für Auf-
gaben des gehobenen Dienstes qualifiziert.40 Auch 
die Universität Duisburg-Essen erarbeitet derzeit ein 
Maßnahmenpaket zur Entgeltgleichheit im MTV-
Bereich. Ein entsprechender Entwurf der Gleichstel-
lungskommission soll im Herbst 2018 dem Senat vor-
gelegt werden. Zugleich fungiert die stellvertretende 
Gleichstellungsbeauftragte für den Bereich MTV als 
Sprecherin der BuKoF-Kommission „Mitarbeiterinnen 
in Technik und Verwaltung“.

8.2.3	 Vergabe von Leistungszulagen nach Tarif 
und bei Professuren in der W-Besoldung

Einige Hochschulen überprüfen zudem ihre Vergabe 
von Leistungszulagen auf etwaige Verstöße gegen das 
Entgeltgleichheitsgebot und nutzen hierfür die Aus-
gestaltung von Vergaberichtlinien und Controlling-
Verfahren.41

Neben den Leistungsbezügen im Rahmen der W-Be-
soldung sieht die Universität Münster insbesondere 
bei den Leistungsprämien und -zulagen für Tarifbe-
schäftigte und Beamt_innen in der A-Besoldung das 
Potenzial für eine mögliche Entgeltbenachteiligung. 
Um bei der Vergabe Ungleichbehandlungen u. a. 
wegen des Geschlechts vorzubeugen, regeln an der 
Universität Münster Richtlinien „sowohl das Verfah-
ren als auch die Kriterien für die Vergabe“. Zudem ist 
ein Monitoring-Verfahren institutionalisiert, sodass 
die Universitätsleitung, die Personalvertretungen, die 
Gleichstellungsbeauftragte und die Schwerbehinder-
tenvertretung jährlich Informationen über die Verga-
be der Prämien und Zulagen erhalten, die bei Bedarf 
erörtert werden. Die Universität Münster erstellt zu-

40 Vgl. hierzu die Informationen des Weiterbildungsträgers: https:// 
www.weiterbildung.uni-muenster.de/zertifikatsstudiengaenge/h2- 
qualifizierungslehrgang/ [Zugriff am 19.11.2018].
41 Die Vergabeverfahren von Leistungsbezügen werden ausführlich in 
Teil C dieses Reports erläutert.
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dem einen sogenannten „Equal Pay-Bericht“ über die 
Gehälter der Professor_innen. Dieser geht der Hoch-
schulleitung und der Gleichstellungsbeauftragten zu 
und wird auf einer Rektoratssitzung diskutiert. Derzeit 
ergäben sich hieraus keine Hinweise auf einen Gender 
Pay Gap. Die Universität zu Köln nimmt derzeit eine 
Analyse des Gender Pay Gaps auf der Ebene der Pro-
fessor_innen vor, „die vor allem auch die nicht tarif-
lich geregelten Leistungszulagen in den Blick nimmt“. 
Die Ergebnisse sollen dazu genutzt werden, Maßnah-
men zu konzipieren bzw. weiterzuentwickeln, um 
Entgeltgleichheit zu gewährleisten. 

Auch die Universitäten Duisburg-Essen und Bonn 
geben an, Richtlinien für die Vergabe von Leistungs-
bezügen und Funktionsleistungsbezügen entwickelt 
zu haben. An der Fachhochschule Bielefeld ist im 
Gleichstellungsrahmenplan ein Auskunftsrecht der 
Gleichstellungsbeauftragten über die Vergütung von 
Professor_innen verankert. 

Die Universität Siegen hat in Bezug auf die W-Be-
soldung einen Mindeststandard für die Ausstattung 
neu berufener Professor_innen definiert, der insbe-
sondere die Personal- und Sachausstattung betrifft. 
Besoldungszusagen für Neuberufene würden „nach 
geschlechterunabhängigem Standard“ festgesetzt und 
umfassen einen „Mindestbetrag bei unbefristeten/be-
fristeten Berufungsleistungsbezügen – mit der Mög-
lichkeit der Entfristung bei Erfüllung von fachbezoge-
nen individuellen Zielvereinbarungen“. 

Die Richtlinie der Hochschule für Musik Detmold 
für die Leistungsbezüge der Professor_innen sieht 
die Möglichkeit eines Beschwerdeverfahrens unter 
Einsetzung einer Schlichtungskommission vor. An 
der Universität Paderborn ist geplant, die Zielverein-
barungen mit Professor_innen zukünftig transpa-
renter zu gestalten und die Vergabe von individuel-
len Leistungsbezügen einem Gender Controlling zu 
unterziehen.

8.3 	 Resümee

Es zeigt sich, dass die Hochschulen sehr unter-
schiedlich mit dem EntgTranspG sowie mit dem 
Entgeltgleichheitsgebot umgehen: Ein Blick auf 
die Umsetzung des EntgTranspG an den Hochschu-
len bestätigt die Kritik gleichstellungspolitischer 
Akteur_innen an der Ausgestaltung des Gesetzes: 
Lediglich tarifbeschäftigte Hochschulangehörige  
werden von dem Gesetz erfasst und an den Hoch-
schulen kommt allein die Komponente des Aus-
kunftsersuchens zur Anwendung. Immerhin fünf 
Hochschulen fallen aufgrund ihrer geringen Größe  
überhaupt nicht unter das Gesetz. Zudem verhin-
dert die Angemessenheitsvermutung der tarif-
vertraglichen Regelungen eine Überprüfung von 
Eingruppierungen. Insofern wird das Potenzial 
des Gesetzes zur Verbesserung der Entgeltgleich-
heit in einigen Rückmeldungen der Hochschulen 
sehr kritisch gesehen. Lediglich ein knappes Drittel 
der Hochschulen hat Maßnahmen zur Umsetzung 
des EntgTranspG ergriffen oder plant diese für die 
Zukunft. Hier sind in erster Linie Regelungen zur 
Umsetzung von Auskunftsersuchen zu nennen, die 

bislang von den Beschäftigten allerdings nur spärlich 
nachgefragt werden.

Viele Hochschulen sehen hingegen keinerlei Not-
wendigkeit, gleichstellungspolitisch für Entgelt-
gleichheit aktiv zu werden: Sie erachten die tarif- 
und beamtenrechtlichen Vorgaben für ausreichend 
und setzen deren Umsetzung mit der Verwirklichung 
von Entgeltgleichheit gleich. Andere Hochschulen 
entwickeln Maßnahmen, um Entgeltgleichheit trotz 
der heterogenen Beschäftigungsverhältnisse an den 
Hochschulen zu befördern. Zentrale Stellschrauben 
zur Verwirklichung von Entgeltgleichheit sind die 
Leistungskomponenten der (W-)Besoldung und der 
Gehälter sowie die Eingruppierungen insbesondere  
der Mitarbeitenden in Technik und Verwaltung. Bis-
lang hat lediglich die FernUniversität Hagen ihre 
Entgeltordnung systematisch mittels eines Prüfver-
fahrens analysiert. Ob und in welchem Ausmaß tat-
sächlich geschlechterbezogene Entgeltungleichhei-
ten an den Hochschulen bestehen, ist Gegenstand 
von Teil C dieses Berichts.
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lich Professorinnen (z. B. Erziehungswissenschaften, 
Germanistik), während in einigen Ingenieur- und 
Naturwissenschaften (Elektrotechnik, Physik) die 
10-Prozent-Marke noch nicht überschritten ist. Hin-
zu kommt, dass die Erhöhung der Frauenanteile in 
mindestens zwei Fächergruppen – Rechts-, Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften sowie Mathematik, 
Naturwissenschaften im Zuge der Änderung der  
Fächergruppensystematik entstanden ist. 

Gender Gap zwischen Studium und Professur 
Auch der akademische Qualifizierungsweg inner-
halb der Fächergruppen zeichnet jeweils ein spezi-
fisches Bild des abnehmenden Frauenanteils bei 
höherer Qualifizierungsstufe. So fällt der Gender Gap 
hinsichtlich der Frauenanteile zwischen Studium 
und Professur je nach Fächergruppe unterschiedlich  
aus: Am größten ist er in der Fächergruppe Human
medizin/Gesundheitswissenschaften, wo einer Zwei-
drittelmehrheit von Studentinnen lediglich ein Fünf-
tel Professorinnen gegenübersteht, am geringsten in 
den Ingenieurwissenschaften, wo der Professorinnen

anteil nur neun Prozentpunkte niedriger ausfällt als 
der Studentinnenanteil. In Fächern, in denen die 
Promotion eher die Bedeutung eines erweiterten 
Studienabschlusses hat (vor allem Humanmedizin 
und Mathematik, Naturwissenschaften), sinkt der 
Frauenanteil zwischen Studium und Promotion weni
ger stark, gleichzeitig fällt der Anteil von Frauen im 
Mittelbau deutlich geringer aus als im Studium. In 
den Geisteswissenschaften und in den Rechts-, Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften findet der Bruch 
hingegen zwischen Studium und Promotion statt. 
Möglicherweise sind es Strukturen im Mittelbau selbst 
oder auch fach- und hochschulspezifische Betreu-
ungskulturen, die den Abschluss einer Promotion ver-
zögern oder ganz verhindern. Gerade die Analyse auf 
Hochschulebene zeigt, dass es in allen Fächergruppen 
eine große Spannweite gibt zwischen Universitäten, 
die kaum Unterschiede bei den Frauenanteilen an 
den Studierenden und den Promovierten aufweisen, 
und solchen mit besonders großen Lücken zwischen 
Studium und Promotion. 

2	 GLEICHSTELLUNG – ZUR UMSETZUNG (RECHTLICHER)  
INTERVENTIONS- UND STEUERUNGSMASSNAHMEN

Es gehört zu den gesetzlichen Aufgaben der Hoch-
schulen, die tatsächliche Gleichstellung der Ge-
schlechter in Wissenschaft, Lehre und Forschung 
zu verwirklichen. Konkretisiert wird dieser Gleich
stellungsauftrag u. a. im Landeshochschulgesetz (HG)  
und im Kunsthochschulgesetz (KHG) des Landes 
Nordrhein-Westfalen. In Teil B des Gender-Reports  
wird untersucht, wie die Hochschulen den gleich
stellungspolitischen Auftrag vor Ort umsetzen und 
welche Herausforderungen sie dabei identifizieren. 
Neben den Landeshochschulgesetzen fließt auch die 
weitere Gleichstellungsgesetzgebung auf Landes- 
und Bundesebene – etwa das LGG oder das AGG – in 
die Analyse ein. Es wird u. a. untersucht, wie sich die 
Förderung der Vereinbarkeit und die Bereitstellung 
von Kinderbetreuungsplätzen oder die Umsetzung 
der Gleichstellungsquote für die Besetzung von Pro-
fessuren entwickelt haben. Zugleich werden neue, 

bisher nicht ausreichend beachtete gleichstellungs-
politische Fragestellungen erschlossen. Dies umfasst 
die Umsetzung des Entgelttransparenzgesetzes oder 
die von den Hochschulen in NRW ergriffenen Maß-
nahmen gegen sexualisierte Diskriminierung und 
Gewalt. Als Datengrundlage dienen eine schriftli-
che Befragung aller Hochschulen in Trägerschaft des 
Landes NRW im Jahr 2018 sowie Datenbankenaus-
wertungen, eigene Erhebungen und Dokumenten-
analysen.

Zusammenfassend werden mit den vorgestellten Maß-
nahmen und Projekten drei übergeordnete gleichstel-
lungspolitische Ziele verfolgt, die in der folgenden 
Synthese noch einmal beleuchtet werden: (1) Parität 
und Chancengleichheit herstellen, (2) geschlechter-
gerechte Campus- und Wissenschaftskulturen schaf-
fen, (3) Gleichstellung aktiv steuern.
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2.1	 PARITÄT UND CHANCENGLEICHHEIT HERSTELLEN

Die Geschlechterverhältnisse an den Hochschulen 
sind trotz aller Gleichstellungsbemühungen weiterhin 
ungleich. Besonders sichtbar wird dies in den geringen 
Frauenanteilen auf Professuren und in der ungleichen 
Beteiligung von Frauen an den Leitungspositionen 
der Hochschulen. Deshalb bleibt es ein vorrangiges 
Ziel von Gleichstellungspolitik an den Hochschulen, 
hier Parität und Chancengleichheit herzustellen.

Geschlechtergerechte Besetzung der Leitungs­
positionen und -gremien
Im Berichtszeitraum ist an den Hochschulen in Trä-
gerschaft des Landes NRW eine leichte Steigerung 
der Frauenanteile in Leitungsgremien und -positio
nen auf rund 32 % zu verzeichnen. Hier setzt sich der 
positive Trend vorheriger Jahre fort, auch wenn die 
Geschlechterparität – bezogen auf alle Leitungsgre-
mien – nach wie vor in weiter Ferne liegt. Lediglich 
bei den Hochschulräten, deren Mitglieder mindestens 
zur Hälfte aus externen Personen bestehen, wird eine 
geschlechterparitätische Besetzung erreicht und damit 
gleichzeitig die gesetzlich festgeschriebene Gleich
stellungsquote von 40 % erfüllt. Besonders gering fällt 
dagegen der Frauenanteil in den Dekanaten aus, der 
im Durchschnitt unterhalb der 20-Prozent-Marke 
verbleibt.

Obwohl einige Hochschulen die Herausforderung 
beschreiben, Wahlgremien wie den Senat geschlech
tergerecht zu besetzen, machen die deutlich höheren 
Frauenanteile sichtbar, dass geschlechtergerechte 
Verfahrensweisen auch bei Listenwahlen möglich 
sind. Zudem warnen einige Hochschulen, dass sich 
die Befristungspraxis im akademischen Mittelbau 
negativ auf die Bereitschaft zum Engagement in 
den Selbstverwaltungsgremien auswirkt. Auch dies  
begünstigt eine ungleiche Beteiligung von Frauen  
und Männern an Leitungsaufgaben und Gremien
verantwortung, da Wissenschaftlerinnen ohne Pro-
fessur im Vergleich zu ihren Kollegen seltener eine 
Dauerstelle innehaben und häufiger befristet beschäf-
tigt sind. Vor diesem Hintergrund würde sich eine ge-
schlechtergerecht ausgestaltete Entfristungsoffensive 
positiv auf die Beteiligung von Wissenschaftlerinnen 
an Leitungsfunktionen und -gremien der Hochschu-
len auswirken und zugleich dazu beitragen, den indi-
rekten Gender Pay Gap im wissenschaftlichen Mittel-
bau zu reduzieren.

Die grundlegende Problematik, die von den Hoch
schulen in Bezug auf eine geschlechterparitätische 
Besetzung von Gremien und Leitungspositionen for-
muliert wird, steht in engem Zusammenhang mit 
dem Absinken des Frauenanteils im Verlauf der Qua-
lifizierungs- und Karrierestufen in der Wissenschaft. 
Denn der nach wie vor geringe Professorinnenanteil 
von lediglich 25,2 % führt dazu, dass Hochschulleh-
rerinnen durch ihre stärkere Beteiligung an Leitungs-
gremien und -positionen im Vergleich zu ihren Kolle-
gen überdurchschnittlich belastet werden. Nicht alle 
Hochschulen kompensieren diese stärkere Belastung 
der Professorinnen durch die Bereitstellung zusätz-
licher Ressourcen, wie z. B. eine wissenschaftliche 
Hilfskraft, oder die Reduzierung des Lehrdeputats. 
Zugleich geht nicht jede Position mit einem Zuwachs 
an Entscheidungsmacht und Prestige einher, der die 
verknappten Zeitressourcen für Forschen und Publi-
zieren aufwiegt. Deshalb schätzen die Professorinnen 
selbst ihre stärkere Einbindung in Leitungsfunktionen 
und -gremien nicht uneingeschränkt als attraktiv ein. 
Diesem Dilemma kann letztlich nur durch eine Stei-
gerung des Frauenanteils auf Professuren begegnet 
werden. Der paritätischen Besetzung von Professuren 
kommt vor diesem Hintergrund eine Schlüsselfunk-
tion für eine geschlechtergerechte Beteiligung von 
Frauen an den Entscheidungsprozessen der Hoch-
schulleitung und in den Gremien der demokratischen 
Selbstverwaltung der Hochschulen zu.

Gleichstellungsquoten und -ziele bei der Berufung 
auf Professuren
Seit der Einführung der Gleichstellungsquote im Jahr 
2014 haben mit Ausnahme von vier Hochschulen 
mittlerweile fast alle Universitäten und Fachhoch-
schulen fächergruppenspezifische Berufungsquoten 
verabschiedet. Einige Hochschulen befinden sich 
nach Ablauf von drei Jahren bereits im Evaluations- 
und Neubestimmungsprozess der Quoten.

Es zeigt sich allerdings, dass die Quoten je nach Fä-
chergruppe sehr stark variieren. So wurden in den 
Geistes- und Sozialwissenschaften Berufungsquoten  
nahe der Parität verabschiedet, während sie in den 
Natur- und Technikwissenschaften nicht selten 
unterhalb der 25-Prozent-Marke liegen und damit –  
bei formaler Beachtung der Gleichstellungsquote –  
den durchschnittlichen Frauenanteil auf Professuren 
in NRW deutlich unterschreiten. Vor diesem Hinter-
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grund bedarf es auf landespolitischer Ebene einer 
kritischen Diskussion der Gleichstellungs- und Lei-
tungsakteur_innen darüber, ob Zielquoten von weit 
unter 25 Prozent überhaupt gleichstellungsfördernd 
wirken können. Zudem ist zu fragen, welche Alter-
nativen zum Kaskadenmodell für Fachbereiche mit 
einem sehr geringen Frauenanteil entwickelt werden 
können, um die Anzahl von Professorinnen effektiv 
und nachhaltig zu erhöhen.

Dabei ist – auf der Grundlage der Gender-Reporte – 
auch eine Ergebniskontrolle der verabschiedeten 
Gleichstellungsquoten notwendig, die nicht nur 
das Erreichen der jeweils verabschiedeten Ziel
quoten prüft, sondern auch die Höhe der jeweils 
verabschiedeten Zielquoten evaluiert. Dabei sollte die 
Einführung von rechtlichen Sanktionen in Betracht 
gezogen werden. Denn auch einige gleichstellungs-
politische Akteur_innen an den Hochschulen kri-
tisieren die fehlende Sanktionsfestigkeit der Gleich-
stellungsquoten nach § 37a HG. Einige Hochschulen 
begegnen dem bereits proaktiv, indem sie eigenstän-
dig interne finanzielle Anreize zum Erreichen der 

Zielquoten setzen und den Prozess der Festsetzung 
von Zielquoten modifizieren, um anspruchsvolle(re) 
Quoten zu verabschieden. Dennoch schätzen es ge-
rade gleichstellungspolitisch engagierte Hochschulen 
als negativ ein, dass weder das Verfehlen noch die Ver-
abschiedung unambitionierter Gleichstellungsquoten 
gesetzliche Konsequenzen nach sich ziehen.

Die Entwicklung an den Kunsthochschulen ist ins-
gesamt positiv zu bewerten. Eine Mehrheit der Hoch-
schulen hat mittlerweile Gleichstellungsziele nach 
§  30a KHG formuliert und der Professorinnenanteil 
an den Kunsthochschulen übersteigt prozentual 
die Frauenanteile bei den Professuren an den Uni-
versitäten und Fachhochschulen. Aus einer gleich-
stellungspolitischen Perspektive erweist sich die 
Differenzierung zwischen Gleichstellungszielen und 
Gleichstellungsquoten nach HG und KHG jedoch als 
nicht nachvollziehbar, sodass eine Angleichung der 
gesetzlichen Grundlage und die Einführung verbind-
licher Gleichstellungsquoten auch für die Kunsthoch-
schulen geboten scheint. 

2.2	 GESCHLECHTERGERECHTE CAMPUS- UND WISSENSCHAFTSKULTUREN SCHAFFEN

Geschlechterverhältnisse sind Gesellschaftsverhältnis
se und insofern auch an den Hochschulen in Alltags-, 
Fach- und Wissenschaftskulturen präsent. Dem muss 
Gleichstellungspolitik an den Hochschulen Rechnung 
tragen und den Weg für eine geschlechtergerechte 
Campus- und Wissenschaftskultur ebnen.

Vereinbarkeit: Familie und Hochschule
Die Förderung der Vereinbarkeit von Familie, Wissen
schaft, Beruf und Studium gehört zu den Kernthemen 
von Gleichstellungsarbeit an den Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen. Dabei decken sich Gleichstel
lungsarbeit und Vereinbarkeit jedoch nicht vollständig 
und beide lassen sich nicht auf das jeweils andere 
reduzieren.

An den meisten Hochschulen werden Maßnahmen 
zur Förderung von Vereinbarkeit durch die Familien
servicebüros koordiniert und lokal verankert. Hier
bei wird eine Erweiterung des Verständnisses von 
Familie und Vereinbarkeit sichtbar, denn neben der 
Kinderbetreuung rückt auch Pflegeverantwortung 
vermehrt ins Blickfeld. Im Vergleich zum letzten 
Berichtszeitraum wurden die Angebote insgesamt 

leicht ausgebaut. Auch die Verstetigungsprozesse 
setzen sich fort. Trotz dieser Tendenz ist der Grund-
satz „Dauerstellen für Daueraufgaben“ in Bezug auf 
die Familienservicebüros noch nicht an allen Hoch
schulen verwirklicht. Weiterhin sind einige Fami-
lienservicebüros und die von ihnen angebotenen 
Serviceleistungen projektfinanziert, sodass dort eine 
langfristige und strukturelle Verankerung und Siche
rung dieser Angebote aussteht. 

Die Zahl der angebotenen Kinderbetreuungsplätze an 
Hochschulen hat sich insgesamt leicht erhöht. Hierbei 
werden Hochschulen in privater sowie in öffentlicher 
Trägerschaft des Landes oder Bundes betrachtet. Den 
stärksten Anstieg verzeichnen Angebote im Bereich 
der Kurzzeit-, Notfall- und Ferienbetreuung. Auf der 
Grundlage aktueller Erhebungen ist jedoch weiterhin 
davon auszugehen, dass insbesondere der Bedarf an 
einer Ganztagsbetreuung für Kinder bis zu drei Jah-
ren das an den Hochschulen verfügbare Platzangebot 
deutlich übersteigt. 

Um diesen Bedarfen gerecht zu werden, ist es erfor
derlich, Angebote zur Vereinbarkeit von Familie, 



430 Studien Netzwerk Frauen- und Geschlechterforschung NRW, Nr. 31

ZUSAMMENFASSUNG

Studium und Beruf bei der Grundfinanzierung der 
Hochschulen in Trägerschaft des Landes NRW zu be-
rücksichtigen und entsprechende Mittel bereitzustellen. 
Darüber hinaus muss auch im Hinblick auf Investitio-
nen in Hochschulneubauten und Gebäudesanierun-
gen die Verwirklichung einer familiengerechten Ar-
beits- und Campuskultur in die Planungen einbezogen 
werden: Dies umfasst beispielsweise die Bereitstellung 
von Wickelmöglichkeiten und Eltern-Kind-Räumen, 
aber auch die Einrichtung von (weiteren) Kinder
betreuungsmöglichkeiten in räumlicher Nähe zu den 
jeweiligen Hochschulstandorten. Hier sind die Hoch-
schulen gefordert, sowohl die baulichen Maßnahmen 
einzufordern und umzusetzen als auch eine familien-
freundliche Hochschul- und Campuskultur aktiv zu 
fördern. Dies umfasst nicht zuletzt die Umsetzung von 
Neuregelungen des Mutterschutzgesetzes, das auf die 
Gruppe der Studentinnen ausgeweitet wurde. Diese 
rechtliche Anpassung der neuen Mutterschutzrege
lungen in den bestehenden Prüfungs- und Studienord-
nungen steht an einigen Hochschulen noch aus.

Sexualisierte Belästigung, Gewalt und Macht­
missbrauch
Der Gender-Report 2019 legt zum ersten Mal einen 
Fokus auf die Frage, wie die Hochschulen in NRW ihre 
Angehörigen vor sexualisierter Belästigung, Diskrimi-
nierung und Gewalt schützen. Nachdem über sexua-
lisierte Diskriminierung und Gewalt im Hochschul-
kontext bereits seit Längerem debattiert wird, erlangt 
die Problematik nun im Rahmen gesellschaftlicher De-
batten über Alltagssexismus und sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz erneut Aufmerksamkeit. Dies zeigt sich 
auch daran, dass sich Hochschul- und Gleichstellungs-
akteur_innen vermehrt damit auseinandersetzen, 
welche Maßnahmen präventiv zu ergreifen sind und 
wie die Hochschulen Betroffene konkret unterstützen 
können. In der Antidiskriminierungsgesetzgebung 
(AGG) existieren jedoch weiterhin Lücken, die dazu 
führen, dass Studentinnen nicht vollumfänglich ge-
schützt sind. Nach wie vor große Forschungsdesiderate 
bestehen bezüglich des Ausmaßes und der Verbreitung 
sexualisierter Diskriminierung und Gewalt im Hoch-
schulkontext.

Die meisten nordrhein-westfälischen Hochschulen 
ergreifen Maßnahmen gegen sexualisierte Diskri
minierung, Belästigung und Gewalt. Dabei sind die 
Hochschulen vor allem präventiv im Bereich Infor-
mation und Sensibilisierung tätig. Zudem haben viele 
Hochschulen Verfahrensrichtlinien erlassen und An-

laufstellen eingerichtet, an die sich Betroffene wenden 
können. Die Richtlinien definieren den Ablauf von Be-
schwerdeverfahren und legen Sanktionsmaßnahmen 
bei festgestellten Verstößen fest. Die einzelnen Richt-
linien unterscheiden sich allerdings in Umfang und 
Inhalt sehr stark voneinander.

Für eine Verbesserung des Schutzes aller Hoch
schulangehörigen ist es erforderlich, dass alle Hoch
schulen prüfen, ob in ihrer Richtlinie Studierende 
bereits berücksichtigt sind oder der Geltungsrahmen 
erweitert werden muss. Trotz der Neuregelungen im 
aktuellen Hochschulgesetz sollten die Hochschu-
len explizit gesetzlich verpflichtet werden, Richtli-
nien zum Schutz vor sexualisierter Diskriminierung 
und Gewalt zu erlassen, deren Geltungsbereich alle 
Hochschulangehörigen umfasst. Wünschenswert 
ist zudem, dass die Richtlinien der Hochschulen auf 
geteilten Standards beruhen und kontextspezifisch 
gestaltet sind. Dies kann helfen, Verfahrenswege 
transparent zu machen und die Professionalisierung 
von Beratungsangeboten zu steigern. Zugleich könnte  
dies die Hochschulen auch dabei unterstützen, Pro-
blematiken beim Diskriminierungsschutz in den  
Blick zu nehmen, die bislang unberücksichtigt geblie-
ben sind. Dazu zählen u. a. ein erweiterter Fokus auf 
die Gruppe der Betroffenen sexualisierter Diskrimi-
nierung und Gewalt – etwa im Kontext von LGBTQI –  
und eine stärkere Auseinandersetzung mit der The-
matik der Mehrfachdiskriminierung (etwa dem Zu-
sammenwirken von Sexismus mit Rassismus oder 
Behindertenfeindlichkeit).

Geschlechterforschung: Professuren, Zentren, 
Studiengänge
Die Entwicklung der Geschlechterforschung, d. h. 
die Einrichtung von Professuren, Zentren und Stu-
diengängen, wurde bereits in den letzten Gender-
Reporten nachgezeichnet. Auch dank des „Landes-
programms geschlechtergerechte Hochschulen“ 
konnte das Forschungsfeld im letzten Berichts
zeitraum insbesondere in der Medizin gestärkt wer-
den, einer Fachdisziplin, in der die systematische 
Einbeziehung der Kategorie Geschlecht bislang kaum 
verankert war. Aktuell fehlen jedoch weiterhin 
Gender-Perspektiven in und aus den Natur- und 
Technikwissenschaften. Sorge bereitet zudem, dass 
die absolute Zahl der Professuren mit einer Gender-
Denomination im Vergleich zum vorherigen Be-
richtszeitraum sogar gesunken ist. Dies hängt u. a. 
damit zusammen, dass die im Rahmen des Landes-
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programms geförderten Denominationen formal an 
die Programmlaufzeit gebunden sind. Damit drohen 
die Denominationen spätestens bei der Neu- bzw. 
Wiederbesetzung einer Professur verloren zu gehen. 
Trotz Disziplinbildungsprozessen in Form von Stu-
diengängen und Forschungszentren unterstreicht 
dies die hohe Bedeutung von disziplinären Zugän-

gen für die Institutionalisierung und zukünftige 
Absicherung der Geschlechterforschung. Insofern 
bleibt die Verankerung von fachspezifischen Ge
schlechterperspektiven auf der Ebene der Fakultäten 
und Fachbereiche eine unabdingbare Voraussetzung 
für den Erfolg der Gender-Forschung als Wissensfeld 
an nordrhein-westfälischen Hochschulen.

2.3	 GLEICHSTELLUNG AKTIV STEUERN 

Die Hochschulen nutzen verschiedene Instrumente 
zur Steuerung von Gleichstellung. Hierbei werden 
auch leistungsbasierte Modelle zur Mittelvergabe ein-
gesetzt. Zugleich haben Geschlechterungleichheiten 
auch eine finanzielle Komponente. 

Zusammenwirken von Steuerungsinstrumenten
An den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen existie
ren parallele Formen der Gleichstellungssteuerung 
und -governance. So wird Gleichstellungsverant
wortung im Zuge von New-Public-Management-
Strategien zunehmend als Aufgabe der Hochschullei-
tungen begriffen und in Form von Stabsstellen oder 
designierten Prorektoraten ausgeübt. Zugleich ist die 
Institutionalisierung von zentralen und dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten und -kommissionen, 
die eher klassische Formen der Gleichstellungs- und 
Frauenförderung repräsentieren, weit vorangeschritten.  
Hier setzen insbesondere die Universitäten Maßstäbe, 
aber auch an den Kunsthochschulen, die zur Einrich-
tung von Gleichstellungskommissionen gesetzlich 
nicht verpflichtet sind, wird Gleichstellungsarbeit 
durch eine freiwillige Institutionalisierung dieses 
Gremiums breit verankert.

Im Vergleich zum letzten Berichtszeitraum verfügen 
deutlich mehr Hochschulen über gültige Gleichstel-
lungspläne. Nur wenige Hochschulen nutzen hierbei 
das alternative Instrument der Experimentierklausel. 
Zukünftig wird es vor allem darauf ankommen, Syner-
gien zwischen den verschiedenen Formen der Gleich-
stellungssteuerung zu erzeugen, um Konkurrenz
verhältnisse und Parallelstrukturen zu verhindern. 
Darüber hinaus müssen die Hochschulen dafür Sorge 
tragen, die kontinuierliche Fortschreibung von Gleich
stellungsplänen sowie die Sicherstellung und Weiter-
gabe von organisationalem Gleichstellungswissen in 
den zentralen und dezentralen Gleichstellungsämtern 
zu garantieren.

Finanzierungsmodelle: Sockelbetrag, LOM und  
Gender Budgeting
Die Zuweisung von Finanzmitteln an die Hochschulen 
zur Förderung von Gleichstellung erfolgt mittels zwei-
er unterschiedlicher Instrumente – dem Sockelbetrag 
des MKW NRW für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Chancengleichheit als einer Form der Grundfinanzie-
rung sowie einer leistungsorientierten Mittelvergabe, 
der LOM. Der Sockelbetrag, dessen Volumen je nach 
Größe der Hochschule variiert, aber nicht an Voraus-
setzungen gebunden ist, wird von den Hochschulen 
sehr positiv bewertet, da er Planungssicherheit und 
eine dauerhafte Sicherung von Maßnahmen garan-
tiert. Bei der leistungsorientierten Mittelvergabe ist 
ein Gleichstellungsparameter Bestandteil der Mittel
bemessung durch das Land. Die hierdurch generier-
ten Mittel müssen von den Hochschulen jedoch nicht 
zweckgebunden für Gleichstellungsarbeit eingesetzt 
werden. Insgesamt berücksichtigen elf Hochschulen 
den Parameter Gleichstellung bei der internen Mit-
telvergabe, während acht weitere Hochschulen keine 
Gleichstellungsparameter in die interne LOM inte
grieren. Um interne Anreize für Gleichstellungsarbeit 
zu setzen, nutzen einige Hochschulen jedoch Frauen
förderprogramme mit Anreizkomponenten sowie 
eigene Ziel- und Leistungsvereinbarungen. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass ein umfassendes 
Gender Budgeting, d. h. die Berücksichtigung von  
Gleichstellungsaspekten bei der gesamten Mittelver
teilung und ein dazu erforderliches gendersensibles 
Controlling, an den Hochschulen in NRW nicht umge-
setzt wird. Dieses Versäumnis äußert sich nicht zuletzt 
in genderbezogenen Entgeltungleichheiten, die sich 
an den nordrhein-westfälischen Hochschulen in allen 
Statusgruppen nachweisen lassen. 

Entgelttransparenzgesetz 
Das Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) gilt an 
den Hochschulen nur für einen sehr eingeschränkten  
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Beschäftigtenkreis. Es findet grundsätzlich nur in 
Betrieben mit mehr als 200 Tarifbeschäftigten und 
nicht für die Gruppe der Beamt_innen Anwendung. 
Auch die Angemessenheitsvermutung der tarifrecht
lichen Eingruppierungssysteme begrenzt an den  
Hochschulen die Wirksamkeit des Gesetzes. Vor die-
sem Hintergrund ist es nachvollziehbar, dass das 
EntgTranspG von gleichstellungspolitischen Hoch-
schulakteur_innen kritisch gesehen wird. Lediglich 

ein knappes Drittel der Hochschulen hat bislang Maß-
nahmen zur Umsetzung des individuellen Auskunfts-
rechts der Beschäftigten ergriffen oder plant diese. 
Insgesamt wird an den Rückmeldungen im Rahmen 
der Befragung deutlich, dass viele Hochschulen keine 
Notwendigkeit sehen, selbst Maßnahmen zur Verwirk-
lichung von Entgeltgleichheit zu ergreifen, da sie mit 
der Einhaltung der tarif- und beamtenrechtlichen Vor-
gaben Entgeltgleichheit als verwirklicht betrachten.

3	 AUSMASS UND ENTSTEHUNGSBEDINGUNGEN DES GENDER PAY 
GAPS AN HOCHSCHULEN

Die Ergebnisse der Teilstudie C des Gender-Reports 
2019 belegen, dass an den Hochschulen in Träger-
schaft des Landes NRW geschlechterbezogene Entgelt-
ungleichheiten zuungunsten von Professorinnen, Mit-
arbeiterinnen in Technik und Verwaltung sowie von 
Frauen im akademischen Mittelbau existieren. Damit 
reihen sich die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts in das vor 
allem für die Privatwirtschaft untersuchte Phänomen 
der ungleichen Bezahlung von Frauen und Männern 
ein – trotz ihres grundgesetzlichen Auftrags zur Förde-
rung der tatsächlichen Gleichstellung der Geschlech-
ter. Die Untersuchungsergebnisse der multiperspekti-
visch angelegten Studie (Auswertung amtlicher Daten 
und Richtlinien, Interviews mit Hochschulexpert_in-

nen und Online-Befragung der nordrhein-westfäli-
schen Professor_innen) vervollständigen den bis-
lang disparaten Forschungsstand zu den spezifischen 
Ausprägungen des Gender Pay Gaps an Hochschulen. 
In der folgenden Synthese wird den Fragen nach 
dem Ausmaß und den Entstehungsbedingungen der 
geschlechterbezogenen Verdienstunterschiede inner-
halb der drei Beschäftigtengruppen an den Hochschu-
len nachgegangen. Hierbei wird zwischen direkt und 
indirekt bedingten Entgeltungleichheiten unterschie-
den. Abschließend werden auf der Grundlage der 
vorliegenden Studie Handlungsempfehlungen an 
hochschul- und gleichstellungspolitische Akteur_in-
nen für die Etablierung diskriminierungsarmer Ent-
gelt- und Besoldungsstrukturen formuliert. 

3.1	 DIREKTE EFFEKTE DER LEISTUNGSZULAGEN AUF ENTGELTUNGLEICHHEITEN  
ZWISCHEN PROFESSORINNEN UND PROFESSOREN

Mit Inkrafttreten der W-Besoldung im Jahr 2005 wur-
de die Bezahlung der Professor_innen an staatlichen 
Hochschulen grundlegend reformiert und die Mög-
lichkeit individuell zu verhandelnder Leistungsbe-
züge eingeführt. Damit wurde die C-Besoldung, eine 
am Prinzip der Gleichheit und Seniorität orientierte 
Vergütung, durch eine teilweise leistungsorientierte 
Gehaltssystematik sukzessive abgelöst. Die Einfüh-
rung variabler Gehaltsbestandteile ist zugleich eng 
mit dem Ausbau der unternehmerischen Hochschule 
verknüpft und hat, wie die hier durchgeführten um-
fangreichen Untersuchungen zu den Verdienstdiffe
renzen an den Hochschulen belegen, maßgeblich 
zum Einzug eines direkten Gender Pay Gaps zwischen 

Professor_innen beigetragen. Im Folgenden werden 
die Ergebnisse der Analysen der amtlichen hoch-
schulstatistischen Finanzdaten, der Ordnungen und 
Richtlinien zur Regelung von Leistungsbezügen in 
der W-Besoldung, der Online-Befragung der nord-
rhein-westfälischen verbeamteten Professor_innen 
sowie der Expert_inneninterviews zusammenführend 
dargestellt.

Unterschiedliche Bruttogehälter für Professorinnen 
und Professoren
Verbeamtete vollzeitbeschäftigte Professorinnen ver-
dienen an den nordrhein-westfälischen Hochschulen 
durchschnittlich pro Monat 615 € weniger als ihre 
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F	 Frau

M	 Mann 

FH	 Fachhochschule

KH	 Kunsthochschule

U	 Universität/Universitätsklinik

A	� Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften, Veterinärmedizin

G	 Geisteswissenschaften

H	 Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften

I	 Ingenieurwissenschaften

K	 Kunst, Kunstwissenschaft 

M	 Mathematik, Naturwissenschaften

R	 Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften

S	 Sport

C2	 Besoldungsgruppe C2

C3	 Besoldungsgruppe C3

C4	 Besoldungsgruppe C4

W1	 Besoldungsgruppe W1

W2	 Besoldungsgruppe W2

W3	 Besoldungsgruppe W3

X	 Keine Angabe
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